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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Übereinkommen vom 26. Mai 1989 

über den Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik 
zum Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
sowie zum Protokoll betreffend die Auslegung dieses Übereinkommens 
durch den Gerichtshof 


A. Zielsetzung 

Mit dem EWG-Übereinkommen vom 27. September 1968 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen in Zivil- und Handelssachen - GVÜ - sowie dem Proto- 
koll vom 3. Juni 1971 betreffend die Auslegung dieses Übereinkom- 
mens durch den Europäischen Gerichtshof ist der wichtigste Bereich 
des zwischenstaatlichen Zivilprozeßrechts im Rahmen der EG ver- 
einheitlicht. Im Rahmen der Erweiterung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft wurde das Übereinkommen auf Dänemark, 
Irland, das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland sowie 
auf Griechenland (Beitrittsübereinkommen von 1978 und 1982) aus- 
gedehnt. Spanien und Portugal haben sich bei ihrer Aufnahme in die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft verpflichtet, dem GVÜ und dem 
Auslegungsprotokoll in der Fassung des Übereinkommens vom 
9. Oktober 1978 und des Übereinkommens vom 25. Oktober 1982 
ebenfalls beizutreten. 

B. Lösung 

Die Verhandlungen über die Anpassungen des Übereinkommens und 
des Auslegungsprotokolls an das Gerichtsverfassungs- und Verfah- 
rensrecht des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik 
haben zum (dritten) Beitrittsübereinkommen vom 26. Mai 1989 ge- 
führt. Nach seiner Ratifikation durch alle EG-Staaten werden Spanien 
und Portugal als neue Mitgliedstaaten an den mit dem GVÜ verbunde- 
nen erheblichen Erleichterungen des Zivilrechtsverkehrs teilhaben. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (131) - 451 02 - Üb 1/93 Bonn, den 4. Oktober 1993 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 26. Mai 1989 über den Beitritt 
des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik zum Übereinkom- 
men über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen sowie zum Protokoll betreffend 
die Auslegung dieses Übereinkommens durch den Gerichtshof mit Begrün- 
dung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 660. Sitzung am 24. September 1993 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 26. Mai 1989 
über den Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik 
zum Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
sowie zum Protokoll betreffend die Auslegung dieses Übereinkommens 

durch den Gerichtshof 


Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Donostia/San Sebastian am 26. Mai 1989 von der Bundesrepublik 
Deutschland Unterzeichneten Übereinkommen über den Beitritt des Königreichs 
Spanien und der Portugiesischen Republik zum Übereinkommen vom 27. Sep- 
tember 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gericht- 
licher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (BGBl. 1972 II S. 773) sowie 
zum ProtokoH vom 3. Juni 1971 betreffend die Auslegung dieses Übereinkom- 
mens durch den Gerichtshof (BGBl. 1972 II S. 845) in der Fassung des Überein- 
kommens über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinig- 
ten Königreichs Großbritannien und Nordirland (BGBl. 1983 II S. 802) und des 
Übereinkommens über den Beitritt der Republik Griechenland (BGBl. 1988 II 
S. 453) wird zugestimmt. Das Übereinkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 32 Abs. 2 für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Übereinkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
Anwendung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkommen nach seinem 
Artikel 32 Abs. 2 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
unmittelbar mit Kosten belastet. 

Die Ausführung des Gesetzes wird keine Auswirkungen auf Einzelpreise oder auf 
das Preisniveau haben. 
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Übereinkommen 

über den Beitritt des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik 
zum Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
sowie zum Protokoll betreffend die Auslegung dieses Übereinkommens 

durch den Gerichtshof 

in der Fassung des Übereinkommens über den Beitritt 
des Königreichs Dänemark, Irlands und des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland 

und des Übereinkommens über den Beitritt der Republik Griechenland 

Convention 

on the accession of the Kingdom of Spain and the Portuguese Republic 
to the Convention on Jurisdiction and the enforcement 
of judgments in civil and commercial matters 
and to the Protocol on its Interpretation by the Court of Justice 
with the adjustments made to them by the Convention on the accession 
of the Kingdom of Denmark, of Ireland and of the United Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland 
and the adjustments made to them by the Convention on the accession 

of the Hellenic Republic 

Convention 

relative ä l’adhesion du Royaume d’Espagne et de la Republique portugaise 
ä la convention concernant la competence judiciaire et l’execution 
des decisions en matiere civile et commerciale, 
ainsi qu’au protocole concernant son Interpretation par la Cour de justice, 
avec les adaptations y apportees par la convention relative ä l’adhesion 
du Royaume de Dänemark, de Nrlande et du Royaume-Uni 
de Grande-Bretagne et d’lrlande du Nord 
et les adaptations y apportees par la convention relative ä l’adhesion 

de la Republique hellönique 


Präambel 

Die Hohen Vertragsparteien des Vertra- 
ges zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft - 

in der Erwägung, daß das Königreich 
Spanien und die Portugiesische Republik 
mit ihrem Beitritt zur Gemeinschaft die Ver- 
pflichtung eingegangen sind, dem Überein- 
kommen über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen in Zivil- und Handelssachen 
sowie dem Protokoll betreffend die Aus- 
legung dieses Übereinkommens durch den 
Gerichtshof in der Fassung des Überein- 
kommens über den Beitritt des Königreichs 
Dänemark, Irlands und des Vereinigten Kö- 
nigreichs Großbritannien und Nordirland 


Preamble 

The High Contracting Parties to the 
Treaty establishing the European Economic 
Community, 

Considering that the Kingdom of Spain 
and the Portuguese Republic, in becoming 
members of the Community, undertook to 
accede to the Convention on jurisdiction 
and the enforcement of judgments in civil 
and commercial matters and to the Protocol 
on its interpretation by the Court of Justice, 
with the adjustments made to them by the 
Convention on the accession of the King- 
dom of Denmark, of Ireland and of the Unit- 
ed Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireland and the adjustments made to them 
by the Convention on the accession of the 


Preambule 

Les Hautes Parties Contractantes au 
Traitä instituant la Communaute economi- 
que europeenne, 

considerant que le Royaume d’Espagne 
et la Republique portugaise, en devenant 
membres de la Communaute, se sont enga- 
ges ä adherer ä la convention de Bruxelles 
concernant la compötence judiciaire et 
l’execution des döcisions en matiere civile 
et commerciale et au protocole concernant 
l’interprötation de cette convention par la 
Cour de justice, avec les adaptations y ap- 
portees par la convention relative ä l’adhä- 
sion du Royaume de Dänemark, de Nrlande 
et du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d’lrlande du Nord et les adaptations y ap- 
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und des Übereinkommens über den Beitritt 
der Republik Griechenland beizutreten und 
zu diesem Zweck mit den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft Verhandlungen im Hin- 
blick auf die erforderlichen Anpassungen 
aufzunehmen, 

in dem Bewußtsein, daß die Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft und die Mitglied- 
staaten der Europäischen Freihandelsasso- 
ziation am 16. September 1988 in Lugano 
das Übereinkommen über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gericht- 
licher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen geschlossen haben, mit dem die 
Grundsätze des Brüsseler Übereinkom- 
mens auf die Staaten ausgedehnt werden, 
die Vertragsparteien des genannten Über- 
einkommens werden - 

haben beschlossen, dieses Übereinkom- 
men zu schließen, und haben zu diesem 
Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majestät der König der Belgier: 

Herrn Jacques de Lentdecker 
Kabinettschef des Ministers der Justiz 

Ihre Majestät die Königin von Dänemark: 
Frau Jette Birgitte Selso 
Geschäftsträgern bei der 
Botschaft Dänemarks in Madrid 

Der Präsident 

der Bundesrepublik Deutschland: 

Dr. Georg Trefftz 

Gesandter bei der Botschaft der 

Bundesrepublik Deutschland in Madrid 

Dr. Klaus Kinkel 

Staatssekretär im Bundesministerium 
der Justiz 

Der Präsident der Griechischen Republik: 
Herrn Giannis Skoularikis 
Minister der Justiz 

Seine Majestät der König von Spanien: 
Herrn Enrique Mugica Herzog 
Minister der Justiz 

Der Präsident der Französischen Republik: 
Herrn Pierre Arpail lange 
Siegelbewahrer 
Minister der Justiz 

Der Präsident Irlands: 

Herrn Patrick Walshe 
Außerordentlicher und bevollmächtigter 
Botschafter Irlands in Spanien 

Der Präsident der Italienischen Republik: 
Herrn Giuliano Vassalli 
Minister der Justiz 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog 
von Luxemburg: 

Herrn Ronald Mayer 
Außerordentlicher und bevollmächtigter 
Botschafter Luxemburgs in Spanien 


Hellenic Republic, and to this end undertook 
to enter into negotiations with the Member 
States of the Community in Order to make 
the necessary adjustments thereto, 


Mindful that on 16 September 1988 the 
Member States of the Community and the 
Member States of the European Free T rade 
Association concluded in Lugano the Con- 
vention on Jurisdiction and the enforcement 
of judgments in civil and commercial mat- 
tere, which extends the principles of the 
Brussels Convention to the States becom- 
ing parties to that Convention, 


Have decided to conclude this Conven- 
tion and to this end have designated as their 
Plenipotentiaries: 

His Majesty the King of the Belgians: 

Mr Jacques de Lentdecker 
Head of Private Office of the 
Ministry of Justice 

Her Majesty the Queen of Denmark: 

Mrs Jette Birgitte Selso 

Charge d’ Affaires a. i. at the Embassy 

of Denmark in Madrid 

The President of the Federal Republic 
of Germany: 

Dr Georg Trefftz 

Minister Plenipotentiary at the Embassy 
of the Federal Republic of Germany 
in Madrid 
Dr Klaus Kinkel 

State Secretary at the Federal Ministry 
for Justice 

The President of the Hellenic Republic: 

Mr Giannis Skoularikis 
Minister for Justice 

His Majesty the King of Spain: 

Mr Enrique Mugica Herzog 
Minister for Justice 

The President of the French Republic: 

Mr Pierre Arpaillange 
Keeper of the Seals 
Minister for Justice 

The President of Ireland: 

Mr Patrick Walshe 
Ambassador Extraordinary and 
Plenipotentiary of Ireland to Spain 

The President of the Italian Republic: 

Mr Giuliano Vassalli 
Minister for Justice 

His Royal Highness the Grand Duke 
of Luxembourg: 

Mr Ronald Mayer 
Ambassador Extraordinary and 
Plenipotentiary of Luxembourg to Spain 


portöes par la Convention relative ä l’adhe- 
sion de la Republique hellenique, et ä enta- 
mer ä cet effet des negociations avec les 
Etats membres de la Communautö pour y 
apporter les adaptations necessaires; 


conscientes que le 16 septembre 1988 
les Etats membres de la Communautö et les 
Etats membres de I’ Association europeen- 
ne de libre-echange ont conclu ä Lugano la 
Convention concernant la compötence judi- 
ciaire et l’execution des decisions en ma- 
ttere civile et commerciale, qui ötend les 
principes de la Convention de Bruxelles aux 
Etats qui seront parties ä cette Convention; 


ont decide de conclu re la presente 
convention et ont designe ä cet effet comme 
plenipotentiaires: 

Sa Majeste le Roi des Beiges: 

Monsieur Jacques de Lentdecker 
Chef de Cabinet du Ministre de la Justice; 

Sa Majeste la Reine de Dänemark: 
Madame Jette Birgitte Selso, 

Charge d’affaires a.i. ä P. Ambassade 
du Dänemark ä Madrid; 

Le President de la Republique föderale 
d’Allemagne: 

Dr. Georg Trefftz, 

Ministre plenipotentiaire ä P. Ambassade 
de la Republique föderale d’Allemagne 
ä Madrid; 

Dr. Klaus Kinkel, 

Secretaire d’Etat aupres du Ministöre 
federal de la Justice; 

Le President de la Republique hellönique: 
Monsieur Giannis Skoularikis, 

Ministre de la Justice; 

Sa Majeste le Roi d’Espagne: 

Monsieur Enrique Mugica Herzog, 
Ministre de la Justice; 

Le President de la Republique frangaise: 
Monsieur Pierre Arpaillange, 

Garde des Sceaux, 

Ministre de la Justice; 

Le President de l’lrlande: 

Monsieur Patrick Walshe, 

Ambassadeur extraordinaire et 
plenipotentiaire de Plrlande en Espagne; 

Le Prösident de la Röpublique italienne: 
Monsieur Giuliano Vassalli, 

Ministre de la Justice; 

Son Altesse Royale le Grand-Duc 
de Luxembourg: 

Monsieur Ronald Mayer, 

Ambassadeur extraordinaire et 
plenipotentiaire du 
Luxembourg en Espagne; 
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Ihre Majestät die Königin der Niederlande: 
Herrn Frits Korthals Altes 
Minister der Justiz 
Herrn J. Spoormaker 
Erster Botschaftssekretär 

Der Präsident der Portugiesischen 
Republik: 

Herrn Fernando Nogueira 
Minister beim Premierminister und 
Minister der Justiz 


Ihre Majestät die Königin des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirfand: 

Herrn John Patten 

Staatsminister im Ministerium des Innern 


Diese im Rat vereinigten Bevollmächtig- 
ten sind nach Austausch ihrer in guter und 
gehöriger Form befundenen Vollmachten 

wie folgt übereingekommen: 


Titel I 

Allgemeine Vorschriften 

Artikel 1 

Das Königreich Spanien und die Portu- 
giesische Republik treten dem am 27. Sep- 
tember 1968 in Brüssel Unterzeichneten 
Übereinkommen über die gerichtliche Zu- 
ständigkeit und die Vollstreckung gerichtli- 
cher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen - im folgenden als „Übereinkommen 
von 1968“ bezeichnet - sowie dem am 
3. Juni 1971 in Luxemburg Unterzeichneten 
Protokoll betreffend die Auslegung dieses 
Übereinkommens durch den Gerichtshof - 
im folgenden als „Protokoll von 1971“ be- 
zeichnet - in der Fassung folgender Über- 
einkommen bei: 

- des am 9. Oktober 1978 in Luxemburg 
Unterzeichneten Übereinkommens über 
den Beitritt des Königreichs Dänemark, 
Irlands und des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland zum 
Übereinkommen über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung ge- 
richtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen sowie zum Protokoll be- 
treffend die Auslegung dieses Überein- 
kommens durch den Gerichtshof - im 
folgenden als „Übereinkommen von 
1978“ bezeichnet; 

- des am 25. Oktober 1982 in Luxemburg 
Unterzeichneten Übereinkommens über 
den Beitritt der Republik Griechenland 
zum Übereinkommen über die gerichtli- 
che Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen sowie zum Protokoll be- 
treffend die Auslegung dieses Überein- 
kommens durch den Gerichtshof in der 
Fassung des Übereinkommens über den 
Beitritt des Königreichs Dänemark, Ir- 


Her Majesty the Queen of the Netherlands: 
Mr Frits Korthals Altes 
Minister for Justice 
Mr J. Spoormaker 
First Secretary at the Embassy 

The President of the Portuguese Republic: 

Mr Fernando Nogueira 
Minister responsible for relations with 
the Prime Ministers Office and Minister 
for Justice 

Her Majesty the Queen of the United King- 
dom of Great Britain and Northern Ireiand: 

Mr John Patten 

Minister of State, Home Office 


who, meeting within the Council, having 
exchanged their Full Powers, found in good 
and due form, 

have agreed as follows: 


Title I 

General provisions 

Article 1 

The Kingdom of Spain and the Por- 
tuguese Republic hereby accede to the 
Convention on jurisdiction and the enforce- 
ment of judgments in civil and commercial 
matters, signed at Brussels on 27 Septem- 
ber 1968 (hereinafter called “the 1968 
Convention”) and to the Protocol on its in- 
terpretation by the Court of Justice, signed 
at Luxembourg on 3 June 1971 (hereinafter 
called The 1971 Protocol”), with the adjust- 
ments made to them: 


- by the Convention, signed at Luxem- 
bourg on 9 October 1978 (hereinafter 
called The 1978 Convention”), on the 
accession of the Kingdom of Denmark, of 
Ireiand and of the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireiand to the 
Convention on jurisdiction and the en- 
forcement of judgments in civil and com- 
mercial matters and to the Protocol on its 
interpretation by the Court of Justice, 


- by the Convention, signed at Luxem- 
bourg on 25 October 1982 (hereinafter 
called The 1982 Convention”), on the 
accession of the Hellenic Republic to the 
Convention on jurisdiction and the en- 
forcement of judgments in civil and com- 
mercial matters and to the Protocol on its 
interpretation by the Court of Justice, with 
the adjustments made to them by the 
Convention on the accession of the King- 
dom of Denmark, of Ireiand and of the 


Sa Majestä la Reine des Pays-Bas: 
Monsieur Frits Korthals Altes, 

Ministre de la Justice; 

Monsieur J. Spoormaker, 

Premier Secrätaire d’ Ambassade; 

Le Präsident de la Republique portugaise: 

Monsieur Fernando Nogueira, 

Ministre de la Präsidence et de la 
Justice; 


Sa Majeste la Reine du Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d’lrfande du Nord: 

Monsieur John Patten, 

Secrätaire d’Etat aupres du Ministere de 

I’ Intärieur; 

lesquels, reunis au sein du Conseil, apres 
avoir echange leurs pleins pouvoirs recon- 
nus en bonne et due forme, 

sont convenus des dispositions qui sui- 
vent: 


Titre premier 
Dispositions gänärales 

Article 1 

Le royaume d’Espagne et la Republique 
portugaise adhörent ä la convention coneer- 
nant la compätence judiciaire et Pexäcution 
des däcisions en matiäre civile et commer- 
ciale, signee ä Bruxelles le 27 septembre 
1968, ci-aprös denommäe «convention de 
1968», et au protocole concernant son in- 
terpretation par la Cour de justice, signä ä 
Luxembourg le 3 juin 1 971 , ci-apräs denom- 
me «protocole de 1971», avec les adapta- 
tions y apportäes: 


- par la convention, signäe ä Luxembourg 
le 9 octobre 1 978 et ci-apräs denommäe 
«convention de 1978», relative ä Padhä- 
sion du Royaume de Dänemark, de 
l’lrlande et du Royaume-Uni de Grande- 
Bretagne et d’lrlande du Nord ä la 
convention concernant la compätence ju- 
diciaire et Pexecution des decisions en 
matiere civile et commerciale, ainsi qu’au 
protocole concernant son interprätation 
par la Cour de justice, 


- par la convention, signäe ä Luxembourg 
le 25 octobre 1982, et ci-apres dänom- 
mäe «convention de 1982», relative ä 
Padhesion de la Republique hellenique ä 
la convention concernant la competence 
judiciaire et Pexäcution des decisions en 
matiäre civile et commerciale, ainsi qu’au 
protocole concernant son Interpretation 
par la Cour de justice, avec les adapta- 
tions y apportees par la convention rela- 
tive ä Padhesion du Royaume de Dane- 
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lands und des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordiriand - im fol- 
genden als „Übereinkommen von 1982“ 
bezeichnet. 

Artikel 2 

Die durch das vorliegende Übereinkom- 
men vorgenommenen inhaltlichen Anpas- 
sungen des Übereinkommens von 1968 
und des Protokolls von 1 971 in der Fassung 
des Übereinkommens von 1978 und des 
Übereinkommens von 1982 sind in den Ti- 
teln II bis V enthalten. Die redaktionellen 
Anpassungen des Übereinkommens von 
1968 in der Fassung des Übereinkommens 
von 1978 und des Übereinkommens von 
1 982 sind für die jeweilige verbindliche Fas- 
sung gesondert in Anhang I enthalten, der 
Bestandteil des vorliegenden Übereinkom- 
mens ist. 

Titel II 

Anpassungen 

des Übereinkommens von 1968 

Artikel 3 

In Artikel 3 Absatz 2 des Übereinkom- 
mens von 1968 in der Fassung des Arti- 
kels 4 des Übereinkommens von 1 978 und 
des Artikels 3 des Übereinkommens von 
1 982 wird zwischen dem neunten und dem 
zehnten Gedankenstrich folgender Gedan- 
kenstrich eingefugt: 

in Portugal: Artikel 65 Absatz 1 Buchsta- 
be c), Artikel 65 Absatz 2 und Artikel 65a 
Buchstabe c) der Zivilprozeßordnung 
(Cödigo de Processo Civil) und Arti- 
kel 11 der Arbeitsprozeßordnung (Cö- 
digo de Processo de Trabalho);“. 


Artikel 4 

Artikel 5 Nummer 1 des Übereinkommens 
von 1 968 in der Fassung des Artikels 5 des 
Übereinkommens von 1978 erhält folgende 
Fassung: 

„1. wenn ein Vertrag oder Ansprüche aus 
einem Vertrag den Gegenstand des 
Verfahrens bilden, vor dem Gericht des 
Ortes, an dem die Verpflichtung erfüllt 
worden ist oder zu erfüllen wäre; wenn 
ein individueller Arbeitsvertrag oder An- 
sprüche aus einem individuellen Ar- 
beitsvertrag den Gegenstand des Ver- 
fahrens bilden, vor dem Gericht des Or- 
tes, an dem der Arbeitnehmer gewöhn- 
lich seine Arbeit verrichtet; verrichtet der 
Arbeitnehmer seine Arbeit gewöhnlich 
nicht in ein und demselben Staat, so 
kann der Arbeitgeber auch vor dem Ge- 
richt des Ortes verklagt werden, in dem 
sich die Niederlassung, die den Arbeit- 
nehmer eingestellt hat, befindet bzw. 
befand;“. 

Artikel 5 

Artikel 6 des Übereinkommens von 1 968 
wird durch folgende Nummer 4 ergänzt: 


United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland. 


Article 2 

The substantive adjustments made by 
this Convention to the 1 968 Convention and 
the 1971 Protocol, as adjusted by the 1978 
Convention and the 1982 Convention, are 
set out in Titles II to V. The formal adjust- 
ments to the 1968 Convention, as amended 
by the 1978 Convention and the 1982 Con- 
vention, are set out separately for each 
authentic Version concemed in Annex I, 
which forms an integral part of this Con- 
vention. 


Title II 

Adjustments 
to the 1968 Convention 

Article 3 

The following shall be inserted between 
the ninth and tenth indents of the second 
Paragraph of Article 3 of the 1968 Conven- 
tion, as amended by Article 4 of the 1 978 
Convention and Article 3 of the 1 982 Con- 
vention: 


in Portugal: Article 65 (1) (c), Arti- 
cle 65 (2) and Article 65A (c) of the Code 
of civil procedure (Cödigo de Processo 
Civil) and Article 1 1 of the Code of labour 
procedure (Cödigo de Processo de 
Trabalho),”. 


Article 4 

The following shall be substituted for 
Article 5 (1) of the 1968 Convention, as 
amended by Article 5 of the 1978 Con- 
vention: 

“1. in matters relating to a contract, in the 
courts for the place of performance of 
the Obligation in question; in matters 
relating to individual contracts of em- 
ployment, this place is that where the 
employee habitually carries out his 
work, or if the employee does not ha- 
bitually carry out his work in any one 
country, the employer may also be sued 
in the courts for the place where the 
business which engaged the employee 
was or is now situated;”. 


Article 5 

The following point 4 shall be added to 
Article 6 of the 1968 Convention: 


mark, de l’lrlande et du Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d’lrlande du Nord. 


Article 2 

Les adaptations substantielles appor- 
tees par la presente Convention ä la 
Convention de 1968 et au protocole de 
1971, tels qu’ils ont öte adaptes par la 
Convention de 1978 et .la Convention de 
1 982, figurent aux titres II ä V. Les adapta- 
tions formelles ä la Convention de 1968, 
teile que modifiee par la Convention de 1 978 
et la Convention de 1 982, figurent, separe- 
ment pour chaque version authentique 
concemee, ä l’annexe I, qui fait partie inte- 
grante de la präsente Convention. 

Titre II 
Adaptations 

de la Convention de 1968 

Article 3 

Ä l’article 3 deuxiöme alinea de la 
Convention de 1968, modifie par l'article 4 
de la Convention de 1978 et l’article 3 de la 
Convention de 1982, le tiret suivant est 
insere entre le neuvieme et le dixieme tiret: 


«- au Portugal: l’article 65 paragraphe 1 
point c), l’article 65 paragraphe 2 et 
l’article 65 A point c) du Code de proce- 
dure civile (Cödigo de Processo Civil) et 
l’article 11 du Code de procedure du 
travail (Cödigo de Processo de Tra- 
balho)». 


Article 4 

Ä l’article 5 de la Convention de 1968, 
modifie par l’article 5 de la Convention de 
1978, le point 1 est remplace par le texte 
suivant: 

«1. en matiere contractuelle, devant le tri- 
bunal du lieu oü l’obligation qui sert de 
base ä la demande a ete ou doit etre 
executee; en matiere de contrat indivi- 
duel de travail, ce lieu est celui oü le 
travailleur accomplit habituellement 
son travail; lorsque le travailleur n’ac- 
complit pas habituellement son travail 
dans un meme pays, i’employeur peut 
etre egalement attrait devant le tribunal 
du lieu oü se trouve ou se trouvait 
l’etablissement qui a embauche le tra- 
vailleur;». 


Article 5 

L’article 6 de la Convention de 1968 est 
completö par le point suivant: 
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„4. wenn ein Vertrag oder Ansprüche aus 
einem Vertrag den Gegenstand des 
Verfahrens bilden und die Klage mit ei- 
ner Klage wegen dinglicher Rechte an 
unbeweglichen Sachen gegen densel- 
~ ben Beklagten verbunden werden kann, 
vor dem Gericht des Vertragsstaats, in 
dem die unbewegliche Sache belegen 
ist.“. 

Artikel 6 

Artikel 16 Nummer 1 des Übereinkom- 
mens von 1968 erhält folgende Fassung: 

„1 . a) für Klagen, welche dingliche Rechte 
an unbeweglichen Sachen sowie die 
Miete oder Pacht von unbeweg- 
lichen Sachen zum Gegenstand 
haben, die Gerichte des Vertrags- 
staats, in dem die unbewegliche Sa- 
che belegen ist; 

b) für Klagen betreffend die Miete oder 
Pacht unbeweglicher Sachen zum 
vorübergehenden privaten Ge- 
brauch für höchstens sechs aufein- 
anderfolgende Monate sind jedoch 
auch die Gerichte des Vertrags- 
staats zuständig, in dem der Beklag- 
te seinen Wohnsitz hat, sofern der 
Eigentümer und der Mieter oder 
Pächter natürliche Personen sind 
und ihren Wohnsitz in demselben 
Vertragsstaat haben,“. 


Artikel 7 

In Artikel 17 des Übereinkommens von 
1968 in der Fassung des Artikels 11 des 
Übereinkommens von 1 978 

- erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„Haben die Parteien, von denen minde- 
stens eine ihren Wohnsitz in dem Ho- 
heitsgebiet eines Vertragsstaats hat, 
vereinbart, daß ein Gericht oder die Ge- 
richte eines Vertragsstaats über eine be- 
reits entstandene Rechtsstreitigkeit oder 
über eine künftige aus einem bestimmten 
Rechtsverhältnis entspringende Rechts- 
streitigkeit entscheiden sollen, so sind 
dieses Gericht oder die Gerichte dieses 
Staates ausschließlich zuständig. Eine 
solche Gerichtsstandsvereinbarung muß 
geschlossen werden 

a) schriftlich oder mündlich mit schrift- 
licher Bestätigung, 

b) in einer Form, welche den Gepflogen- 
heiten entspricht, die zwischen den 
Parteien entstanden sind, oder 

c) im internationalen Handel in einer 
Form, die einem Handelsbrauch ent- 
spricht, den die Parteien kannten 
oder kennen mußten und den Par- 
teien von Verträgen dieser Art in 
dem betreffenden Geschäftszweig 
allgemein kennen und regelmäßig 
beachten. 


“4. in matters relating to a contract, if the 
action may be combined with an action 
against the same defendant in matters 
relating to rights in rem in immovable 
property, in the court of the Contracting 
State in which the property is situated.” 


Article 6 

The following shall be substituted for Arti- 
cle 16 (1) of the 1968 Convention 

“1 . (a) in proceedings which have as their 
object rights in rem in immovable 
property or tenancies of immovable 
property, the courts of the Contract- 
ing State in which the property is 
situated; 

(b) however, in proceedings which have 
as their object tenancies of immov- 
able property concluded for tem- 
porary private use for a maximum 
period of six consecutive months, 
the courts of the Contracting State in 
which the defendant is domiciled 
shall also have jurisdiction, provided 
that the landlord and the tenant are 
natural persons and are domiciled in 
the same Contracting State;”. 


Article 7 

In Article 17 of the 1968 Convention, as 
amended by Article 1 1 of the 1978 Conven- 
tion, 

- the following shall be substituted for the 
first paragraph: 

“If the parties, one or more of whom is 
domiciled in a Contracting State, have 
agreed that a court or the courts of a 
Contracting State are to have jurisdiction 
to settle any disputes which have arisen 
or which may arise in connection with a 
particular legal relationship, that court or 
those courts shall have exclusive juris- 
diction. Such an agreement conferring 
jurisdiction shall be either: 


(a) in writing or evidenced in writing, or 

(b) in a form which accords with practices 
which the parties have established 
between themselves, or 

(c) in international trade or commerce; in 
a form which accords with a usage of 
which the parties are or ought to have 
been aware and which in such trade 
or commerce is widely known to, and 
regularly observed by, parties to 
contracts of the type involved in the 
particular trade or commerce con- 
cemed. 


«4. en matiere contractuelle, si l’action 
peut ätre jointe ä une action en matiere 
de droits reels immobiliers dirigee 
contre le meme defendeur, devant le 
tribunal de l’Etat contractant oü 
rimmeuble est situe.» 


Article 6 

Ä l’article 16 de la Convention de 1968, le 
point 1 est remplace par le texte suivant: 

«1. a) en matiöre de droits räels immobi- 
liers et de baux d’immeubles, les 
tribunaux de l’Etat contractant oü 
Timmeuble est situä; 


b) toutefois, en matiäre de baux d’im- 
meubles conclus en vue d’un usa- 
ge personnel temporaire pour une 
Periode maximale de six mois 
consäcutifs, sont ägalement com- 
petents les tribunaux de l’Etat 
contractant dans lequel le defen- 
deur est domicile, ä condition que 
le propriätaire et le locataire soient 
des personnes physiques et qu’ils 
soient domiciliäs dans le meme 
Etat contractant;». 


Article 7 

Ä l’article 17 de la Convention de 1968, 
modifiö par l’article 11 de la Convention de 
1978: 

- le premier alinea est remplacä par le 
texte suivant: 

«Si les parties, dont l’une au moins a 
son domicile sur le territoire d’un Etat 
contractant, sont convenues d’un tribu- 
nal ou de tribunaux d’un Etat contractant 
pour connaitre des diffärends näs ou ä 
naitre ä l’occasion d’un rapport de droit 
däterminä, ce tribunal ou les tribunaux 
de cet Etat sont seuls compätents. Cette 
Convention attributive de juridiction est 
conclue: 


a) par ecrit ou verbalement avec confir- 
mation äcrite, soit 

b) sous une forme qui soit conforme 
aux habitudes que les parties ont 
etablies entre eiles, soit 

c) dans le commerce international, 
sous une forme qui soit conforme ä 
un usage dont les parties avaient 
connaissance ou ätaient censäes 
avoir connaissance et qui est large- 
ment connu et räguliörement obser- 
vä dans ce type de commerce par 
les parties ä des contrats du mäme 
type dans la branche commerciale 
considäräe. 
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Wenn eine solche Vereinbarung von Par- 
teien geschlossen wurde, die beide ihren 
Wohnsitz nicht im Hoheitsgebiet eines 
Vertragsstaats haben, so können die Ge- 
richte der anderen Vertragsstaaten nicht 
entscheiden, es sei denn, das vereinbar- 
te Gericht oder die vereinbarten Gerichte 
haben sich rechtskräftig für unzuständig 
erklärt.“; 

- wird als letzter Absatz folgendes hinzu- 
gefügt: 

„Bel individuellen Arbeitsverträgen haben 
Gerichtsstandsvereinbarungen nur dann 
rechtliche Wirkung, wenn sie nach der 
Entstehung der Streitigkeit getroffen wer- 
den oder wenn der Arbeitnehmer sie gel- 
tend macht, um ein anderes Gericht als 
das am Wohnsitz des Beklagten oder 
das in Artikel 5 Nummer 1 bezeichnete 
anzurufen.“. 

Artikel 8 

Artikel 21 des Übereinkommens von 1968 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 21 

Werden bei Gerichten verschiedener Ver- 
tragsstaaten Klagen wegen desselben 
Anspruchs zwischen denselben Parteien 
anhängig gemacht, so setzt das später 
angerufene Gericht das Verfahren von 
Amts wegen aus, bis die Zuständigkeit des 
zuerst angerufenen Gerichts feststeht. 

Sobald die Zuständigkeit des zuerst ange- 
rufenen Gerichts feststeht, erklärt sich das 
später angerufene Gericht zugunsten die- 
ses Gerichts für unzuständig.“. 

Artikel 9 

Artikel 31 Absatz 1 des Übereinkommens 
von 1968 erhält folgende Fassung: 

„Die in einem Vertragsstaat ergangenen 
Entscheidungen, die in diesem Staat voll- 
streckbar sind, werden in einem anderen 
Vertragsstaat vollstreckt, wenn sie dort auf 
Antrag eines Berechtigten für vollstreckbar 
erklärt worden sind.“. 

Artikel 10 

In Artikel 32 Absatz 1 des Übereinkom- 
mens von 1968 in der Fassung des Arti- 
kels 16 des Übereinkommens von 1978 und 
des Artikels 4 des Übereinkommens von 
1982 wird zwischen dem vierten und dem 
fünften Gedankenstrich folgender Gedan- 
kenstrich eingefügt: 

in Spanien an das .Juzgado de Primera 
Instancia';“ 

und zwischen dem neunten und dem zehn- 
ten Gedankenstrich wird folgender Gedan- 
kenstrich eingefügt: 

in Portugal an das »Tribunal Judicial de 
Circulo';“. 

Artikel 11 

(1) In Artikel 37 Absatz 1 des Überein- 
kommens von 1968 in der Fassung des 


Where such an agreement is concluded 
by parties, none of whom is domiciled in 
a Contracting State, the courts of other 
Contracting States shall have no jurisdic- 
tion over their disputes unless the court 
or courts chosen have declined jurisdic- 
tion.”; 


- the following shall be added as a final 
Paragraph: 

“In matters relating to individual contracts 
of employment an agreement conferring 
jurisdiction shall have legal force only if it 
is entered into after the dispute has 
arisen or if the employee invokes it to 
seise courts other than those for the de- 
fendant’s domicile or those specified in 
Article 5 (1).” 


Article 8 

The following shall be substituted for Arti- 
cle 21 of the 1968 Convention: 

“Article 21 

Where proceedings involving the same 
cause of action and between the same par- 
ties are brought in the courts of different 
Contracting States, any court other than the 
court first seised shall of its own motion stay 
its proceedings until such time as the jurisdic- 
tion of the court first seised is established. 

Where the jurisdiction of the court first 
seised is established, any court other than 
the court first seised shall decline jurisdic- 
tion in favour of that court”. 

Article 9 

The following shall be substituted for the 
first paragraph of Article 31 of the 1968 
Convention: 

“A judgment given in a Contracting State 
and enforceable in that State shall be en- 
forced in another Contracting State when, 
on the application of any interested party, it 
has been declared enforceable there.” 


Article 10 

The following shall be inserted between 
the fourth and fifth indents of the first para- 
graph Article 32 of the 1968 Convention, as 
amended by Article 1 6 of the 1 978 Conven- 
tion and Article 4 of the 1 982 Convention: 


in Spain, to the Juzgado de Primera 
Instancia,” 

and the following shall be inserted between 
the ninth and tenth indents thereof: 

in Portugal, to the Tribunal Judicial de 
Cfrculo,”. 

Article 11 

1 . The following shall be inserted between 
the fourth and fifth indents of the first para- 


Lorsqu’une teile convention est conclue 
par des parties dont aucune n’a son 
domicile sur le territoire d’un Etat 
contractant, les tribunaux des autres 
Etats contractants ne peuvent connaitre 
du differend tant que le tribunal ou les 
tribunaux designes n’ont pas decline 
leur compötence.»; 

- le texte suivant est ajoute comme der- 
nier alinea: 

«En matiere de contrats individuels de 
travail, la convention attributive de juri- 
diction ne produit ses effets que si eile 
est posterieure ä la naissance du diffö- 
rend ou si le travailleur l’invoque pour 
saisir d’autres tribunaux que celui du 
domicile du defendeur ou celui indique ä 
l’article 5 point 1.» 

Article 8 

L’article 21 de la convention de 1968 est 
remplace par le texte suivant: 

«Article 21 

Lorsque des demandes ayant le meme ob- 
jet et la meme cause sont formees entre les 
memes parties devant des juridictions 
d’Etats contractants differents, la juridiction 
saisie en second lieu surseoit d’office ä 
statuer jusqu’ä ce que la competenee de 
tribunal saisi soit etablie. 

Lorsque la compätence du tribunal premier 
saisi est etablie, le tribunal saisi en second 
lieu se dessaisit en faveur de celui-ci.» 


Article 9 

Ä l’article 31 de la convention de 1968, le 
Premier alinea est remplace par le texte 
suivant: 

«Les decisions rendues dans un Etat 
contractant et qui y sont exöcutoires sont 
mises ä execution dans un autre Etat 
contractant apres y avoir ete declarees exe- 
cutoires sur requete de toute partie inter- 
essee.» 

Article 10 

Ä l’article 32 premier alinea de la conven- 
tion de 1968, modifiö par l’article 16 de la 
convention de 1978 et l’article 4 de la 
convention de 1982, le tiret suivant est 
insere entre le quatrieme et le cinquieme 
tiret: 

«- en Espagne, au Juzgado de Primera 
Instancia», 

et le tiret suivant est insere entre le neuviö- 
me et le dixieme tiret: 

«- au Portugal, au Tribunal Judicial de 
Cfrculo,». 

Article 11 

1. Ä l’article 37 premier alinea de la 
convention de 1968, modifie par l’article 17 
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Artikels 17 des Übereinkommens von 1978 
und des Artikels 5 des Übereinkommens 
von 1982 wird zwischen dem vierten und 
dem fünften Gedankenstrich folgender Ge- 
dankenstrich eingefügt: 

in Spanien bei der .Audiencia Provin- 
cial 1 ;“ 

und zwischen dem neunten und dem zehn- 
ter Gedankenstrich wird folgender Gedan- 
kenstrich eingefügt: 

in Portugal bei dem .Tribunal da Rela- 
$äo‘;“. 

(2) In Artikel 37 Absatz 2 des Überein- 
kommens von 1968 in der Fassung des 
Artikels 17 des Übereinkommens von 1978 
und des Artikels 5 des Übereinkommens 
von 1982 erhält der erste Gedankenstrich 
folgende Fassung: 

in Belgien, Griechenland, Spanien, 
Frankreich, Italien, Luxemburg und 
den Niederlanden: die Kassationsbe- 
schwerde;“ 

und zwischen dem vierten und dem fünften 
Gedankenstrich wird folgender Gedanken- 
strich eingefügt; 

in Portugal: ein auf Rechtsfragen be- 
schränkter Rechtsbehelf;“. 

Artikel 12 

ln Artikel 40 Absatz 1 des Übereinkom- 
mens von 1968 in der Fassung des Arti- 
kels 19 des Übereinkommens von 1978 und 
des Artikels 6 des Übereinkommens von 
1 982 wird zwischen dem vierten und fünften 
Gedankenstrich folgender Gedankenstrich 
eingefügt: 

in Spanien bei der .Audiencia Provin- 
cial‘;“ 

und zwischen dem neunten und dem zehn- 
ten Gedankenstrich wird folgender Gedan- 
kenstrich eingefügt: 

in Portugal bei dem .Tribunal da Rela- 
gäo‘;“. 


Artikel 13 

In Artikel 41 des Übereinkommens von 
1968 in der Fassung des Artikels 20 des 
Übereinkommens von 1978 und des Arti- 
kels 7 des Übereinkommens von 1982 er- 
hält der erste Gedankenstrich folgende 
Fassung: 

in Belgien, Griechenland, Spanien, 
Frankreich, Italien, Luxemburg und 
den Niederlanden: die Kassationsbe- 
schwerde;“ 

und zwischen dem vierten und dem fünften 
Gedankenstrich wird folgender Gedanken- 
strich eingefügt: 

in Portugal: ein auf Rechtsfragen be- 
schränkter Rechtsbehelf;“. 

Artikel 14 

Artikel 50 Absatz 1 des Übereinkommens 
von 1 968 erhält folgende Fassung: 


graph of Article 37 of the 1968 Convention, 
as amended by Article 1 7 of the 1 978 Con- 
vention and Article 5 of the 1 982 Conven- 
tion: 


in Spain, with the Audiencia Provincial,” 

and the following shall be inserted between 
the ninth and tenth indents thereof. 


in Portugal, with the Tribunal da Re- 
lagäo,”. 

2. The following shall be substituted for 
the first indent of the second paragraph of 
Article 37 of the 1968 Convention, as 
amended by Article 17 of the 1978 Conven- 
tion and Article 5 of the 1 982 Convention: 


“- in Belgium, Greece, Spain, France, Italy, 
Luxembourg and in the Netherlands, by 
an appeal in cassation,” 

and the following shall be inserted between 
the fourth. and fifth indents thereof: 

in Portugal, by an appeal on a point of 
law,”. 


Article 12 

The following shall be inserted between 
the fourth and fifth indents of the first para- 
graph of Article 40 of the 1 968 Convention, 
as amended by Article 19 of the 1978 
Convention and Article 6 of the 1 982 Con- 
vention: 

in Spain, to the Audiencia Provincial,” 

and the following shall be inserted between 
the ninth and tenth indents thereof: 

in Portugal, to the Tribunal da Re- 
lagäo,”. 


Article 13 

The following shall be substituted for the 
first indent of Article 41 of the 1968 Con- 
vention, as amended by Article 20 of the 
1978 Convention and Article 7 of the 1982 
Convention: 

in Belgium, Greece, Spain, France, Italy, 
Luxembourg and in the Netherlands, by 
an appeal in cassation,” 

and the following shall be inserted between 
the fourth and fifth indents thereof: 

in Portugal, by an appeal on a point of 
law,”. 


Article 14 

The following shall be substituted for the 
first paragraph of Article 50 of the 1968 
Convention: 


de la Convention de 1 978 et l’article 5 de la 
convention de 1982, le tiret suivant est 
insere entre le quatrieme et le cinquieme 
tiret: 

«- en Espagne, devant l’Audiencia Pro- 
vincial», 

et le tiret suivant est insere entre le neuvie- 
me et le dixieme tiret: 

«- au Portugal, devant le Tribunal da Re- 
lagäo,». 

2. Ä l’article 37 deuxiäme alinea de la 
convention de 1968, modifie par l’article 17 
de la convention de 1 978 et l’article 5 de la 
convention de 1982, le premier tiret est rem- 
place par le texte suivant: 

«- en Belgique, en Grece, en Espagne, en 
France, en Italie, au Luxembourg et aux 
Pays-Bas, que d’un pourvoi en cassa- 
tion», 

et le tiret suivant est insere entre le quatrie- 
me et le cinquieme tiret: 

«- au Portugal, que d‘un recours sur un 
point de droit,». 

Article 12 

Ä l’article 40 premier alinea de la conven- 
tion de 1968, modifie par l’article 19 de la 
convention de 1978 et l’article 6 de la 
convention de 1982, le tiret suivant est 
insere entre le quatrieme et le cinquieme 
tiret: 

«- en Espagne, devant l’Audiencia Pro- 
vincial,» 

et le tiret suivant est insere entre le neuvie- 
me et le dixieme tiret: 

«- au Portugal, devant le Tribunal da Re- 
lagäo,». 


Article 13 

Ä l’article 41 de la convention de 1968, 
modifie par l’article 20 de la convention de 
1978 et l’article 7 de la convention de 1982, 
le premier tiret est remplace par le texte 
suivant: 

«- en Belgique, en Grece, en Espagne, en 
France, en Italie, au Luxembourg et aux 
Pays-Bas, que d’un pourvoi en cassa- 
tion,» 

et le tiret suivant est insere entre le qua- 
trieme et le cinquieme tiret: 

«- au Portugal, que d’un recours sur un 
point de droit,». 

Article 14 

Ä l’article 50 de la convention de 1968, le 
premier alinea est remplace par le texte 
suivant: 
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„Öffentliche Urkunden, die in einem Ver- 
tragsstaat aufgenommen und vollstreckbar 
sind, werden in einem anderen Vertrags- 
staat auf Antrag in den Verfahren nach den 
Artikeln 31 ff. für vollstreckbar erklärt. Der 
Antrag kann nur abgelehnt werden, wenn 
die Zwangsvollstreckung aus der Urkunde 
der öffentlichen Ordnung des Vollstrek- 
kungsstaats widersprechen würde.“. 


Artikel 15 

In Artikel 52 des Übereinkommens von 
1968 wird Absatz 3 gestrichen. 

Artikel 16 

Artikel 54 des Übereinkommens von 1968 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 54 

Die Vorschriften dieses Übereinkommens 
sind nur auf solche Klagen und öffentlichen 
Urkunden anzuwenden, die erhoben oder 
aufgenommen worden sind, nachdem die- 
ses Übereinkommen im Ursprungsstaat 
und, wenn die Anerkennung oder Vollstrek- 
kung einer Entscheidung oder Urkunde gel- 
tend gemacht wird, im ersuchten Staat in 
Kraft getreten ist. 

Entscheidungen, die nach dem Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens zwischen dem Ur- 
sprungsstaat und dem ersuchten Staat auf- 
grund einer vor diesem Inkrafttreten erhobe- 
nen Klage ergangen sind, werden nach 
Maßgabe des Titels III anerkannt und zur 
Zwangsvollstreckung zugelassen, voraus- 
gesetzt, daß das Gericht aufgrund von Vor- 
schriften zuständig war, die mit den Zustän- 
digkeitsvorschriften des Titels II oder eines 
Abkommens übereinstimmen, das im Zeit- 
punkt der Klageerhebung zwischen dem 
Ursprungsstaat und dem Staat, in dem die 
Entscheidung geltend gemacht wird, in 
Kraft war. 

Ist zwischen den Parteien eines Rechts- 
streits über einen Vertrag bereits vor dem 
1. Juni 1988 im Fall Irlands und vor dem 
1. Januar 1987 im Fall des Vereinigten 
Königreichs eine schriftliche Vereinbarung 
getroffen worden, auf diesen Vertrag die 
Rechtsvorschriften Irlands oder eines Teils 
des Vereinigten Königreichs anzuwenden, 
so sind die Gerichte in Irland oder in diesem 
Teil des Vereinigten Königreichs weiterhin 
befugt, über diesen Streitfall zu entschei- 
den.“. 

Artikel 17 

Titel VI des Übereinkommens von 1968 
wird durch folgenden Artikel ergänzt: 

„Artikel 54a 

Während einer Zeit von drei Jahren vom 
1. November 1986 an für Dänemark und 
vom 1 . Juni 1 988 an für Irland bestimmt sich 
die Zuständigkeit in Seerechtssachen in je- 
dem dieser Staaten neben den Vorschriften 
des Titels II auch nach den in den folgenden 
Nummern 1 bis 6 aufgeführten Vorschriften. 
Diese Vorschriften werden von dem Zeit- 
punkt an in diesen Staaten nicht mehr an- 
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“A document which has been formally 
drawn up or registered as an authentic In- 
strument and is enforceable in one Con- 
tracting State shall, in another Contracting 
State, be declared enforceable there, on 
application made in accordance with the 
procedures provided for in Article 31 et seq. 
The application may be refused only if en- 
forcement of the instrument is contrary to 
public policy in the State addressed.” 

Article 15 

The third paragraph of Article 52 of the 
1968 Convention shall be deleted. 

Article 1 6 

The following shall be substituted for Arti- 
cle 54 of the 1968 Convention: 

“Article 54 

The provisions of the Convention shall ap- 
ply only to legal proceedings instituted and 
to documents formally drawn up or regis- 
tered as authentic instruments after its entry 
into force in the State of origin and, where 
recognition or enforcement of a judgment or 
authentic instrument is sought, in the State 
addressed. 

However, judgments given after the date of 
entry into force of this Convention between 
the State of origin and the State addressed 
in proceedings instituted before that date 
shall be recognized and enforced in accord- 
ance with the provisions of Title III if jurisdic- 
tion was founded upon rules which ac- 
corded with those provided for either in 
Title II of this Convention or in a Convention 
concluded between the State of origin and 
the State addressed which was in force 
when the proceedings were instituted. 


If the parties to a dispute concerning a con- 
tract had agreed in writing before 1 June 
1988 for Ireland or before 1 January 1987 
for the United Kingdom that the contract 
was to be governed by the law of Ireland or 
of a part of the United Kingdom, the courts 
of Ireland or of that part of the United King- 
dom shall retain the right to exe reise juris- 
diction in the dispute.”. 


Article 17 

The following Article shall be added to 
Title VI of the 1968 Convention: 

“Article 54 A 

For a period of three years from 
1 November 1986 for Denmark and from 
1 June 1988 for Ireland, jurisdiction in mariti- 
me matters shall be determined in these 
States not only in accordance with the provi- 
sions of Title II, but also in accordance with 
the provisions of paragraphs 1 to 6 follow- 
ing. However, upon the entry into force of 
the International Convention relating to 
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«Les actes authentiques regus et execu- 
toires dans un Etat contractant sont, sur 
requete, declares executoires dans un autre 
Etat contractant, conformement ä la proce- 
dure prevue aux articles 31 et suivants. La 
requete ne peut etre rejetee que si Pexöcu- 
tion de l’acte authentique est contraire ä 
Pordre public de PEtat requis.» 

Article 1 5 

Ä Particle 52 de la Convention de 1 968, le 
troisieme alinöa est supprime. 

Article 16 

L’article 54 de la Convention de 1 968 est 
remplace par le texte suivant: 

«Article 54 

Les dispositions de la presente convention 
ne sont applicables qu’aux actions judi- 
ciaires intentees et aux actes authentiques 
regus posterieurement ä l’entree en vigueur 
de la presente convention dans PEtat d’ori- 
gine et, lorsque la reconnaissance ou l’exe- 
cution d'une decision ou d’un acte authenti- 
que est demandee, dans PEtat requis. 

Toutefois, les decisions rendues apres la 
date d’entree en vigueur de la presente 
convention dans les rapports entre PEtat 
d’orgine et PEtat requis ä la suite d’aetions 
intentees avant cette date sont reconnues 
et executees conformement aux disposi- 
tions du titre III si les regles de competence 
appliquees sont conformes ä celles prevues 
soit par le titre II soit par une convention qui 
etait en vigueur entre PEtat d’origine et PEtat 
requis lorsque Paction a ete intentee. 


Si, par un ecrit anterieur au 1 er juin 1988 
pour Plrlande ou au 1 er janvier 1987 pour le 
Royaume-Uni, les parties en litige ä propos 
d’un contrat etaient convenues d’appliquer 
ä ce contrat le droit irlandais ou le droit 
d’une partie du Royaume-Uni, les tribunaux 
de Plrlande ou de cette partie du Royaume- 
Uni conservent la faculte de connaitre de ce 
litige.» 


Article 17 

Le titre VI de la convention de 1968 est 
complete par Particle suivant: 

«Article 54 bis 

Pendant trois annees ä compter du 1 er no- 
vembre 1 986 pour le Dänemark et ä comp- 
ter du 1 er juin 1988 pour Plrlande, la compe- 
tence en matiere maritime dans chacun de 
ces Etats est döterminee non seulement 
conformement aux dispositions du titre II, 
mais egalement conformement aux points 1 
ä 6. Toutefois, ces dispositions cesseront 
d’etre applicables dans chacun de ces Etats 
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gewandt, zu dem für diese Staaten das in 
Brüssel am 10. Mai 1952 Unterzeichnete 
Internationale Übereinkommen zur Verein- 
heitlichung von Regeln über den Arrest von 
Seeschiffen in Kraft tritt. 

1. Eine Person, die ihren Wohnsitz im Ho- 
heitsgebiet eines Vertragsstaats hat, 
kann vor den Gerichten eines der oben- 
genannten Staaten wegen einer Seefor- 
derung verklagt werden, wenn das 
Schiff, auf welches sich die Seeforde- 
rung bezieht, oder ein anderes Schiff im 
Eigentum dieser Person in einem ge- 
richtsförmlichen Verfahren innerhalb 
des Hoheitsgebiets des letzteren Staa- 
tes zur Sicherung der Forderung mit 
Arrest belegt worden ist oder dort mit 
Arrest hätte belegt werden können, je- 
doch dafür eine Bürgschaft oder eine 
andere Sicherheit geleistet worden ist, 

a) wenn der Gläubiger seinen Wohn- 
sitz in dem Hoheitsgebiet dieses 
Staates hat; 

b) wenn die Seeforderung in diesem 
Staat entstanden ist; 

c) wenn die Seeforderung im Verlauf 
der Reise entstanden ist, während 
deren der Arrest vollzogen worden 
ist oder hätte vollzogen werden 
können; 

d) wenn die Seeforderung auf einem 
Zusammenstoß oder auf einem 
Schaden beruht, den ein Schiff 
einem anderem Schiff oder Gütern 
oder Personen an Bord eines der 
Schiffe entweder durch die Ausfüh- 
rung oder Nichtausführung eines 
Manövers oder durch die Nichtbe- 
achtung von Vorschriften zugefügt 
hat; 

e) wenn die Seeforderung auf Hilfe- 
leistung oder Bergung beruht oder 

f) wenn die Seeforderung durch eine 
Schiffshypothek öder ein sonstiges 
vertragliches Pfandrecht an dem 
Schiff gesichert ist, das mit Arrest 
belegt wurde. 

2. Ein Gläubiger kann sowohl das Schiff, 
auf das sich die Seeforderung bezieht, 
als auch jedes andere Schiff, das dem- 
jenigen gehört, der zum Zeitpunkt des 
Entstehens der Seeforderung Eigentü- 
mer des Schiffes war, mit Arrest belegen 
lassen. Jedoch kann nur das Schiff, auf 
das sich die Seeforderung bezieht, we- 
gen einer der in Nummer 5 Buchstaben 
o), p) oder q) aufgeführten Ansprüche 
und Rechte mit Arrest belegt werden. 

3. Schiffe gelten als demselben Eigen- 
tümer gehörend, wenn alle Eigentums- 
anteile derselben Person oder densel- 
ben Personen zustehen. 

4. Ist bei der Überlassung des Gebrauchs 
eines Schiffes die Schiffsführung dem 
Ausrüster unterstellt und schuldet dieser 
allein eine dieses Schiff betreffende 
Seeforderung, so kann der Gläubiger 
dieses Schiff oder jedes andere dem 
Ausrüster gehörende Schiff mit Arrest 


the arrest of sea-going ships, signed at 
Brussels on 10 May 1952, for one of these 
States, these provisions shall cease to have 
effect for that State. 

1 . A person who is domiciled in a Contract- 
ing State may be sued in the courts of 
one of the States mentioned above in 
respect of a maritime Claim if the ship to 
which the Claim relates or any other ship 
owned by him has been arrested by 
judicial process within the territory of the 
latter State to secure the Claim, or could 
have been so arrested there but bail or 
other security has been given, and 
either: 


(a) the claimant is domiciled in the lat- 
ter State, or 

(b) the Claim arose in the latter State, 
or 

(c) the Claim concerns the voyage dur- 
ing which the arrest was made or 
could have been made, or 


(d) the Claim arises out of a collision or 
out of damage caused by a ship to 
another ship or to goods or persons 
on board either ship, either by the 
execution or non-execution of a 
manoeuvre or by the non-observ- 
ance of regulations, or 


(e) the Claim is for salvage, or 

(f) the Claim is in respect of a mort- 
gage or hypothecation of the ship 
arrested. 


2. A claimant may arrest either the particu- 
lar ship to which the maritime Claim re- 
lates, or any other ship which is owned 
by the person who was, at the time when 
the maritime Claim arose, the owner of 
the particular ship. However, only the 
particular ship to which the maritime 
Claim relates may be arrested in respect 
of the maritime Claims set out in (5) (o), 
(p) or (q), of this Article. 


3. Ships shall be deemed to be in the same 
ownership when all the shares therein 
are owned by the same person or per- 
sons. 

4. When in the caseofa charter bydemise 
of a ship the Charterer alone is liable in 
respect of a maritime Claim relating to 
that ship, the claimant may arrest that 
ship or any other ship owned by the 
Charterer, but no other ship owned by 
the owner may be arrested in respect of 


au moment oü la convention internationale 
pour Punification de certaines rägles sur la 
saisie conservatoire des navires de mer, 
signee ä Bruxelles le 10 mai 1952, serä en 
vigueur ä son egard. 

1 . Une personne domiciliee sur le territoire 
d’un Etat contractant peut ötre attraite 
pour une cräance maritime devant les 
tribunaux de Pun des Etats mentionnes 
ci-dessus lorsque le navire sur lequel 
porte la cräance ou tout autre navire 
dont eile est proprietaire a fait l’objet 
d’une saisie judiciaire sur le territoire de 
ce demier Etat pour garantir la cräance, 
ou aurait pu y faire Pobjet d’une saisie 
alors qu’une caution ou une autre süretä 
a ete donnee, dans les cas suivants: 


a) si ie demandeur est domicilie sur le 
territoire de cet Etat; 

b) si la creance maritime est nee dans 
cet Etat; 

c) si la cräance maritime est näe au 
cours d’un voyage pendant lequel la 
saisie a ete faite ou aurait pu etre 
faite; 

d) si la creance provient d’un abordage 
ou d’un dommage causä par un 
navire, par execution ou omission 
d’une manoeuvre ou par inobser- 
vation des reglements, soit ä un 
autre navire, soit aux choses ou 
personnes se trouvant ä bord; 


e) si la creance est näe d’une assistan- 
ce ou d’un sauvetage; 

f) si la cräance est garantie par une 
hypothäque maritime ou un mort-ga- 
ge sur le navire saisi. 


2. Peut etre saisi le navire auquel la crean- 
ce maritime se rapporte ou tout autre 
navire appartenant ä celui qui ätait, au 
moment oü est nee la creance maritime, 
proprietaire du navire auquel cette 
cräance se rapporte. Toutefois, pour les 
cräances prevues au point 5 sous o), p) 
ou q), seul le navire sur lequel porte la 
creance pourra etre saisi. 


3. Des navires seront reputäs avoir le 
mäme propriätaire lorsque toutes les 
parts de propriete appartiennent ä une 
meme ou aux memes personnes. 

4. En cas d’affretement d’un navire avec 
remise de la gestion nautique, lorsque 
l’affreteur räpond seul d’une creance 
maritime se rapportant au navire, celui- 
ci peut etre saisi ou tout autre navire 
appartenant ä cet affräteur, mais aucun 
autre navire appartenant au propriötaire 
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belegen lassen; jedoch kann kein ande- 
res Schiff des Schiffseigners aufgrund 
derselben Seeforderung mit Arrest be- 
legt werden. Entsprechendes gilt in allen 
Fällen, in denen eine andere Person als 
der Schiffseigner Schuldner einer See- 
forderung ist. 

5. .Seeforderung 1 bezeichnet ein Recht 
oder einen Anspruch, die aus einem 
oder mehreren der folgenden Entste- 
hungsgründe geltend gemacht werden: 

a) Schäden, die durch ein Schiff durch 
Zusammenstoß oder in anderer 
Weise verursacht sind; 

b) Tod oder Gesundheitsschäden, die 
durch ein Schiff verursacht sind oder 
die auf den Betrieb eines Schiffes 
zurückgehen; 

c) Bergung und Hilfeleistung; 

d) nach Maßgabe einer Chartepartie 
oder auf andere Weise abgeschlos- 
sene Nutzungs- oder Mietverträge 
über ein Schiff; 

e) nach Maßgabe einer Chartepartie 
oder eines Konnossements oder auf 
andere Weise abgeschlossene Ver- 
träge über die Beförderung von 
Gütern mit einem Schiff; 

f) Verlust oder Beschädigung von 
zu Schiff beförderten Gütern ein- 
schließlich des Gepäcks; 

g) große Haverei; 

h) Bodmerei; 

i) Schleppdienste; 

j) Lotsendienste; 

k) Lieferung von Gütern oder Aus- 
rüstungsgegenständen an ein Schiff, 
gleichviel an welchem Ort, im Hin- 
blick auf seinen Einsatz oder seine 
Instandhaltung; 

l) Bau, Reparatur oder Ausrüstung 
eines Schiffes sowie Hafenabgaben; 

m) Gehalt oder Heuer der Kapitäne, 
Schiffsoffiziere und Besatzungsmit- 
glieder; 

n) Auslagen des Kapitäns und der Ab- 
lader, Befrachter und Beauftragten 
für Rechnung des Schiffes oder sei- 
nes Eigentümers; 

o) Streitigkeiten über das Eigentum an 
einem Schiff; 

p) Streitigkeiten zwischen Miteigen- 
tümern eines Schiffes über das 
Eigentum, den Besitz, den Einsatz 
oder die Erträgnisse dieses Schif- 
fes, 

q) Schiffshypotheken und sonstige ver- 
tragliche Pfandrechte an einem 
Schiff. 


such Claim. The same shall apply to any 
case in which a person other than the 
owner of a ship is liable in respect of a 
maritime Claim relating to that ship. 


5. The expression “maritime Claim” means 

a Claim arising out of one or more of the 

following: 

(a) damage caused by any ship either 
in collision or otherwise; 

(b) loss of life or personal injury 
caused by any ship or occurring in 
Connection with the Operation on 
any ship; 

(c) salvage; 

(d) agreement relating to the use or 
hire of any ship whether by charter- 
party or otherwise; 

(e) agreement relating to the carriage 
of goods in any ship whether by 
Charterparty or otherwise; 


(f) loss of or damage to goods includ- 
ing baggage carried in any ship; 

(g) general average; 

(h) bottomry; 

(i) towage; 

0) pilotage; 

(k) goods or materials wherever sup- 
plied to a ship for her Operation or 
maintenance; 


(l) construction, repair or equipment of 
any ship or dock charges and 
dues; 

(m) wages of masters, officers or 
crew; 

(n) master’s disbursements, including 
disbursements made by shippers, 
Charterers or agents on behalf of a 
ship or her owner; 

(o) dispute as to the title to or owner- 
ship of any ship; 

(p) disputes between co-owners of any 
ship as to the onwership, posses- 
sion, employment or eamings of 
that ship, 

(q) the mortgage or hypothecation of 
any ship. 


ne peut etre saisi en vertu de cette 
cröance maritime. II en est de meme 
dans tous les cas oü une personne autre 
que le proprietaire est tenue d’une 
creance maritime. 


5. On entend par «creance maritime» 
l’allegation d’un droit ou d’une creance 
ayant l’une ou plusieurs des causes 
suivantes: 

a) dommages causes par un navire soit 
par abordage, soit autrement; 

b) pertes de vies humaines ou domma- 
ges corporels causes par un navire 
ou provenant de l’exploitation d’un 
navire; 

c) assistance et sauvetage; 

d) contrats relatifs ä Putilisation ou la 
location d’un navire par charte-partie 
ou autrement; 

e) contrats relatifs au transport des 
marchandises par un navire en vertu 
d’une charte-partie, d’un connaisse- 
ment ou autrement; 

f) pertes ou dommages aux marchan- 
dises et bagages transportes par un 
navire; 

g) avarie commune; 

h) pret ä la grosse; 

i) remorquage; 

j) pilotage; 

k) foumitures, quel qu’en soit le lieu, de 
produits ou de materiel faites ä un 
navire en vue de son exploitation ou 
de son entretien; 

l) construction, reparations, equipe- 
ment d’un navire ou frais de cale; 

m) salaires des capitaines, officiers ou 
hommes d’öquipage; 

n) döbours du capitaine et ceux effec- 
tues par les Chargeurs, les affreteurs 
et les agents pour le compte du na- 
vire ou de son proprietaire; 

o) la propriete contestee d’un navire; 

p) la copropriete d’un navire ou sa 
possession, ou son exploitation, ou 
les droits aux produits d’exploitation 
d’un navire en copropriete; 

q) toute hypotheque maritime et tout 
mort-gage. 

6. Au Dänemark, l’expression «saisie ju- 
diciaire» couvre, en ce qui concerne les 
creances maritimes visees au point 5 
sous o) et p), le forbud pour autant que 
cette procedure soit la seule admise 


6. In Dänemark ist als .Arrest* für die in 6. ln Denmark, the expression ‘arrest’ shall 
Nummer 5 Buchstaben o) und p) ge- be demeed as regards the maritime 
nannten Seeforderungen der , forbud* Claims referred to in 5 (o) and (p) of this 

anzusehen, soweit hinsichtlich einer sol- Article, to include a ‘forbud’, where that 

chen Seeforderung nur ein .forbud* nach is the only procedure allowed in respect 
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den §§ 646 bis 653 der Zivilprozeßord- 
nung (lov om rettens pleje) zulässig 
ist.“. 

Artikel 18 

In Artikel 55 des Übereinkommens von 
1968 in der Fassung des Artikels 24 des 
Übereinkommens von 1978 und des Arti- 
kels 8 des Übereinkommens von 1982 wer- 
den in der Aufzählung der Übereinkünfte an 
der chronologisch entsprechenden Stelle 
folgende Gedankenstriche eingefügt: 

das am 28. Mai 1 969 in Paris Unterzeich- 
nete französisch-spanische Abkommen 
über die Anerkennung und Vollstrek- 
kung von gerichtlichen Entscheidungen 
und Schiedssprüchen in Zivil- und Han- 
delssachen; 

- das am 22. Mai 1973 in Madrid Unter- 
zeichnete italienisch-spanische Abkom- 
men über die Rechtshilfe und die An- 
erkennung und Vollstreckung gericht- 
licher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen; 

- den am 14. November 1983 in Bonn 
Unterzeichneten deutsch-spanischen 
Vertrag über die Anerkennung und Voll- 
streckung von gerichtlichen Entschei- 
dungen und Vergleichen sowie voll- 
streckbaren öffentlichen Urkunden in 
Zivil- und Handelssachen.“ 

Artikel 19 

Artikel 57 des Übereinkommens von 1968 
in der Fassung des Artikels 25 des Überein- 
kommens von 1978 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Artikel 57 

(1) Dieses Übereinkommen läßt Überein- 
kommen unberührt, denen die Vertrags- 
staaten angehören oder angehören werden 
und die für besondere Rechtsgebiete die 
gerichtliche Zuständigkeit, die Anerkennung 
oder die Vollstreckung von Entscheidungen 
regeln. 

(2) Um eine einheitliche Auslegung des Ab- 
satzes 1 zu sichern, wird dieser Absatz in 
folgender Weise angewandt: 

a) Dieses Übereinkommen schließt nicht 
aus, daß ein Gericht eines Vertrags- 
staats, der Vertragspartei eines Über- 
einkommens über ein besonderes 
Rechtsgebiet ist, seine Zuständigkeit 
auf ein solches Übereinkommen stützt, 
und zwar auch dann, wenn der Beklagte 
seinen Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet 
eines Vertragsstaats hat, der nicht Ver- 
tragspartei eines solchen Übereinkom- 
mens ist. In jedem Fall wendet dieses 
Gericht Artikel 20 des vorliegenden 
Übereinkommens an; 

b) Entscheidungen, die in einem Vertrags- 
Staat von einem Gericht erlassen wor- 
den sind, das seine Zuständigkeit auf 
ein Übereinkommen über ein besonde- 
res Rechtsgebiet gestützt hat, werden 
in den anderen Vertragsstaaten nach 
dem vorliegenden Übereinkommen an- 
erkannt und vollstreckt. 


of such a Claim under Articles 646 to 653 
of the law on civil procedure (lov om 
rettens pleje).” 

Article 18 

The following shall be inserted at the ap- 
propriate places in chronological Order in 
the list of Conventions set out in Article 55 of 
the 1 968 Convention, as amended by Arti- 
cle 24 of the 1 978 Convention and Article 8 
of the 1 982 Convention: 


the Convention between Spain and 
France on the recognition and enforce- 
ment of judgments and arbitration 
awards in civil and commercial matters, 
signed at Paris on 28 May 1969, 

- the Convention between Spain and Italy 
regarding legal aid and the recognition 
and enforcement of judgments in civil 
and commercial matters, signed at 
Madrid on 22 May 1 973, 

- the Convention between Spain and the 
Federal Republic of Germany on the 
recognition and enforcement of judg- 
ments, settlements and enforceable 
authentic Instruments in civil and com- 
mercial matters, signed at Bonn on 
1 4 November 1 983.” 

Article 19 

The following shall be substituted for Arti- 
cle 57 of the 1 968 Convention, as amended 
by Article 25 of the 1 978 Convention: 

“Article 57 

1 . This Convention shall not affect any con- 
ventions to which the Contracting States are 
or will be parties and which in relation to 
particular matters, govern jurisdiction or the 
recognition or enforcement of judgments. 


2. With a view to its uniform interpretation, 
Paragraph 1 shall be applied in the following 
manner: 

(a) this Convention shall not prevent a 
court of a Contracting State which is a 
party to a Convention on a particular 
matter from assuming jurisdiction in 
accordance with that Convention, even 
where the defendant is domiciled in 
another Contracting State which is not 
a party to that Convention. The court 
hearing the action shall, in any event, 
apply Article 20 of this Convention; 


(b) judgments given in a Contracting State 
by a court in the exercise of jurisdiction 
provided for in a convention on a par- 
ticular matter shall be recognized and 
enforced in the other Contracting State 
in accordance with this Convention. 


en l’espece par les articles 646 ä 653 de 
la loi sur la procedure civile (Lov om 
rettens pleje).» 

Article 18 

L’article 55 de la convention de 1968, 
modifiä par Particle 24 de la convention de 
1 978 et l’article 8 de la convention de 1 982, 
est completä par les adjonctions suivantes 
qui sont inserees ä leur place dans la liste 
des conventions suivant l’ordre chronologi- 
que: 

«-la convention entre l’Espagne et la Fran- 
ce sur la reconnaissance et l’execution 
de jugements et de sentences arbitrales 
en matiere civile et commerciale, signee 
ä Paris le 28 mai 1 969, 

- la convention entre l’Espagne et l’ltalie 
en matiere d’assistance judiciaire et de 
reconnaissance et execution de juge- 
ments en matiere civile et commerciale, 
signee ä Madrid le 22 mai 1 973, 

- ta convention entre l’Espagne et la 
Räpublique fedärale d’Allemagne sur la 
reconnaissance et Pexäcution de deci- 
sions et transactions judiciaires, et 
d’actes authentiques executoires en 
matiere civile et commerciale, signee ä 
Bonn le 14 novembre 1983.» 

Article 19 

L’article 57 de la convention de 1968, 
modifie par Particle 25 de la convention de 
1 978, est remplace par le texte suivant: 

«Article 57 

1 . La presente convention n’affecte pas les 
conventions auxquelles les £tats 
contractants sont ou seront parties et 
qui, dans des matieres particulieres, re- 
glent la competence judiciaire, la recon- 
naissance ou Pexecution des döci- 
sions. 

2. En vue d’assurer son interpretation uni- 
forme, le paragraphe 1 est applique de 
la maniere suivante: 

a) la presente convention ne fait pas 
obstacle ä ce qu’un tribunal d’un Etat 
contractant partie ä une convention 
relative ä une matiöre particuliere. 
puisse fonder sa compätence sur 
une teile convention, mäme si le de- 
fendeur est domiciliä sur le territoire 
d’un Etat contractant non partie ä 
une teile convention. Le tribunal sai- 
si applique, en tout cas, l’article 20 
de la präsente convention; 


b) les decisions rendues dans un Etat 
contractant par un tribunal ayant fon- 
dä sa competence sur une conven- 
tion relative ä une matiere particu- 
liöre sont reconnues et exäcutäes 
dans les autres Etats contractants 
conformement ä la presente con- 
vention. 


16 



Sind der Ursprungsstaat und der er- 
suchte Staat Vertragsparteien eines 
Übereinkommens über ein besonderes 
Rechtsgebiet, welches die Vorausset- 
zungen für die Anerkennung und Voll- 
streckung von Entscheidungen regelt, 
so gelten diese Voraussetzungen. In je- 
dem Fall können die Bestimmungen des 
vorliegenden Übereinkommens über 
das Verfahren zur Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen an- 
gewandt werden. 

(3) Dieses Übereinkommen berührt nicht 
die Anwendung der Bestimmungen, die für 
besondere Rechtsgebiete die gerichtliche 
Zuständigkeit oder die Anerkennung oder 
Vollstreckung von Entscheidungen regeln 
und in Rechtsakten der Organe der Euro- 
päischen Gemeinschaften oder in dem in 
Ausführung dieser Akte harmonisierten ein- 
zelstaatlichen Recht enthalten sind.“. 

Artikel 20 

Artikel 58 des Übereinkommens von 1968 
erhält folgende Fassung: 

„Artikel 58 

Bis zum Inkrafttreten des am 16. September 
1988 in Lugano Unterzeichneten Überein- 
kommens über die gerichtliche Zuständig- 
keit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen in Zivil- und Handelssachen 
für Frankreich und die Schweizerische Eid- 
genossenschaft berührt das vorliegende 
Übereinkommen nicht die Rechte, die 
schweizerischen Staatsangehörigen auf- 
grund des am 15. Juni 1869 in Paris Unter- 
zeichneten Abkommens zwischen Frank- 
reich und der Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft über die gerichtliche Zuständig- 
keit und die Vollstreckung von Urteilen in 
Zivilsachen zustehen.“. 

Artikel 21 

Artikel 60 des Übereinkommens von 1 968 
in der Fassung des Artikels 27 des Überein- 
kommens von 1978 wird gestrichen. 

Artikel 22 

In Artikel 64 des Übereinkommens von 
1 968 wird Buchstabe c) gestrichen. 


Titel III 

Anpassungen 

des dem Übereinkommen von 1968 
beigefügten Protokolls 

Artikel 23 

Artikel Vb, der nach Artikel 29 des Über- 
einkommens von 1978 das dem Überein- 
kommen von 1968 beigefügte Protokoll er- 
gänzt und durch Artikel 9 des Übereinkom- 
mens von 1982 geändert wurde, erhält fol- 
gende Fassung: 

„Artikel Vb 

Bei Streitigkeiten zwischen dem Kapitän 
und einem Mitglied der Mannschaft eines in 
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Where a convention on a particular 
matter to which both the State of origin 
and the State addressed are parties 
lays down conditions for the recog- 
nition or enforcement of judgments, 
those conditions shall apply. In any 
event, the provisions of this Conven- 
tion which concem the procedure for 
recognition and enforcement of judg- 
ments may be applied. 


3. This Convention shall not affect the ap- 
plication of provisions which, in relation to 
particular matters, govern jurisdiction or the 
recognition or enforcement of judgments 
and which are or will be contained in acts of 
the institutions of the European Commun- 
ities or in national laws harmonized in im- 
plementation of such acts.” 


Articie 20 

The following shall be substituted for Arti- 
cie 58 of the 1 968 Convention: 

“Articie 58 

Until such time as the Convention on juris- 
diction and the enforcement of judgments in 
civil and commercial matters, signed at 
Lugano on 1 6 September 1 988, takes effect 
with regard to France and the Swiss Con- 
federatiori, this Convention shall not affect 
the rights granted to Swiss nationals by the 
Convention between France and the Swiss 
Confederation on jurisdiction and enforce- 
ment of judgments in civil matters, signed at 
Paris on 15 June 1869.” 


Articie 21 

Articie 60 of the 1968 Convention, as 
amended by Articie 27 of the 1978 Conven- 
tion, shall be deleted. 

Articie 22 

Articie 64 (c) of the 1 968 Convention shall 
be deleted. 


Title III 

Adjustments 
to the Protocol 

annexed to the 1 968 Convention 

Articie 23 

The following shall be substituted for Arti- 
cie Vb added to the Protocol annexed to the 
1968 Convention by Articie 29 of the 1978 
Convention and amended by Articie 9 of the 
1982 Convention: 


“Articie Vb 

In proceedings involving a dispute between 
the master and a member of the crew of a 
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Si une convention relative ä une ma- 
ttere particuliäre et ä laquelle sont 
parties PEtat d’origine et PEtat requis 
determine les conditions de recon- 
naissance et d’execution des deci- 
sions, il est fait application de ces 
conditions. II peut, en tout cas, etre 
fait application des dispositions de la 
presente convention qui concernent 
la procödure relative ä la reconnais- 
sance et ä Pexecution des döci- 
sions. 

3. La presente convention ne prejuge pas 
Papplication des dispositions qui, dans 
des matteres particulieres, räglent la 
competence judiciaire, la reconnaissan- 
ce ou Pexecution des decisions et qui 
sont ou seront contenues dans les actes 
des institutions des Communautes euro- 
peennes ou dans les legislations natio- 
nales harmonisees en execution de ces 
actes.» 

Articie 20 

L’ articie 58 de la convention de 1968 est 
remplacö par le texte suivant: 

«Artide 58 

Jusqu’au moment oü la convention concer- 
nant la competence judiciaire, et Pexäcution 
des decisions en mattere civile et commer- 
ciale, signee ä Lugano le 16 septembre 
1988, produira ses effets ä Pegard de la 
France et de la Confödöration suisse, les 
dispositions de la presente convention ne 
portent pas prejudice aux droits reconnus 
aux ressortissants suisses par la convention 
entre la France et la Conf Öderation suisse 
sur la competence judiciaire et Pexöcution 
des jugements en matiöre civile, signee ä 
Paris le 15 juin 1869.» 


Articie 21 

L’article 60 de la convention de 1968, 
modifie par Particle 27 de la convention de 
1978, est supprime. 

Articie 22 

Ä Particle 64 de la convention de 1 968, le 
point c) est supprime. 

Titre III 

Adaptations 
du protocole 

annexe ä la convention de 1968 

Articie 23 

L’article V ter, ajoute au protocole annexe 
ä la convention de 1 968 par Particle 29 de la 
convention de 1 978 et modifiö par Particle 9 
de la convention de 1 982, est remplace par 
le texte suivant: 

«Articie V ter 

Dans les litiges entre le capitaine et un 
membre de Pequipage d’un navire de mer 
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Dänemark, in Griechenland, in Irland oder in 
Portugal eingetragenen Seeschiffes über 
die Heuer oder sonstige Bedingungen des 
Dienstverhältnisses haben die Gerichte 
eines Vertragsstaats zu überprüfen, ob der 
für das Schiff zuständige diplomatische 
oder konsularische Vertreter von der Strei- 
tigkeit unterrichtet worden ist. Sie haben 
das Verfahren auszusetzen, solange dieser 
Vertreter nicht unterrichtet ist. Sie haben 
sich von Amts wegen für unzuständig zu 
erklären, wenn dieser Vertreter, nachdem er 
ordnungsgemäß unterrichtet worden ist, die 
Befugnisse ausgeübt hat, die ihm insoweit 
aufgrund eines Konsularabkommens zu- 
stehen, oder, falls ein derartiges Abkommen 
nicht besteht, innerhalb der festgesetzten 
Frist Ein wände gegen die Zuständigkeit gel- 
tend gemacht hat.“. 

Titel IV 

Anpassungen 
des Protokolls von 1971 

Artikel 24 

Artikel 1 des Protokolls von 1971 in der 
Fassung des Artikels 30 des Übereinkom- 
mens von 1978 und des Artikels 10 des 
Übereinkommens von 1982 wird durch fol- 
genden Absatz ergänzt: 

„Der Gerichtshof der Europäischen Ge- 
meinschaften entscheidet ebenfalls über 
die Auslegung des Übereinkommens über 
den Beitritt des Königreichs Spanien und 
der Portugiesischen Republik zum Überein- 
kommen vom 27. September 1968 und zum 
vorliegenden Protokoll in der Fassung des 
Übereinkommen von 1978 und 1982.“. 


Artikel 25 

In Artikel 2 Nummer 1 des Protokolls von 
1971 in der Fassung des Artikels 31 des 
Übereinkommens von 1978 und des Arti- 
kels 11 des Übereinkommens von 1982 
wird zwischen dem vierten und dem fünften 
Gedankenstrich folgender Gedankenstrich 
eingefügt: 

in Spanien: ,el Tribunal Supremo*;“ 

und zwischen dem neunten und dem zehn- 
ten Gedankenstrich wird folgender Gedan- 
kenstrich eingefügt: 

in Portugal: ,o Supremo Tribunal de 
Justiga* und ,o Supremo Tribunal Admi- 
nistrative 1 ;“. 

Artikel 26 

Artikel 6 des Protokolls von 1971 in der 
Fassung des Artikels 32 des Übereinkom- 
mens von 1978 wird gestrichen. 


Artikel 27 

In Artikel 10 des Protokolls von 1971 in 
der Fassung des Artikels 33 des Überein- 
kommens von 1978 wird Buchstabe d) ge- 
strichen. 


sea-going ship registered in Denmark, in 
Greece, in Ireland or in Portugal, concerning 
remuneration or other conditions of Service, 
a court in a Contracting State shall establish 
whether the diplomatic or consular officer 
responsible for the ship has been notified of 
the dispute. It shall stay the proceedings so 
long as he has not been notified. It shall of 
its own motion decline jurisdiction if the of- 
ficer; having been duly notified, has exer- 
cised the powers accorded to him in the 
matter by a consular Convention, or in the 
absence of such a Convention has, within 
the time allowed, raised any objection to the 
exercise of such jurisdiction.” 


Title IV 

Adjustments 
to the 1971 Protocol 

Article 24 

The following paragraph shall be added 
to Article 1 of the 1971 Protocol, as 
amended by Article 30 of the 1978 Con- 
vention and Article 10 of the 1982 Con- 
vention: 

“The Court of Justice of the European Com- 
munities shall also have jurisdiction to give 
rulings on the interpretation of the Conven- 
tion on the accession of the Kingdom of 
Spain and the Portuguese Republic to the 
Convention of 27 September 1968 and to 
this Protocol, as adjusted by the 1978 Con- 
vention and the 1982 Convention.” 


Article 25 

The following shall be inserted between 
the fourth and fifth indents of Article 2 (1) 
of the 1971 Protocol, as amended by 
Article 31 of the 1978 Convention and 
Article 11 of the 1982 Convention: 


in Spain: el Tribunal Supremo,” 

and the following shall be inserted between 
the ninth and tenth indents thereof: 

in Portugal: o Supremo Tribunal de 
Justiga and o Supremo Tribunal Admi- 
nistrativ©,”. 


Article 26 

Article 6 of the 1971 Protocol, as 
amended by Article 32 of the 1 978 Conven- 
tion, shall be deleted. 


Article 27 

Article 10 (d) of the 1971 Protocol as 
amended by Article 33 of the 1 978 Conven- 
tion, shall be deleted. 


immatricule au Dänemark, en Grece, en 
Irlande ou au Portugal, relatifs aux remune- 
rations ou aux autres conditions de Service, 
les juridictions d’un Etat contractant doivent 
contröler si Pagent diplomatique ou consu- 
laire dont releve le navire a etä informe du 
litige. Elles doivent surseoir ä statuer aussi 
longtemps que cet agent n’a pas äte infor- 
me. Elles doivent, meme d’office, se dessai- 
sir si cet agent, düment informe, a exerce 
les attributions que lui reconnait en la ma- 
tiere une Convention consulaire ou, ä defaut 
d’une teile convention, a souleve des objec- 
tions sur la competence dans le delai im- 
parti.» 


Titre IV 

Adaptations 
du protocole de 1971 

Article 24 

L’article 1 du protocole de 1971, modifie 
par Particle 30 de la convention de 1 978 et 
l’article 10 de la convention de 1982, est 
complete par l’alinöa suivant: 

«La Cour de justice des Communautes 
europennes est egalement competente 
pour statuer sur Interpretation de la 
convention relative ä l’adhesion du Royau- 
me d’Espagne et de la Republique portu- 
gaise ä la convention du 27 septembre 
1 968 et au present protocole, tels qu’ils ont 
ete adaptes par les conventions de 1 978 et 
de 1982.» 

Article 25 

Ä Particle 2 point 1 du protocole de 1971, 
modifie par Particle 31 de la convention de 
1978 et Particle 11 de la convention de 
1982, le tiret suivant est insere entre le 
quatrieme et le cinquieme tiret: 


«- en Espagne: el Tribunal Supremo,» 

et le tiret suivant est insere entre le neuvie- 
me et le dixieme tiret: 

«~ au Portugal: o Supremo Tribunal de 
Justiga et o Supremo Tribunal Adminis- 
trative». 

Article 26 

L’article 6 du protocole de 1971, modifie 
par Particle 32 de la convention de 1978, est 
supprimä. 

Article 27 

Ä Particle 10 du protocole de 1971, modi- 
fiä par Particle 33 de la convention de 1978, 
le point d) est supprimä. 
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Titel V 

Anpassungen 

des Übereinkommens von 1978 
und des Übereinkommens von 1982 

Artikel 28 

(1 ) Artikel 25 Absatz 2 sowie die Artikel 35 
und 36 des Übereinkommens von 1978 
werden gestrichen. 

(2) Artikel 1 Absatz 2 des Übereinkom- 
mens von 1982 wird gestrichen. 


Titel VI 

Übergangsbestimmungen 

Artikel 29 

(1) Das Übereinkommen von 1968 und 
das Protokoll von 1971 in der Fassung des 
Übereinkommens von 1978, des Überein- 
kommens von 1982 und des vorliegenden 
Übereinkommens sind nur auf solche Kla- 
gen und öffentlichen Urkunden anzuwen- 
den, die erhoben oder aufgenommen wor- 
den sind, nachdem das vorliegende Über- 
einkommen im Ursprungsstaat und, wenn 
die Anerkennung oder Vollstreckung einer 
Entscheidung oder Urkunde geltend ge- 
macht wird, im ersuchten Staat in Kraft ge- 
treten ist. 

(2) Entscheidungen, die nach dem In- 
krafttreten dieses Übereinkommens zwi- 
schen dem Ursprungsstaat und dem er- 
suchten Staat aufgrund einer vor diesem 
Inkrafttreten erhobenen Klage ergangen 
sind, werden nach Maßgabe des Titels III 
des Übereinkommens von 1 968 in der Fas- 
sung des Übereinkommens von 1978, des 
Übereinkommens von 1 982 und des vorlie- 
genden Übereinkommens anerkannt und 
zur Zwangsvollstreckung zugelassen, vor- 
ausgesetzt, daß das Gericht aufgrund von 
Vorschriften zuständig war, die mit den Zu- 
ständigkeitsvorschriften des Titels II des 
Übereinkommens von 1968 in seiner ge- 
änderten Fassung oder eines Abkommens 
übereinstimmen, das im Zeitpunkt der Kla- 
geerhebung zwischen dem Ursprungsstaat 
und dem Staat, in dem die Entscheidung 
geltend gemacht wird, in Kraft war. 

Titel VII 

Schlußbestimmungen 

Artikel 30 

(1) Der Generalsekretär des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
der Regierung des Königreichs Spanien 
und der Regierung der Portugiesischen Re- 
publik eine beglaubigte Abschrift des Über- 
einkommens von 1 968, des Protokolls von 
1971, des Übereinkommens von 1978 und 
des Übereinkommens von 1982 in däni- 
scher, deutscher, englischer, französischer, 
griechischer, irischer, italienischer und nie- 
derländischer Sprache. 


Title V 

Adjustments to the 1978 Convention 
and the 1982 Convention 


Article 28 

1. Articles 25 (2), 35 and 36 of the 1978 
Convention shall be deleted. 


2. Article 1 (2) of the 1982 Convention 
shall be deleted. 


Title VI 

Transitional provisions 

Article 29 

1. The 1968 Convention and the 1971 
Protocol, as amended by the 1 978 Conven- 
tion, the 1982 Convention and this Conven- 
tion, shall apply only to legal proceedings 
instituted and to authentic instruments for- 
mally drawn up or registered after the entry 
into force of this Convention in the State of 
origin and, where recognition or enforce- 
ment of a judgment or authentic instrument 
is sought, in the State addressed. 


2. However, judgments given after the 
date of entry into force of this Convention 
between the State of origin and the State 
addressed in proceedings instituted before 
that date shall be recognized and enforced 
in accordance with the provisions of Title III 
of the 1 968 Convention, as amended by the 
1 978 Convention, the 1 982 Convention and 
this Convention, if Jurisdiction was founded 
upon rules which accorded with the provi- 
sions of Title II of the 1968 Convention, as 
amended, or with the provisions of a Con- 
vention which was in force between the 
State of origin and the State addressed 
when the proceedings were instituted. 


Title VII 

Final provisions 

Article 30 

1 . The Secretary-General of the Council 
of the European Communities shall transmit 
a certified copy of the 1 968 Convention, of 
the 1 971 Protocol, of the 1 978 Convention 
and of the 1982 Convention in the Danish, 
Dutch, English, French, German, Greek, 
Irish and Italian languages to the Govern- 
ments of the Kingdom of Spain and of the 
Portuguese Republic. 


Titre V 

Adaptations de la convention de 1 978 
et de la convention de 1 982 

Article 28 

1 . L’article 25 paragraphe 2 et les articles 
35 et 36 de la convention de 1978 sont 
supprimes. 

2. Ä l’article 1 de la convention de 1 982, 
le paragraphe 2 est supprime. 

Titre VI 

Dispositions transitoires 

Article 29 

1 . La convention de 1 968 et le protocole 
de 1971, modifies par le convention de 
1 978, la convention de 1 982 et par la pre- 
sente convention, ne sont applicables 
qu’aux actions judiciaires intentees et aux 
actes authentiques regus posterieurement ä 
l’entree en vigueur de la presente conven- 
tion dans PEtat d’origine et, lorsque la re- 
connaissance ou Pexecution d’une decision 
ou d’un acte authentique est demandee, 
dans PEtat requis. 


2. Toutefois, les decisions rendues apres 
la date d’entree en vigueur de la presente 
convention dans les rapports entre PEtat 
d’origine et PEtat requis ä la suite d’actions 
intentees avant cette date sont reconnues 
et executees conformement aux disposi- 
tions du titre III de la convention de 1968, 
modifiee par la convention de 1978, la 
convention de 1982 et par la presente 
convention, si la competence etait fondee 
sur des regles conformes aux dispositions 
du titre II modifie de la convention de 1968 
ou aux dispositions prevues par une 
convention qui etait en vigueur entre PEtat 
d’origine et l’Etat requis lorsque Paction a 
ete intentee. 


Titre VII 

Dispositions finales 

Article 30 

1. Le Secretaire göneral du Conseil des 
Communautes europeennes remet aux 
gouvernements du Royaume d’Espagne et 
de la Republique portugaise une copie certi- 
fiee conforme de la convention de 1968, du 
protocole de 1971, de la convention de 
1978 et de la convention de 1982, en lan- 
gues allemande, anglaise, danoise, fran- 
gaise, grecque, irlandaise, italienne et neer- 
landaise. 
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(2) Der Wortlaut des Übereinkommens 
von 1968, des Protokolls von 1971, des 
Übereinkomniens von 1978 und des Über- 
einkommens von 1982 in spanischer und 
portugiesischer Sprache ist in den Anhän- 
gen II, III, IV und V des vorliegenden Über- 
einkommens enthalten. Der Wortlaut in spa- 
nischer und portugiesischer Sprache ist 
gleichermaßen verbindlich wie die anderen 
Wortlaute des Übereinkommens von 1968, 
des Protokolls von 1971, des Übereinkom- 
mens von 1978 und des Übereinkommens 
von 1982. 

Artikel 31 

Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifi- 
kation durch die Unterzeichnerstaaten. Die 
Ratifikationsurkunden werden beim Gene- 
ralsekretär des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften hinterlegt. 


Artikel 32 

(1 ) Dieses Übereinkommen tritt am ersten 
Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den 
Tag folgt, an dem zwei Unterzeichner- 
staaten, von denen einer das Königreich 
Spanien oder die Portugiesische Republik 
ist, ihre Ratifikationsurkunden hinterlegt 
haben. 

(2) Für jeden anderen Unterzeichnerstaat 
tritt das Übereinkommen am ersten Tag des 
dritten Monats in Kraft, der auf die Hinter- 
legung seiner Ratifikationsurkunde folgt. 


Artikel 33 

. Der Generalsekretär des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften notifiziert den 
Unterzeichnerstaaten 

a) die Hinterlegung jeder Ratifikations- 
urkunde; 

b) die Tage, an denen dieses Übereinkom- 
men für die Vertragsstaaten in Kraft 
tritt. 

Artikel 34 

Dieses Übereinkommen ist in einer Ur- 
schrift in dänischer, deutscher, englischer, 
französischer, griechischer, irischer, italie- 
nischer, niederländischer, portugiesischer 
und spanischer Sprache abgefaßt, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist; es wird im Archiv des Generalsekreta- 
riats des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften hinterlegt. Der Generalsekretär 
übermittelt der Regierung jedes Unterzeich- 
nerstaats eine beglaubigte Abschrift. 


2. The texts of the 1968 Convention, of 
the 1971 Protocol, of the 1978 Convention 
and of the 1982 Convention, drawn up in the 
Portuguese and Spanish languages, are set 
out in Annexes II, III, IV and V to this Con- 
vention. The texts drawn up in the Por- 
tuguese and Spanish languages shall be 
authentic under the same conditions as the 
other texts of the 1968 Convention, the 
1971 Protocol, the 1978 Convention and the 
1 982 Convention. 


Article 31 

This Convention shall be ratified by the 
signatory States. The instruments of ratifica- 
tion shall be deposited with the Secretary- 
General of the Council of the European 
Communities. 


Article 32 

1 . This Convention shall enter into force 
on the first day of the third month following 
the date on which two signatory States, of 
which one is the Kingdom of Spain or the 
Portuguese Republic, deposit their instru- 
ments of ratification. 

2. This Convention shall take effect in 
relation to any other signatory State on the 
first day of the third month following the 
deposit of its instrument of ratification. 


Article 33 

The Secretary-General of the Council of 
the European Communities shall notify the 
signatory States of; 

(a) the deposit of each instrument of rati- 
fication; 

(b) the dates of entry into force of this Con- 
vention for the Conctracting States. 


Article 34 

This Convention, drawn up in a single 
original in the Danish, Dutch, English, 
French, German, Greek, Irish, Italian, 
Portuguese and Spanish languages, all 
10 texts being equally authentic, shall be 
deposited in the archives of the General 
Secretariat of the Council of the European 
Communities. The Secretary-General shall 
transmit a certified copy to the Government 
of each signatory State. 


2. Les textes de la Convention de 1 968, 
du protocole de 1971, de la Convention de 
1978 et de la Convention de 1982, etablis en 
langues espagnole et portugaise, figurent 
aux annexes II, III, IV et V ä la presente 
Convention. Les textes ätablies en langues 
espagnole et portugaise font foi dans les 
memes conditions que les autres textes de 
la Convention de 1968, du protocole de 
1971, de la Convention de 1978 et de la 
Convention de 1982. 


Article 31 

La presente Convention sera ratifiee par 
les Etats signataires. Les instruments de 
ratification seront deposes aupres du Se- 
cretaire general du Conseil des Commu- 
nautes europeennes. 


Article 32 

1 . La presente Convention entrera en vi- 
gueur le premier jour du troisieme mois 
apres la date ä laqueile deux Etats signa- 
taires, dont Tun est le Royaume d’Espagne 
ou la Republique portugaise, auront depose 
leurs instruments de ratification. 

2. Ä l’egard de tout autre Etat signataire, 
la presente Convention produira ses effets 
le premier jour du troisieme mois qui suivra 
le däpöt de son instrument de ratification. 


Article 33 

Le Secrätaire gänäral du Conseil des 
Communautäs europeenes notifiera aux 
£tats signataires: 

a) le depöt de tout instrument de ratifica- 
tion; 

b) les dates d’entree en vigueur de la prä- 
sente convention pour les Etats contrac- 
tants. 

Article 34 

La präsente convention, rädigäe en un 
exemplaire unique, en langues allemande, 
anglaise, danoise, espagnole, frangaise, 
grecque, irlandaise, italienne, näerlandaise 
et portugaise, les dix textes faisant ägale- 
ment foi, sera däposäe dans les archives du 
Secrätariat du Conseil des Communautäs 
europeenes. Le Secrätaire gänäral en re- 
mettra une copie certifiäe conforme ä cha- 
cun des gouvemements des Etats signa- 
taires. 
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Anhang I Annex I 

Redaktionelle Anpassungen Formal adjustments referred to 

nach Artikel 2 in Article 2 


1 . Artikel 3 

Der zweite Gedankenstrich muß wie 
folgt lauten: 

in Dänemark: Artikel 246 Absätze 2 
und 3 der Zivilprozeßordnung (Lov om 
rettens pleje);“ 

2. Artikel 12 

Am Ende der Nummern 1 , 2 und 3 wird 
das Wort „oder“ gestrichen und durch 
ein Komma ersetzt. 

3. Artikel 1 3 

Unter Nummer 2 muß es statt „oder um 
ein anderes Kreditgeschäft handelt, die 
zur Finanzierung eines Kaufs derarti- 
ger Sachen bestimmt sind“ heißen: 
„oder ein anderes Kreditgeschäft han- 
delt, das zur Finanzierung eines Kaufs 
derartiger Sachen bestimmt ist“. 

4. Artikel 14 

In Absatz 1 muß es statt „gegen die 
andere Vertragspartei . . ., in dessen 
Hoheitsgebiet diese Vertragspartei ih- 
ren Wohnsitz hat“ heißen: „gegen den 
anderen Vertragspartner . . . , in des- 
sen Hoheitsgebiet dieser Vertragspart- 
ner seinen Wohnsitz hat“. 

5. Artikel 14 

In Absatz 2 muß es statt „der anderen 
Vertragspartei“ heißen: „des anderen 
Vertragspartners“. 

6. Artikel 15 

Am Ende von Nummer 1 wird das Wort 
„oder“ gestrichen und durch ein Kom- 
ma ersetzt. 

7. Artikel 16 

Unter Nummer 2 muß es statt „die 
Gültigkeit, Nichtigkeit“ heißen: „die 
Gültigkeit, die Nichtigkeit“. 

8. Artikel 20 

In Absatz 3 muß es statt „für Zivil- und 
Handelssachen“ heißen: „in Zivil- oder 
Handelssachen“. 

9. Artikel 22 

In Absatz 1 muß es statt „die Entschei- 
dung aussetzen“ heißen: „das Verfah- 
ren aussetzen“. 

10. Artikel 27 

Unter Nummer 2 muß es statt „ord- 
nungsmäßig“ heißen: „ordnungsge- 
mäß“. 

11. Artikel 27 

Unter Nummer 4 muß es statt „wenn 
das Gericht des Urteilsstaats ... die 
ehelichen Güterstände, das Gebiet des 
Erbrechts“ heißen: „wenn das Gericht 


1 . Article 3 

Read second indent of second Para- 
graph as follows: 

in Denmark: Article 246 (2) and (3) 
of the law on civil procedure (Lov om 
rettens pleje) 

2. Article 27 

Read beginning of point 4 as follows: 

“4. if the court of the State of origin, in 
order . . 

Read beginning of point 5 as follows: 

“5. if the judgment is irreconcilable 
with an earlier judgment given in 
a non-contracting State involving 

M 

3. Article 28 

Read end of second paragraph as fol- 
lows: 

“. . . on which the court of the State of 
origin based its jurisdiction.”. 

Read beginning of third paragraph as 
follows: 

“Subject to the provisions of the first 
paragraph, the jurisdiction of the court 
of the State of origin may not be re- 
viewed; . . .”. 

4. Article 30 

Read end of second paragraph as 
follows: 

“. . . if enforcement is suspended in the 
State of origin by reason of an ap- 
peal.”. 

5. Article 32 

Read second indent as follows: 
in Denmark, to the byret,”. 

6. Article 38 

Read beginning of first paragraph as 
follows: 

“The court with which the appeal under 
Article 37 (1) is lodged may, on the 
application of the appellant, stay the 
proceedings if an ordinary appeal has 
been lodged against the judgment in 
the State of origin or if the time . . .”. . 

Read beginning of second paragraph 
as follows: 

“Where the judgment was given in Ire- 
land or the United Kingdom, any form 
of appeal available in the State of origin 
shatl be treated . . 

7. Article 43 

Read end of Article as follows: 

. . by the courts of the State of ori- 
gin.”. 


Annexe I 

Adaptations formelles visees 
ä Particle 2 

1 . Article 3 second alinea 

Le deuxieme tiret est remplace par le 
texte suivant: 

«- au Dänemark: Particle 246 paragra- 
phes 2 et 3 de la loi sur la procedure 
civile (Lov om rettens pleje)». 

2. Article 32 premier alinea 

Le deuxieme tiret est remplace par le 
texte suivant: 

«- au Dänemark au byret,». 

3. Article 44 premier alinea 

L’expression «I’Etat oü la decision a 
ete rendue» est remplacee par «PEtat 
d’origine». 
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des Ursprungsstaats . . . die ehelichen 
Güterstände oder das Gebiet des Erb- 
rechts . . 

12. Artikel 28 

In den Absätzen 2 und 3 muß es statt 
„des Urteilsstaats“ jeweils heißen: „des 
Ursprungsstaats“. 

13. Artikel 29 

Statt „auf ihre Gesetzmäßigkeit“ muß 
es heißen: „in der Sache selbst“. 

14. Artikel 30 

In Absatz 2 muß es statt „im Urteils- 
staat“ heißen: „im Ursprungsstaat“. 

15. Artikel 32 

in Absatz 1 muß der zweite Gedanken- 
strich wie folgt lauten: „- in Dänemark 
an das „byret“;“ 

16. Artikel 32 

In Absatz 1 muß es unter den Num- 
mern 1, 2 und 3 des das Vereinigte 
Königreich betreffenden Gedanken- 
strichs statt „im Falle von Entschei- 
dungen“ jeweils heißen: „für Entschei- 
dungen“. 

17. Artikel 34 

In Absatz 2 muß es statt „in Artikel 27 
und 28“ heißen: „in den Artikeln 27 und 
28“. 

18. Artikel 34 

In Absatz 3 muß es statt „auf ihre Ge- 
setzmäßigkeit“ heißen: „in der Sache 
selbst“. 

19. Artikel 37 

In Absatz 1 muß es unter den Num- 
mern 1, 2 und 3 des das Vereinigte 
Königreich betreffenden Gedanken- 
strichs statt „im Falle von Entschei- 
dungen“ jeweils heißen: „für Entschei- 
dungen“. 

20. Artikel 38 

In Absatz 1 muß es statt „seine Ent- 
scheidung aussetzen, wenn gegen die 
Entscheidung im Urteilsstaat“ heißen: 
„das Verfahren aussetzen, wenn ge- 
gen die Entscheidung im Ursprungs- 
staat“. 

21. Artikel 38 

In Absatz 2 muß es statt „im Urteils- 
staat“ heißen: „im Ursprungsstaat“ . 

22. Artikel 39 

in Absatz 1 muß es statt „Maßregeln 
zur Sicherung“ heißen: „Maßnahmen 
zur Sicherung“. 

23. Artikel 39 

In Absatz 2 muß es statt „Maßregeln zu 
betreiben“ heißen: „Maßnahmen zu 
veranlassen“. 

24. Artikel 40 

In Absatz 1 muß es unter den Num- 
mern 1, 2 und 3 des das Vereinigte 
Königreich betreffenden Gedanken- 
strichs statt „im Falle von Entschei- 


8. Article 44 

Read first paragraph as follows: 

“An applicant who, in the State of ori- 
gin, has benefited from complete or 
partial legal aid or exemption from 
costs or expenses, shall be entitled, in 
the procedures provided for in Arti- 
cles 32 to 35, to benefit from the most 
favourable legal aid or the most exten- 
sive exemption from costs or expenses 
provided for by the law of the State 
addressed.” 

9. Article 47 

Read point 1 as follows: 

“1. documents which establish that, 
according to the law of the State of 
origin, the judgment is enforceable 
and has been served;”. 

Read end of point 2 as follows: 

“. . . legal aid in the State of origin.”. 

10. Article 51 

Read end of Article as follows: 

“. . . enforceable in the State ad- 
dressed under the same conditions as 
authentic instruments.”. 


22 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5841 


düngen“ jeweils heißen: „für Entschei- 
dungen“. 

25. Artikel 43 

Staat „des Urteilsstaats“ muß es hei- 
ßen: „des Ursprungsstaats“. 

26. Artikel 44 

In Absatz 1 muß es statt „ist dem An- 
tragsteller in dem Staat, in dem die 
Entscheidung ergangen ist, ganz oder 
teilweise das Armenrecht . . . nach 
den Artikeln 32 bis 35 hinsichtlich des 
Armenrechts“ heißen: „ist dem Antrag- 
steller im Ursprungsstaat ganz oder 
teilweise Prozeßkostenhilfe . . . nach 
den Artikeln 32 bis 35 hinsichtlich der 
Prozeßkostenhilfe“. 

27. Artikel 44 

In Absatz 2 muß es statt „Bewilligung 
des Armenrechts“ heißen: „Bewilligung 
der Prozeßkostenhilfe“. 

28. Artikel 47 

Unter Nummer 1 muß es statt „nach 
dem Rechts des Urteilsstaats“ heißen: 
„nach dem Recht des Ursprungs- 
staats“. 

29. Artikel 47 

Unter Nummer 2 muß es statt „das 
Armenrecht im Urteilsstaat genießt“ 
heißen: „Prozeßkosten hilfe im Ur- 
sprungsstaat erhält“. 

30. Artikel 56 

In Absatz 2 muß es statt „die Urkun- 
den“ heißen: „die öffentlichen Urkun- 
den“. 

31. Artikel Vb des dem Übereinkommen 
beigefügten Protokolls: 

In Satz 2 muß es statt „Sie haben die 
Entscheidung auszusetzen“ heißen: 
„Sie haben das Verfahren auszu- 
setzen“. 
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Denkschrift zum Übereinkommen 


I. Allgemeine Bemerkungen 

^ Am 27. September 1968 haben die damaligen sechs Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
das Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (GVÜ) geschlossen, das am 
1. Februar 1973 in Kraft getreten ist (BGBl. 1972 II S. 773 
und 1973 II S 60). Den rechtlichen Ausgangspunkt hierfür 
bildete Artikel 220 des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, wonach sich die Mit- 
gliedstaaten verpflichteten, die Förmlichkeiten für die ge- 
genseitige Anerkennung und Vollstreckung richterlicher 
Entscheidungen und Schiedssprüche zu vereinfachen 
(BGBl. 1957 II S. 753, 766). Zusätzlich zu diesem Überein- 
kommen einigten sich die Mitgliedstaaten 1971 auf ein 
Protokoll, worin festgelegt wurde, daß ihre obersten Zivil- 
gerichte, bei denen in einem schwebenden Verfahren eine 
nicht eindeutig zu beantwortende Frage der Auslegung 
des Übereinkommens erheblich wird, diese Frage dem 
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften in Luxem- 
burg zur Entscheidung vorlegen müssen; die Gerichte der 
zweiten Instanz haben ein Vorlagerecht. Das Protokoll ist 
am 1. September 1975 in Kraft getreten (BGBl. 1972 II 
S. 845 und 1975 II S. 1138). Das Vorlageverfahren soll 
eine einheitliche Anwendung des Übereinkommens im 
gesamten Vertragsgebiet sicherstellen. 

Das Vereinigte Königreich, das Königreich Dänemark und 
die Republik Irland wurden mit Wirkung vom 1. Januar 
1973, die Republik Griechenland mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1981 Mitglied der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft (BGBl. 1972 II S. 1125 und 1973 II S. 175 bzw. 
BGBl. 1980 II S. 229, 1984 II S. 654 und 1981 II S. 15). In 
Artikel 3 Abs. 2 der Beitrittsakte (BGBl. 1972 II S. 1125, 
1144 bzw. BGBl. 1980 II S. 229, 235) verpflichteten sich 
diese Staaten, dem Übereinkommen von 1968 und dem 
Auslegungsprotokoll von 1971 (für die Republik Griechen- 
land in der Fassung des Übereinkommens vom 9. Oktober 
1978) beizutreten. Die erstgenannten Staaten sind mit 
dem 1. Beitrittsübereinkommen vom 9. Oktober 1978 
(BGBl. 1983 II S. 803), die Republik Griechenland durch 
das 2. Beitrittsübereinkommen vom 25. Oktober 1982 
(BGBl. 1988 II S. 454) dem GVÜ beigetreten. 

Seit 1985 - also noch vor dem Beitritt des Königreichs 
Spanien und der Portugiesischen Republik zur Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft - fanden Verhandlungen 
mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels- 
assoziation (EFTA) statt, die den Wunsch geäußert hatten, 
mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
ein Übereinkommen zu schließen, das auf gleichen Grund- 
sätzen beruht wie das Brüsseler Übereinkommen von 
1968. Diese Arbeiten mündeten in ein Übereinkommen 
über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, 
welches am 16. September 1988 in Lugano zur Zeichnung 
aufgelegt worden ist. Dieses Übereinkommen, das sich 
weitgehend an das Brüsseler Übereinkommen von 1968 in 
der Fassung der Beitrittsübereinkommen von 1978 und 
1982 anlehnt (im folgenden; Lugano-Übereinkommen), ist 
am 1 . Januar 1 992 für die Niederlande, Frankreich und die 
Schweiz in Kraft getreten. Seitdem ist es von Luxemburg, 


dem Vereinigten Königreich, Portugal, Italien, Schweden, 
Norwegen und Finnland ratifiziert worden. Das Lugano- 
Übereinkommen hat auch die Weiterentwicklung des GVÜ 
beeinflußt. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1986 traten das Königreich 
Spanien und die Portugiesische Republik als neue Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
bei (BGBl. 1985 II S. 1249 und 1986 II S. 422). In Artikel 3 
Abs. 2 der Beitrittsakte (BGBl. 1985 II S. 1249, 1262) 
haben sich diese beiden Staaten verpflichtet, dem Über- 
einkommen von 1968 und dem Auslegungsprotokoll von 
1971 in der Fassung des Beitrittsübereinkommens von 
1982 beizutreten und mit den zehn übrigen Mitgliedstaaten 
Verhandlungen über die erforderlichen Anpassungen des 
Übereinkommens und des Protokolls an das Verfahrens- 
recht Spaniens sowie der Portugiesischen Republik auf- 
zunehmen. Knapp ein halbes Jahr nach Zeichnung des 
Lugano-Übereinkommens wurde auf Antrag der betreffen- 
den Regierungen eine Ad-hoc-Gruppe eingesetzt, die in 
drei Sitzungen das Beitrittsübereinkommen ausgearbeitet 
hat, welches am 1. Februar 1991 für Frankreich, Spanien 
und die Niederlande in Kraft getreten und seitdem von dem 
Vereinigten Königreich, Luxemburg, Italien, Griechenland 
und Portugal ratifiziert worden ist. 


II. Wesentlicher Inhalt des Übereinkommens von 1968 
und des Protokolls von 1971 

Das Übereinkommen von 1968 regelt im wesentlichen 
zwei Bereiche, nämlich die internationale gerichtliche Zu- 
ständigkeit (Artikel 2 bis 24) und die Anerkennung und 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen aus Vertrags- 
staaten (Artikel 25 bis 49). Die Vorschriften über die 
gerichtliche Zuständigkeit legen in den Fällen, die eine 
Beziehung zu mehreren Staaten aufweisen, direkte Zu- 
ständigkeiten fest. Ist das angerufene Gericht nach diesen 
Vorschriften nicht zuständig, kann es in der Sache nicht 
entscheiden. In den Artikeln 25 bis 49 ist ein einfaches und 
schnelles Verfahren für die Anerkennung und Vollstrek- 
kung von gerichtlichen Entscheidungen vorgesehen, die in 
einem anderen Vertragsstaat erlassen worden sind; Er- 
gänzungen zu den Vorschriften dieses Teils des Überein- 
kommens enthalten §§ 36-38 des Gesetzes zur Ausfüh- 
rung zwischenstaatlicher Anerkennungs- und Vollstrek- 
kungsverträge in Zivil- und Handelssachen (BGBl. 1988 ! 
S. 662). 

Das Protokoll vom 3. Juni 1971 (BGBl. 1972 II S. 845) 
überträgt die Zuständigkeit für die Auslegung des Überein- 
kommens dem Gerichtshof der Europäischen Gemein- 
schaften. Wird in einem schwebenden Verfahren, sei es im 
Erkenntnis- oder Vollstreckungsverfahren, die Frage er- 
heblich, wie eine Vorschrift des Übereinkommens von 
1 968 auszulegen ist, so haben die Gerichte der zweiten 
Instanz (Landgerichte und Oberlandesgerichte) das Recht, 
sie dem Europäischen Gerichtshof vorab zur Entschei- 
dung vorzulegen (Artikel 3 Abs. 2 des Protokolls); kommt 
es auf eine solche Frage in einem Verfahren vor dem 
Obersten Gerichtshof (Bundesgerichtshof) an, so besteht 
eine Vorlagepflicht (Artikel 3 Abs. 1 des Protokolls). 
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III. 1. Beitrittsübereinkommen 

Das Übereinkommen vom 9. Oktober 1978 über den Bei- 
tritt Dänemarks, Irlands und Großbritanniens zum Überein- 
kommen von 1968 hat die Zuständigkeitsregeln um Be- 
stimmungen über trust-Sachen (Artikel 5 Abs. 4, Artikel 1 1 
und 23 des Beitrittsübereinkommens) und über die See- 
gerichtsbarkeit (Artikel 5 Abs. 4, Artikel 6 und 36) erweitert. 
Zu diesen durch die besonderen Verhältnisse in den Bei- 
trittsstaaten bedingten Neuerungen kamen Erweiterungen 
beim Verbraucherschutz (Artikel 10) und Neuregelungen 
der Zuständigkeit in Versicherungssachen (Artikel 7 bis 9) 
sowie - vornehmlich auf britischen Wunsch hin - der 
Zuständigkeitsvereinbarungen (Artikel 11) hinzu. 

Die sonstigen Änderungen des GVÜ selbst waren im we- 
sentlichen technischer Natur. Hierbei handelte es sich um 
die notwendige Ergänzung des Katalogs der ausgeschlos- 
senen „exorbitanten“ Gerichtsstände (Artikel 4) und die 
Aufzählung der im Rahmen des Vollstreckungsverfahrens 
in den Mitgliedstaaten zuständigen Gerichte (Artikel 16 f., 
19f.). Ferner waren einige Formulierungen nach prakti- 
schen Erfahrungen klarzustellen bzw. zu ergänzen (z. B. in 
Artikel 5 Nr. 1 und 2 betreffend den Gerichtsstand des 
Erfüllungsortes bzw. denjenigen für Unterhaltsklagen). 
Schließlich waren verfahrensrechtliche Besonderheiten der 
beigetretenen Staaten zu berücksichtigen (Artikel 15, 18). 

Auch die Änderungen des dem Übereinkommen beigefüg- 
ten Zusatzprotokolls sowie des Auslegungsprotokolls von 
1971 ergaben sich überwiegend zwangsläufig aus der 
Tatsache des Beitritts der drei neuen Mitgliedstaaten. 

IV. 2. Beitrittsübereinkommen 

Anders als bei dem 1. Beitrittsübereinkommen von 1978 
ging es beim 2. Beitrittsübereinkommen vom 25. Oktober 
1982 lediglich um eine auf die Beziehungen zu dem neuen 
Mitgliedstaat Griechenland beschränkte rechtstechnische 
Anpassung. In seinem Aufbau folgte dieses Übereinkom- 
men dem Beitrittsübereinkommen von 1978. Es sieht den 
Beitritt Griechenlands zum GVÜ und zum Auslegungspro- 
tokoll von 1971 (Titel I, Artikel 1) als auch die notwendigen 
Änderungen des Übereinkommens selbst vor (Titel II, 
Artikel 3-8) und enthält Änderungen des dem Überein- 
kommen beigefügten Protokolls (Titel III, Artikel 9) sowie 
des Auslegungsprotokolls (Titel IV, Artikel 10 und 11) und 
verfahrensrechtliche Übergangsbestimmungen (Titel V, 
Artikel 12). 

V. 3. Beitrittsübereinkommen 

A. Allgemeines 

In seinem Aufbau folgt das neue Beitrittsübereinkommen 
den ersten beiden Beitrittsübereinkommen. Es handelt 
sich also um ein Übereinkommen zwischen dem König- 
reich Spanien und der Portugiesischen Republik sowie 
den bisherigen zehn Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. Wie das 1 . Beitrittsübereinkom- 
men enthält auch dieses Übereinkommen nicht nur rechts- 
technische Anpassungen, sondern eine Reihe praktisch 
bedeutsamer Änderungen, insbesondere im Bereich der 
Vorschriften über die gerichtliche Zuständigkeit. Die Neu- 
regelungen sind in engem Zusammenhang mit dem Luga- 
no-Übereinkommen zu sehen. Einige der im Lugano-Über- 
einkommen novellierten Vorschriften des GVÜ sind in das 
3. Beitrittsübereinkommen übernommen worden. Bei der 
Übernahme haben jedoch mehrere der geänderten Vor- 


schriften ihrerseits wieder eine Änderung erfahren, so daß 
die neue Fassung des GVÜ nicht in allen Punkten mit dem 
Lugano-Übereinkommen übereinstimmt. 

Das 3. Beitrittsübereinkommen besteht aus einer Prä- 
ambel, 7 Titeln und einem Anhang. Im Titel I sind die 
allgemeinen Vorschriften aufgeführt. Die Titel II bis V ent- 
halten die Änderungen des Übereinkommens von 1968 
(mit Protokoll), der beiden Beitrittsübereinkommen und 
des Auslegungsprotokolls von 1971. In den Titeln VI und 
VII sind die Übergangs- und Schlußbestimmungen aufge- 
führt. Hervorzuheben sind insbesondere die Neuregelung 
in Artikel 5 Nr. 1 GVÜ für individuelle Arbeitsverträge, die 
Ergänzung des Artikels 16 Nr. 1 GVÜ durch eine Vorschrift 
für Klagen aus Miete oder Pacht unbeweglicher Sachen 
zum vorübergehenden privaten Gebrauch für höchstens 
sechs aufeinanderfolgende Monate, die Neufassung des 
Artikels 17 Abs. 1 GVÜ und die Einschränkung der Pro- 
rogationsfreiheit für Streitigkeiten aus Arbeitsverträgen in 
dem neu eingefügten Absatz 5 dieser Bestimmung. 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 
des Übereinkommens 

Zu Titel I 

Zu Artikel 1 (Beitrittserklärung) 

Artikel 1 enthält die Beitrittserklärung zum Übereinkom- 
men von 1968 und dem am 3. Juni 1971 in Luxemburg 
Unterzeichneten Auslegungsprotokoll in der Fassung der 
ersten beiden Beitrittsübereinkommen. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 stellt fest, daß die inhaltlichen Änderungen in den 
Titeln II bis V des 3. Beitrittsübereinkommens und die 
redaktionellen Anpassungen im Anhang I enthalten sind, 
der Bestandteil des Übereinkommens ist. 

Zu Titel II 

Zu Artikel 3 (Exorbitante Gerichtsstände) 

Artikel 3 erweitert den in Artikel 3 Abs. 2 des Übereinkom- 
mens von 1968 (in der Fassung des Artikels 4 des Über- 
einkommens von 1978 und des Artikels 3 des Überein- 
kommens von 1982) enthaltenen Katalog der exorbitanten 
Gerichtsstände. Für Portugal sind dort nunmehr die Ge- 
richtsstände nach Artikel 65 Abs. 1 Buchstabe c, Absatz 2 
und Artikel 65 a Buchstabe c der portugiesischen Zivilpro- 
zeßordnung sowie derjenigen des Artikels 1 1 der portugie- 
sischen Arbeitsprozeßordnung aufgeführt. Für Spanien 
bedurfte es dagegen keiner Ergänzung. 

Zu Artikel 4 (Gerichtsstand des Erfüllungsorts 
bei Arbeitsverträgen) 

Die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften, nach der bei Streitigkeiten aus Arbeits- 
verträgen der Erfüllungsort für die beiderseitigen Verpflich- 
tungen der Vertragsparteien in der Regel einheitlich am 
Arbeitsort liegt (z. B. Urteil vom 15. Januar 1987, Rs. 
266/85, Shenavai ./. Kreischer, Slg. 1987, 239), hat dazu 
geführt, daß Artikel 5 Nr. 1 des Lugano-Übereinkommens 
Sonderregeln für derartige Streitigkeiten enthält. Artikel 5 
Nr. 1 Halbsatz 2 Lugano-Übereinkommen, der für Klagen 
aus einem individuellen Arbeitsverhältnis (auch) eine Zu- 
ständigkeit an dem Ort vorsieht, an dem der Arbeitnehmer 
gewöhnlich seine Arbeit verrichtet, ist unverändert in die 
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neue Fassung des GVÜ übernommen worden. Verrichtet 
der Arbeitnehmer seine Arbeit gewöhnlich nicht in einem 
und demselben Staat, so kann er seinen Arbeitgeber am 
Ort der Niederlassung verklagen, die ihn eingestellt hat 
(Artikel 5 Nr. 1 Halbsatz 3 GVÜ in der neuen Fassung). Die 
Fassung des Lugano-Übereinkommens (Artikel 5 Nr. 1 
Halbsatz 3) ist insofern weiter, als sie auch Klagen des 
Arbeitgebers erfaßt. Da der Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften diese Regelung im Urteil vom 15. Februar 
1989 (Rs. 32/88, Six Constructions Ltd. ./. Humbert, Slg. 
1989, 341) u. a. wegen der damit einhergehenden Schaf- 
fung eines Klägergerichtsstands zugunsten des Arbeit- 
gebers indirekt gerügt hat, ist sie nicht mit in die neue 
Fassung des GVÜ übernommen worden. 

Zu Artikel 5 (Geltendmachung vertraglicher Ansprüche 
am Belegenheitsort) 

Nach dem unverändert aus dem Lugano-Übereinkommen 
übernommenen Artikel 6 Nr. 4 GVÜ in der neuen Fassung 
ist es unter bestimmten Voraussetzungen möglich, ver- 
tragliche Ansprüche am Belegenheitsort geltend zu ma- 
chen. Artikel 6 Nr. 4 ist nur anwendbar, wenn nach dem 
Recht des Belegenheitsstaats die schuldrechtliche Klage 
mit der dinglichen verbunden werden kann. Wann dies im 
deutschen Recht der Fall ist, ergibt sich aus § 25 ZPO. 

Zu Artikel 6 (Ausschließliche Zuständigkeit bei kurz- 
fristigen Miet- oder Pachtverträgen) 

Als Reaktion auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Gemeinschaften, nach der Artikel 16 Nr. 1 
GVÜ auch für kurzfristige und auf die Gebrauchsüberlas- 
sung einer Ferienwohnung bezogene Verträge gilt (Urteil 
vom 15. Januar 1985, Rs. 241/83, Rösler ./. Rottwinkel, 
Slg. 1985, 99), ist in Artikel 16 Nr. 1 b des Lugano-Überein- 
kommens eine zusätzliche Regelung für Klagen betreffend 
die Miete oder Pacht unbeweglicher Sachen zum vorüber- 
gehenden privaten Gebrauch für höchstens sechs aufein- 
anderfolgende Monate aufgenommen. Nach dieser Vor- 
schrift sind für solche Klagen die Gerichte des Vertrags- 
staats zuständig, in dem der Beklagte seinen Wohnsitz 
hat, sofern es sich bei dem Mieter oder Pächter um eine 
natürliche Person handelt und keine Partei in dem Ver- 
tragsstaat wohnt, in dem die unbewegliche Sache belegen 
ist. Artikel 16 Nr. 1b GVÜ in der vorliegenden Fassung ist 
indessen nicht so weit gefaßt. Danach ist der zusätzliche 
Gerichtsstand nur gegeben, wenn beide Parteien des 
kurzfristigen Miet- oder Pachtvertrages natürliche Perso- 
nen sind und ihren Wohnsitz in demselben Vertragsstaat 
haben. Zudem ist diese Bestimmung nicht mit der in Arti- 
kel I b des Protokolls Nr. 1 zum Lugano-Übereinkommen 
aufgenommenen Vorbehaltsmöglichkeit verbunden. 

Zu Artikel 7 (Gerichtsstandsvereinbarung) 

Unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaften (Urteil vom 14. De- 
zember 1976, Rs. 25/76, Segoura ./. Bonakdarian, Slg. 
1976, 1851) und im Hinblick auf Artikel 9 Abs. 2 des 
Wiener Übereinkommens der Vereinten Nationen vom 
11. April 1980 über Verträge über den internationalen 
Warenkauf (BGBl. 1989 II S. 586) sieht die Neufassung 
des Artikels 17 Abs. 1 GVÜ, die wörtlich mit Artikel 17 
Abs. 1 des Lugano-Übereinkommens übereinstimmt, drei 
Varianten für die Form einer Gerichtsstandsvereinbarung 
vor. Auch der Wortlaut des ersten Halbsatzes des Arti- 


kels 17 Abs. 5 GVÜ in der vorliegenden Fassung stimmt 
mit dem Wortlaut der Parallelvorschrift im Lugano-Über- 
einkommen überein. Abweichend vom Lugano-Überein- 
kommen lockert jedoch Artikel 17 Abs. 5 Halbsatz 2 GVÜ 
in der neuen Fassung dieses Prorogationsverbot zugun- 
sten des Arbeitnehmers auf. Danach kann sich der Arbeit- 
nehmer als Kläger auch auf eine vorprozessuale Verein- 
barung in einem individuellen Arbeitsvertrag berufen, so- 
weit sie ihm einen zusätzlichen Gerichtsstand eröffnet. 

Zu Artikel 8 (Doppelte Rechtshängigkeit) 

Werden bei Gerichten verschiedener Vertragsstaaten Kla- 
gen wegen desselben Anspruchs zwischen denselben 
Parteien anhängig gemacht, so erklärt sich das später 
angerufene Gericht nach der neuen Fassung des GVÜ 
nicht mehr für unzuständig, sondern setzt das Verfahren 
aus. Die Vorschrift entspricht wörtlich Artikel 21 des 
Lugano-Übereinkommens. Diese Regelung sollte - auf 
Wunsch der EFTA-Staaten - insbesondere dem Fall Vor- 
beugen, daß beide Klagen abgewiesen werden, obwohl 
das später angerufene Gericht eigentlich zuständig gewe- 
sen wäre und gegenüber einer neuen Klage wegen des 
Zeitlaufs der Einwand der Verjährung geltend gemacht 
werden kann. 

Zu Artikel 9 (Vollstreckbarerklärung) 

An die Stelle der Formulierung „mit der Vollstreckungs- 
klausel versehen“ treten im Anschluß an Artikel 31 Abs. 1 
des Lugano-Übereinkommens die Worte „für vollstreckbar 
erklärt“. 

Zu Artikel 10 bis 13 (Ergänzung von Katalogen) 

Die Artikel 10 bis 13 ergänzen die Bezeichnungen der 
zuständigen Gerichte und einzulegenden Rechtsbehelfe in 
den beigetretenen Staaten. 

Zu Artikel 14 und 15 (Vollstreckbarerklärung bei öffent- 
lichen Urkunden; abhängiger 
Wohnsitz) 

In demselben Umfang wie in Artikel 9 paßt Artikel 14 das 
GVÜ an die Parallelvorschrift des Artikels 50 Abs. 1 im 
Lugano-Übereinkommen an. Die bisherige Sonderbestim- 
mung zum abgeleiteten Wohnsitz in Artikel 52 Abs. 3 GVÜ 
entfällt. 

Zu Artikel 16 (Übergangsvorschriften) 

Artikel 54 Abs. 1 und 2 GVÜ ist klarer als bisher gefaßt. 
Der neue Artikel 54 Abs. 3 GVÜ ersetzt der Übersichtlich- 
keit wegen Artikel 35 des Übereinkommens von 1978; die 
Vorschrift führt nunmehr auf, zu welchem Zeitpunkt das 
1. Beitrittsübereinkommen für Irland und das Vereinigte 
Königreich in Kraft getreten ist. Hiervon abgesehen ent- 
spricht diese Regelung wörtlich Artikel 54 des Lugano- 
Übereinkommens. 


Zu Artikel 17 (Zuständigkeit in Seerechtssachen) 

Artikel 54 a GVÜ in der neuen Fassung entspricht Arti- 
kel 36 des - für Dänemark am 1. November 1986 und für 
Irland am 1. Juni 1988 in Kraft getretenen - 1. Beitritts- 
übereinkommens. Im Gegensatz zu Artikel 54a des Luga- 
no-Übereinkommens gilt die Regelung nicht für Griechen- 
land. Das Übereinkommen vom 10. Mai 1952 zur Verein- 
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heitlichung von Regeln über den Arrest in Seeschiffe ist für 
Dänemark am 2. November 1989 und für Irland am 
17. April 1990 in Kraft getreten (BGBl. 1991 II S. 1129). 

Zu Artikel 18 (Verhältnis zu anderen Verträgen) 

Artikel 18 erweitert die Liste derjenigen Übereinkommen, 
die nach Maßgabe des Artikels 55 GVÜ (in der Fassung 
des Artikels 24 des Übereinkommens von 1 978 und des 
Artikels 8 des Übereinkommens von 1 982) durch das GVÜ 
aufgehoben werden, um drei Abkommen, darunter auch 
den deutsch-spanischen Anerkennungs- und Vollstrek- 
kungsvertrag vom 14. November 1983 (BGBl. 1987 II 
S. 34). 

Zu Artikel 19 (Übereinkommen für besondere Rechts- 
gebiete) 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit tritt Artikel 57 Abs. 2 
GVÜ an die Stelle von Artikel 25 Abs. 2 des Übereinkom- 
mens von 1978. Artikel 57 Abs. 1 GVÜ (in der Fassung des 
Artikels 25 des Übereinkommens von 1978) blieb unver- 
ändert; der bisherige Artikel 57 Abs. 2 GVÜ (in der Fas- 
sung des Artikels 25 des Übereinkommens von 1978) gilt 
nunmehr als Artikel 57 Abs. 3 GVÜ fort. 

Zu Artikel 20 (Französisch-schweizerisches Abkommen 
vom 15. Juni 1869) 

Die Neufassung des Artikels 58 berücksichtigt, daß das für 
die Schweiz und Frankreich am 1. Januar 1992 in Kraft 
getretene Lugano-Übereinkommen nach seinem Artikel 55 
das am 15. Juni 1869 in Paris Unterzeichnete Abkommen 
zwischen Frankreich und der Schweiz über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Urteile in 
Zivilsachen ersetzt. 

Zu Artikel 21 (Territorialitätsklausel) 

Da es bei der Aushandlung des Lugano-Übereinkommens 
zwischen dem Vereinigten Königreich und Spanien zu 
Meinungsverschiedenheiten über den Status von Gibraltar 
kam, gibt es im Lugano-Übereinkommen keine Parallelvor- 
schrift zu Artikel 60 GVÜ (in der Fassung des Artikels 27 
des Übereinkommens von 1978). Aus denselben Erwä- 
gungen entfällt diese Regelung im vorliegenden Überein- 
kommen, so daß sowohl das Lugano-Übereinkommen als 
auch das GVÜ keine Vorschrift mehr über den räumlichen 
Anwendungsbereich enthalten. 

Artikel 22 (Notifizierungen) 

Da Artikel 21 des vorliegenden Übereinkommens Arti- 
kel 60 GVÜ streicht, gibt es keine Erklärungen nach 
Artikel 60 Abs. 2 GVÜ mehr, die den Unterzeichnerstaaten 
zir notifizieren wären. 

Titel III 

Zu Artikel 23 (Spezialspruchkörper) 

Nach Artikel Vb des dem GVÜ beigefügten Protokolls in 
der Fassung, die das Protokoll durch Artikel 29 des Bei- 
trittsübereinkommens von 1978 und Artikel 9 des Beitritts- 
übereinkommens von 1982 erhalten hat, sind für Streitig- 
keiten zwischen dem Kapitän und einem Mitglied der 
Mannschaft eines in Dänemark, Griechenland oder Irland 
eingetragenen Schiffes in bestimmten Fällen nicht die 
ordentlichen Gerichte, sondern Speziaispruchkörper zu- 


ständig. Diese im dänischen Seemannsgesetz Nr. 420 
vom 18. Juni 1973 festgelegte Besonderheit soll nunmehr 
auch für Portugal gelten. An die Stelle der Formulierung 
„die Entscheidung“ in Artikel Vb Satz 2 treten die Worte 
„das Verfahren". 

Titel IV 

Zu Artikel 24 (Anwendungsbereich des Auslegungs- 
protokolls) 

Artikel 24 erweitert den Anwendungsbereich des Aus- 
legungsprotokolls 1971 (in der Fassung des Artikels 30 
des Übereinkommens von 1978 und des Artikels 10 des 
Übereinkommens von 1982). 

Zu Artikel 25 (Vorlagepflichtige Gerichte) 

Artikel 2 Nr. 1 des Auslegungsprotokolls von 1971 (in der 
Fassung des Artikels 31 des Übereinkommens von 1978 
und des Artikels 11 des Übereinkommens von 1982) zählt 
die vorlagepflichtigen Gerichte der einzelnen Mitgliedstaa- 
ten auf. Artikel 25 erweitert diese Liste für Spanien und 
Portugal. 

Zu Artikel 26 (Territorialitätsklausel im Auslegungs- 
protokoll) 

Artikel 6 des Protokolls von 1971 (in der Fassung des 
Artikels 32 des Übereinkommens von 1978) entfällt aus 
den gleichen Erwägungen heraus wie in Artikel 60 GVÜ 
(siehe hierzu die Begründung zu Artikel 21 des vorliegen- 
den Übereinkommens). 

Zu Artikel 27 (Notifizierungen) 

Da Artikel 26 des vorliegenden Übereinkommens Artikel 6 
des Protokolls von 1971 (in der Fassung des Artikels 32 
des Übereinkommens von 1978) streicht, wird auch Arti- 
kel 10 Buchstabe d des Protokolls von 1971 (in der Fas- 
sung des Artikels 33 des Übereinkommens von 1978) 
entbehrlich. 

Zu Titel V 

Zu Artikel 28 (Wegfall von Vorschriften) 

Artikel 28 streicht Artikel 1 Abs. 2 des Übereinkommens 
von 1982 und die in das GVÜ übernommenen Artikel 25 
Abs. 2, 35 und 36 des Übereinkommens von 1982 
(s. hierzu die Artikel 16, 17 und 19 des vorliegenden 
Übereinkommens). 

Zu Titel VI 

Zu Artikel 29 (Übergangsbestimmungen) 

Artikel 29, der die intertemporale Anwendbarkeit des vor- 
liegenden Übereinkommens im ganzen regelt, stimmt fast 
wörtlich mit Artikel 12 des 2. Beitrittsübereinkommens 
überein. 

Nach Absatz 1 sind die Vorschriften des GVÜ und des 
Auslegungsprotokolls in ihrer neuen Fassung nur auf sol- 
che Klagen und öffentlichen Urkunden anwendbar, die 
erhoben oder aufgenommen worden sind, nachdem das 
vorliegende Übereinkommen im Staat der Klageerhebung 
oder der Urkundenerrichtung in Kraft getreten ist. 

Wird die Anerkennung oder Vollstreckung einer Entschei- 
dung oder einer öffentlichen Urkunde geltend gemacht, ist 
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Voraussetzung für die Anwendung des GVÜ und des 
Auslegungsprotokolls in ihrer neuen Fassung, daß das 
3. Beitrittsübereinkommen sowohl im Ursprungsstaat als 
auch im Vollstreckungsstaat in Kraft getreten ist. Das 
Inkrafttreten im Anerkennungs- und Vollstreckungsstaat 
wird deshalb gefordert, weil, wenn im Zeitpunkt der Klage- 
erhebung nicht auch dieser Staat schon Mitgliedstaat des 
Beitrittsübereinkommens ist, ihm gegenüber nach Artikel 4 
GVÜ noch exorbitante Zuständigkeiten in Anspruch ge- 
nommen werden könnten und gegebenenfalls eine unein- 
geschränkte Pflicht zur Anerkennung und Vollstreckung in 
diesem Staat unzumutbar wäre. 

Absatz 2 enthält eine Ausnahme von Absatz 1 für die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen. Die- 
se werden im ersuchten Staat unter gewissen Vorausset- 
zungen auch dann - und zwar nach Maßgabe des Titels III 
des GVÜ in der Fassung des vorliegenden Übereinkom- 
mens - anerkannt, wenn die Klage vor dem Inkrafttreten 
erhoben worden, die Entscheidung aber nach dem Inkraft- 
treten ergangen ist. Voraussetzung ist, daß das erkennen- 
de Gericht aufgrund von Vorschriften zuständig war, die 
mit Titel II des GVÜ (in der Fassung des Übereinkommens 
von 1978) oder mit den Vorschriften eines anderen Ab- 
kommens, das im Zeitpunkt der Klageerhebung zwischen 
dem Ursprungsstaat und dem ersuchten Staat in Kraft war, 
übereinstimmen. In diesem Fall besteht das oben erwähn- 
te Bedenken im Hinblick auf die exorbitanten Zuständigkei- 
ten nicht. 

Zu Titel VII 

Zu Artikeln 30 bis 34 (Schlußbestimmungen) 

Die Artikel 30, 31, 33 und 34 enthalten die üblichen 
Schlußbestimmungen über den Wortlaut in den verschie- 


denen Sprachen, die Ratifikation und die Mitteilungspflich- 
ten. Abweichend vom GVÜ und den ersten beiden Bei- 
trittsübereinkommen, jedoch in Anlehnung an Artikel 61 
Abs. 3 des Lugano-Übereinkommens regelt Artikel 32 
Abs. 1 das Inkrafttreten. Danach setzt das vorliegende 
Übereinkommen nur zwei Ratifikationen voraus, von de- 
nen eine diejenige eines der beitretenden Staaten Spa- 
niens und Portugals sein muß. 

Tatsächlich ist das Übereinkommen zwischen den Nieder- 
landen, Frankreich und Spanien bereits am 1. Februar 
1991 in Kraft getreten. Artikel 32 Abs. 2 besagt, wann das 
Übereinkommen für die Staaten in Kraft tritt, die das Über- 
einkommen nach diesem Zeitpunkt ratifizieren. 

Zu den Bestimmungen des 3. Beitrittsübereinkommens 
haben Richter Martinho de Almeida Cruz (Rechtsberater 
bei der Ständigen Vertretung Portugals bei den EG), Pro- 
fessor Manuel Desantes Real, Alicante, und Paul Jenard, 
Honorardirektor im belgischen Außenministerium, einen 
offiziellen Erläuterungsbericht erstellt, der den Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten zugeleitet worden ist. In dem Be- 
richt werden die Überlegungen dargelegt, auf denen die 
Änderungen des Übereinkommens von 1968 und des Pro- 
tokolls von 1971 (in der Fassung der Beitrittsübereinkom- 
men von 1978 und 1982) beruhen. Der Bericht verfolgt 
nicht nur die Absicht, den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten, sondern auch den Gerichten der Mitgliedstaaten die 
notwendigen Erläuterungen zu geben, um ihnen die An- 
wendung der Neufassungen zu erleichtern und zu einer 
möglichst einheitlichen Auslegung von Übereinkommen 
und Protokoll in allen Mitgliedstaaten beizutragen. 

Der Bericht ist der vorliegenden Denkschrift angeschlos- 
sen. Auf ihn wird, was die näheren Einzelheiten des Bei- 
trittsübereinkommens angeht, Bezug genommen. 
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Kapitel I 
Allgemeines 


1. Vorbemerkungen 

1 . In Artikel 220 des Vertrages von Rom ist insbesondere 
vorgesehen, daß die Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, soweit erforderlich, 
untereinander Verhandlungen einleiten, „um zugun- 
sten ihrer Staatsangehörigen die Vereinfachung der 
Förmlichkeiten für die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung richterlicher Entscheidungen und 
Schiedssprüche sicherzustellen“. 

Diese Bestimmung ist der Ausgangspunkt für einen 
echten „europäischen Rechtsraum“ in diesem spezifi- 
schen Bereich, der - wie wir sehen werden - über die 
Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften hinausreicht, 

2. Auf der Grundlage des Artikels 220 des Vertrags von 
Rom sind vor dem Übereinkommen über den Beitritt 
Spaniens und Portugals drei Übereinkommen ge- 
schlossen worden: 

1) Das Brüsseler Überkommen vom 27. September 
1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen, ergänzt durch das Protokoll 
vom 3. Juni 1971 betreffend die Auslegung dieses 
Übereinkommens durch den Gerichtshof der Ge- 
meinschaften. 

2) Das Luxemburger Übereinkommen vom 9. Okto- 
ber 1978 über den Beitritt Dänemarks, Irlands und 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland zum Brüsseler Übereinkommen und 
zum Protokoll von 1971. 

3) Das Luxemburger Übereinkommen vom 25. Okto- 
ber 1982 über den Beitritt Griechenlands zum 
Brüsseler Übereinkommen in der Fassung des 
Übereinkommens von 1978 und zum Protokoll von 
1971. 

Andererseits führten Verhandlungen mit den Mitglied- 
staaten der Europäischen Freihandelsassoziation 
zum Abschluß des Lugano-Übereinkommens vom 
16. September 1988, das sich weitestgehend an das 
Brüsseler Übereinkommen von 1968 in der Fassung 
der Beitrittsübereinkommen von 1978 und 1982 an- 
lehnt. 

Vor dem Beginn der ausführlichen Kommentierung 
des Übereinkommens über den Beitritt Spaniens und 
Portugals dürfte es von Interesse sein, ganz kurz auf 
die früheren Übereinkommen einzugehen. 

2. Frühere Übereinkommen 
nach Artikel 220 des Vertrages von Rom 

1) Brüsseler Übereinkommen vom 27. September 1968 

3. Dieses Übereinkommen über die gerichtliche Zustän- 
digkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entschei- 
dungen in Zivil- und Handelssachen ist zwischen den 
sechs ursprünglichen Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaften geschlossen worden. Wie er- 
innerlich gehörten der Sechsergemeinschaft damals 


Belgien, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, 
Italien, Luxemburg und die Niederlande an 1 ). Dieses 
Übereinkommen ist zwischen den sechs betroffenen 
Staaten am 1. Februar 1973 in Kraft getreten. 

Das Übereinkommen wird durch ein am 3. Juni 1971 
in Luxemburg unterzeichnetes Protokoll ergänzt, 
durch das dem Gerichtshof der Europäischen Ge- 
meinschaften die Zuständigkeit zur Auslegung des 
Übereinkommens übertragen wird 2 ). Dieses Protokoll 
ist am 1. September 1975 in Kraft getreten. 

4. Das Brüsseler Übereinkommen beruht auf folgenden 
Grundprinzipien 3 ): 

- Es gilt nur in vermögensrechtlichen Angelegenhei- 
ten; 

- es enthält Regeln für die direkte Zuständigkeit, d. h. 
Regeln, die ab der Einleitung des Verfahrens an- 
wendbar sind; 

- Grundregel für die Zuständigkeit der Gerichte ist der 
Wohnsitz des Beklagten und nicht seine Staats- 
angehörigkeit; 

- von dieser Regel kann nur in den im Übereinkom- 
men ausdrücklich vorgesehenen Fällen abgewi- 
chen werden; 

- die Rechte der Verteidigung müssen im Ursprungs- 
staat gewahrt sein; 

- die Gründe für die Versagung der Anerkennung und 
Vollstreckung sind beschränkt, um eine möglichst 
weitgehende Freizügigkeit der Urteile in der Ge- 
meinschaft sicherzustellen; 

- das Verfahren der Vollstreckbarerklärung wird ver- 
einheitlicht und vereinfacht; 

- jeder Staat, der der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft beitritt, hat zu akzeptieren, daß das 
Übereinkommen den Verhandlungen zugrunde ge- 
legt wird, durch die die Durchführung des Arti- 
kels 220 des Vertrages von Rom sichergestellt wer- 
den soll, doch können die erforderlichen Anpassun- 
gen Gegenstand eines besonderen Übereinkom- 
mens sein (Artikel 63). 

2) Luxemburger Übereinkommen vom 9. Oktober 1978 

5. Infolge des Beitritts von Dänemark, Irland und dem 
Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland 
zu den Europäischen Gemeinschaften (Neunerge- 
meinschaft) wurde ein neues Übereinkommen über 
den Beitritt dieser drei Staaten zum Brüsseler Über- 


’) Das Übereinkommen ist im ABI. Nr. L 299 vom 31 . 12. 1972 veröffent- 
licht worden. Zu ihm gehört ein erläuternder Bericht, der von P. Jenard 
erstellt und im ABI. Nr. C 59 vom 5. 3. 1979 veröffentlicht worden ist. Im 
vorliegenden Bericht wird er als Jenard-Bericht bezeichnet. 

2 ) Dieses Protokoll ist im ABI. Nr. L 204 vom 2. 8. 1975 veröffentlicht. Zu 
seiner Tragweite siehe Jenard-Bericht, S. 66 bis 70. 

3 ) Eine ausführliche Darlegung dieses Punktes findet sich im Jenard-Möl- 
ler-Bericht, Randnummer 13. 
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einkommen von 1968 und zum Protokoll von 1971 ^ 
geschlossen. 

6. Dieses Übereinkommen, das sowohl Artikel 220 des 
Vertrages von Rom als auch Artikel 63 des Brüsseler 
Übereinkommens Rechnung trägt, ist gegenüber 
Dänemark am 1. November 1986, gegenüber dem 
Vereinigten Königreich am 1 . Januar 1987 und gegen- 
über Irland am 1. Juni 1988 in Kraft getreten. 

7. Das Übereinkommen vom 9. Oktober 1 978 ist also zur 
Zeit zwischen neun Mitgliedstaaten der Gemeinschaf- 
ten in Kraft. Es enthält zwar einige ziemlich wichtige 
Änderungen gegenüber dem Brüsseler Überein- 
kommen, wahrt jedoch dessen Grundprinzipien, wie 
sie unter Randnummer 4 zusammengefaßt sind. 

3) Luxemburger Übereinkommen vom 25. Oktober 1982 

8. Nachdem Griechenland Mitglied der Gemeinschaften 
geworden war (Zehnergemeinschaft), wurde sein Bei- 
tritt zum Brüsseler Übereinkommen von 1968 und zum 
Protokoll von 1971 in der Fassung des Übereinkom- 
mens von 1 978 im Luxemburger Übereinkommen vom 
25. Oktober 1982 2 ) geregelt. 

Dieses Übereinkommen ist am 1. April 1989 im Ver- 
hältnis zwischen Griechenland und den übrigen Ver- 
tragsparteien des Übereinkommens von 1 978 in Kraft 
getreten, mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs, 
für das es am 1 . Oktober 1 989 in Kraft getreten ist. 

Es enthält nur technische Änderungen des Brüsseler 
Übereinkommens und des Protokolls von 1971 3 ). 


3. Lugano-Übereinkommen vom 16. September 1988 

9. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels- 
assoziation 4 ) haben ihrerseits den Wunsch geäußert, 
mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften ein Übereinkommen zu schließen, das auf 
denselben Grundsätzen beruht wie das Brüsseler 
Übereinkommen von 1 968. 

Die im Hinblick auf den Abschluß eines solchen Über- 
einkommens seit 1 985 durchgeführten Arbeiten waren 
ziemlich rasch von Erfolg gekrönt. Sie fanden ihren 
konkreten Niederschlag in einem Übereinkommen 
über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstrek- 
kung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Han- 


’) Dieses am 9. Oktober 1978 in Luxemburg Unterzeichnete Überein- 
kommen ist im ABI. Nr. L 304 vom 30. 10. 1978 veröffentlicht. Es wird in 
einem Bericht von Prof. P. Schlosser erläutert, der im ABI. Nr. C 59 
vom 5. 3. 1979 veröffentlicht ist. Dieser Bericht wird im vorliegenden 
Bericht als Schlosser-Bericht bezeichnet. 

2 ) Dieses Übereinkommen ist im ABI. Nr. L 388 vom 31. 12. 1982 ver- 
öffentlicht. Der dazugehörige erläuternde Bericht ist von den Profes- 
soren D. Evrigenis und K. D. Kerameus erstellt und im ABI. Nr. C 289 
vom 24. 1 1 . 1986 veröffentlicht worden. Er wird im vorliegenden Bericht 
als Evrigenis-Kerameus-Bericht bezeichnet. 

3 ) Um die Anwendung in der Paxis zu erleichtern, wurde vom General- 
sekretariat des Rates eine inoffizielle kodifizierte Fassung der drei 
Übereinkommen (d. h. der Übereinkommen von 1968, 1978 und 1982) 
erstellt und im ABI. Nr. C 97 vom 11.4.1 983 veröffentlicht. Die Anlage I 
dieses Berichts enthält eine Übersicht, aus der zu ersehen ist, wann 
diese verschiedenen Rechtstexte im Amtsblatt veröffentlicht worden 
sind. 

4 ) Die EFTA umfaßt zum Zeit folgende Mitgliedstaaten: Finnland, Island, 
Norwegen, Österreich, Schweden und die Schweiz. 


delssachen, welches am Ende einer auf Einladung der 
schweizerischen Regierung abgehaltenen diplomati- 
schen Konferenz am 16. September 1988 in Lugano 
zur Unterzeichnung aufgelegt worden ist 5 ). 

10. Ohne hier auf die zahlreichen Einzelheiten einzu- 
gehen, sei doch immerhin hervorgehoben, daß auch 
das Lugano-Übereinkommen die Grundprinzipien des 
Brüsseler Übereinkommens übernimmt 6 ) und daß 
viele seiner Artikel mit denen des Brüsseler Überein- 
kommens wörtlich übereinstimmen. 

Wenn dieses Übereinkommen in einigen Punkten vom 
Brüsseler Übereinkommen abweicht, dann läßt sich 
dies meist als Verbesserung ansehen. Es war daher 
ganz logisch, diese Änderungen bei den Verhandlun- 
gen in Betracht zu ziehen, die im Rahmen der Ge- 
meinschaften über den Beitritt Spaniens und Portu- 
gals zum Brüsseler Übereinkommen geführt wurden 
(siehe hierzu Kapitel V). 

Das Verhältnis zwischen dem Brüsseler Übereinkom- 
men und dem Lugano-Übereinkommen schließlich ist 
in einer besonderen Bestimmung (Artikel 54 b) 7 ) des 
Lugano-Übereinkommens geregelt. 

Der Jenard-Möller-Bericht (Randnummern 14 bis 17) 
enthält hierzu folgende Erläuterungen: 

„Wie bereits ausgeführt, weisen die beiden Überein- 
kommen zwar den gleichen Aufbau auf und stimmen 


5 ) Dieses Übereinkommen ist in ABI. Nr. L 31 9 vom 25. 1 1 . 1 988 veröffent- 
licht. Ein diesbezüglicher erläuternder Bericht ist von P. Jenard und 
G. Möller erstellt worden. Im vorliegenden Bericht wird dieser als 
Jenard-Möller-Bericht bezeichnet. 

6 ) Siehe hierzu Randnummer 4. 

7 ) Dieser Artikel lautet: 

„(1) Dieses Übereinkommen läßt die Anwendung des am 27. Dezember 
1968 in Brüssel Unterzeichneten Übereinkommens über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen und des am 3. Juni 1971 in Luxemburg 
Unterzeichneten Protokolls üiber die Auslegung des genannten Überein- 
kommens durch den Gerichtshof in der Fassung der Übereinkommens, 
mit denen die neuen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
jenem Übereinkommen und dessen Protokoll beigetreten sind, durch 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften unberührt. Das 
genannte Übereinkommen und dessen Protokoll zusammen werden 
nachstehend als .Brüsseler Übereinkommen 1 bezeichnet. 

(2) Dieses Übereinkommen wird jedoch in jedem Fall angewandt 

a) in Fragen der gerichtlichen Zuständigkeit, wenn der Beklagte seinen 
Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats hat, der nicht 
Mitglied der Europäischen Gemeinschaften ist, oder wenn die 
Gerichte eines solchen Vertragsstaats nach den Artikeln 16 oder 17 
zuständig sind, 

b) bei Rechtshängigkeit oder im Zusammenhang stehenden Verfahren 
im Sinne der Artikel 21 und 22, wenn Verfahren in einem den 
Europäischen Gemeinschaften nicht angehörenden und in einem 
den Europäischen Gemeinschaften angehörenden Vertragsstaat 
anhängig gemacht werden; 

c) in Fragen der Anerkennung und Vollstreckung, wenn entweder der 
Ursprungsstaat oder der ersuchte Staat nicht Mitglied der Euro- 
päischen Gemeinschaften ist. 

(3) Außer den in Titel III vorgesehenen Gründen kann die Anerkennung 
oder Vollstreckung versagt werden, wenn sich der der Entscheidung 
zugrunde liegende Zuständigkeitsgrund von demjenigen unterscheidet, 
der sich aus diesem Übereinkommen ergibt, und wenn die Anerkennung 
oder Vollstreckung gegen eine Partei geltend gemacht wird, die ihren 
Wohnsitz in einem nicht den Europäischen Gemeinschaften angehören- 
den Vertragsstaat hat, es sei denn, daß die Entscheidung anderweitig 
nach dem Recht des ersuchten Staates anerkannt oder vollstreckt 
werden kann.“ 
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in sehr vielen Vorschriften überein, bilden aber den- 
noch getrennte Rechtsakte. 

Welches der beiden Übereinkommen jeweils anzu- 
wenden ist, wird in Artikel 54 b geregelt. Zunächst wird 
darauf hingewiesen, daß dieser Artikel vor allem die 
Gerichte der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften betrifft, da nur sie gegebenenfalls zu 
entscheiden haben, ob das eine oder andere Überein- 
kommen anzuwenden ist. Die Gerichte der EFTA-Mit- 
gliedstaaten haben das Brüsseler Übereinkommen 
nämlich nicht zu beachten, da die Staaten nicht Ver- 
tragsparteien dieses Übereinkommens sind. 

Artikel 54b betrifft jedoch die Gerichte der EFTA-Staa- 
ten insofern, als es zweckmäßig erschien, aus Grün- 
den der Klarheit in diesen Artikel Bestimmungen über 
die Rechtshängigkeit, im Zusammenhang stehende 
Verfahren und die Anerkennung und Vollstreckung der 
Entscheidungen aufzunehmen. 

Artikel 54 b ist wie folgt aufgebaut: 

Nach Absatz 1 dieses Artikels ist das Brüsseler Über- 
einkommen in den Beziehungen zwischen den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften wei- 
terhin anzuwenden. 

Dies gilt insbesondere, 

a) wenn eine Person - gleich welcher Staatsangehö- 
rigkeit - mit Wohnsitz in einem dieser Staaten, 
beispielsweise in Frankreich, vor einem Gericht 
eines anderen dieser Staaten, beispielsweise Ita- 
liens, verklagt wird. Die Staatsangehörigkeit und 
der Wohnsitz des Klägers sind unerheblich, 

b) wenn eine Entscheidung in einem der Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Gemeinschaften, beispiels- 
weise in Frankreich, ergangen ist und in einem 
anderen dieser Staaten, beispielsweise in Italien, 
anerkannt oder vollstreckt werden soll. 

Das Brüsseler Übereinkommen ist auch anzuwenden, 
wenn eine' Person mit Wohnsitz außerhalb des Ho- 
heitsgebiets der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften und auch außerhalb des Hoheits- 
gebiets aller anderen Vertragsparteien des Lugano- 
Übereinkommens, also beispielsweise in den Ver- 
einigten Staaten, vor einem Gericht in einem der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften ver- 
klagt wird (Artikel 4 des Brüsseler Übereinkom- 
mens). 

In jedem dieser drei Fälle ist der Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften nach dem Protokoll 
von 1971 für die Entscheidung über etwaige Fragen 
der Auslegung des Brüsseler Übereinkommens zu- 
ständig. 

Dagegen haben nach Absatz 2 die Gerichte eines 
Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaften das 
Lugano-Übereinkommen anzuwenden. 

1) wenn der Beklagte seinen Wohnsitz im Hoheits- 
gebiet eines Staates hat, der Vertragspartei des 


Lugano-Übereinkommens und EFTA-Mitglied ist, 
oder wenn er nach Artikel 8 oder Artikel 13 des 
Übereinkommens so zu behandeln ist, wie wenn er 
dort seinen Wohnsitz hätte. Wenn beispielsweise 
eine Person mit Wohnsitz in Norwegen vor einem 
französischen Gericht verklagt wird, ist dieses Ge- 
richt nur in den im Lugano-Übereinkommen vor- 
gesehenen Fällen zuständig. Insbesondere kön- 
nen die sogenannten exorbitanten Zuständigkeits- 
regeln des Artikels 4 des Brüsseler Überkommens 
gegenüber dieser Person nicht geltend gemacht 
werden; 

2) wenn eine ausschließliche Zuständigkeit (Arti- 
kel 16) oder eine Gerichtsstandsvereinbarung (Ar- 
tikel 17) vorliegt, durch die die Gerichte eines 
EFTA-Mitgliedstaats für zuständig erklärt werden. 
Die Gerichte der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften können beispielsweise nicht über 
eine Streitigkeit betreffend dingliche Rechte an 
einer unbeweglichen Sache im Hoheitsgebiet 
eines Vertragsstaats des Lugano-Übereinkom- 
mens und Mitgliedstaates entscheiden, und zwar 
unbeschadet des Artikels 16 Nummer 1 des Brüs- 
seler Übereinkommens, der nur dann anzuwenden 
ist, wenn die unbewegliche Sache im Hoheits- 
gebiet eines Vertragsstaates des Übereinkom- 
mens von 1 968 belegen ist; 

3) wenn es sich darum handelt, in einem Mitgliedstaat 
der Gemeinschaften eine Entscheidung anzuer- 
kennen oder zu vollstrecken, die in einem Ver- 
tragsstaat des Lugano-Übereinkommens und 
E FT A-Mitgliedstaat ergangen ist [Absatz 2 Buch- 
stabe c)]. 

Nach diesem Absatz 2 ist das Lugano-Überein- 
kommen außerdem anzuwenden, wenn in einem 
EFTA-Mitgliedstaat, der Vertragspartei des Luga- 
no-Übereinkommens ist, eine in einem Mitglied- 
staat der Gemeinschaften ergangene Entschei- 
dung vollstreckt werden soll. 

Diese Bestimmung regelt nicht etwaige Kollisionen 
zwischen den beiden Übereinkommen, sondern 
zielt darauf ab, deren jeweilige Tragweite klarzu- 
stellen. Es liegt nämlich auf der Hand, daß das 
Brüsseler Übereinkommen nicht anzuwenden ist, 
wenn eine Entscheidung in einem Vertragsstaat 
des Lugano-Übereinkommens und EFTA-Mitglied- 
staat ergangen ist und entweder in einem Mitglied- 
staat der Gemeinschaften oder in einem EFTA-Mit- 
gliedstaat vollstreckt werden soll. 

4) Artikel 54 b enthält außerdem auch Bestimmungen 
über die Rechtshängigkeit (vgl. Artikel 21) und im 
Zusammenhang stehende Verfahren (vgl. Arti- 
kel 22). Nach Artikel 54b Absatz 2 Buchstabe b) 
hat das Gericht eines Mitgliedstaats der Gemein- 
schaften diese Artikel des Lugano-Übereinkom- 
mens anzuwenden, wenn bei einem Gericht eines 
EFTA-Mitgliedstaats die gleiche Streitigkeit oder 
ein damit im Zusammenhang stehendes Verfahren 
anhängig gemacht worden ist. 
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Diese auch im Hinblick auf eine möglichst klare 
Gesetzesformulierung aufgenommenen Bestim- 
mungen verfolgen einen doppelten Zweck: zum 
einen soll jede Unsicherheit beseitigt werden, 
und zum anderen soll vermieden werden, daß in 
den verschiedenen betroffenen Staaten einander 
widersprechende Entscheidungen ergehen. 

5) Schließlich kann nach Artikel 54b Absatz 3 das 
Gericht eines EFTA-Mitgliedstaates die Anerken- 
nung oder Vollstreckung einer in einem Mitglied- 
staat der Gemeinschaften ergangenen Entschei- 
dung versagen, wenn das Gericht des Ursprungs- 
staates seine Zuständigkeit auf einen im Lugano- 
Übereinkommen nicht vorgesehenen Zuständig- 
keitsgrund gestützt hat und die Partei, gegen die 
die Anerkennung geltend gemacht oder die 
Zwangsvollstreckung betrieben wird, ihren Wohn- 
sitz im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates hat, 
der Mitglied der EFTA ist. 

Dieser Versagungsgrund tritt zu den im Artikel 28 
vorgesehenen Gründen hinzu. Es handelt im we- 
sentlichen um eine von den EFTA-Mitgliedstaaten 
beantragte Garantie. Solche Fälle dürften aller- 
dings sehr selten sein, da sich die beiden Überein- 
kommen in ihren Zuständigkeitsnormen weitestge- 
hend gleichen. Sie sind aber dennoch möglich, 
beispielsweise bei einer Entscheidung betreffend 


einen Arbeitsvertrag, wenn das Gericht eines EG- 
Staates seine Zuständigkeit gegenüber einer Per- 
son mit Wohnsitz in einem EFTA-Mitgliedstaat irr- 
tümlicherweise entweder auf Artikel 4 oder auf 
Artikel 5 Nummer 1 des Brüsseler Übereinkom- 
mens gegründet hatte, d. h. entgegen Artikel 5 
Nummer 1 des Lugano-Übereinkommens, der eine 
spezifische Vorschrift für den Arbeitsvertrag ent- 
hält, oder wenn dieses Gericht ebenfalls in Arbeits- 
vertragssachen die Zuständigkeit aus einer Ge- 
richtsstandsvereinbarung herleitete, die vor Ent- 
stehung der Streitigkeit getroffen wurden (Arti- 
kel 17). 

Zur Förderung der Freizügigkeit der Entscheidun- 
gen wurde jedoch vorgesehen, daß die Entschei- 
dung anerkannt und vollstreckt wird, wenn dies 
nach den allgemeinen Rechtsvorschriften des er- 
suchten Staates und insbesondere nach seinen 
Vorschriften über die Zuständigkeit ausländischer 
Gerichte möglich ist. 

6) Der Einfachheit halber haben wir bei den vorste- 
henden Beispielen den Ausdruck , EFTA-Mitglied- 
staaten 1 verwandt. Natürlich gilt die gleiche Rege- 
lung auch für Staaten, die - ohne Mitglieder der 
EWG oder der EFTA zu sein - dem Lugano-Über- 
einkommen beitreten [siehe Artikel 62 Absatz 1 
Buchstabe b)].“ 


Kapitel II 

Beitritt Spaniens und Portugals zum Übereinkommen von 1968 


11. Nach Artikel 3 Absatz 2 der Akte über die Bedin- 
gungen des Beitritts des Königreichs Spanien und 
der Portugiesischen Republik zu den Europäischen 
Gemeinschaften „verpflichten sich die neuen Mit- 
gliedstaaten, den in Artikel 220 des EWG-Vertrags 
vorgesehenen Übereinkommen . . . sowie den Proto- 
kollen über die Auslegung dieser Übereinkommen 
durch den Gerichtshof beizutreten, die von den Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
oder erweiterten Zusammensetzung unterzeichnet 
wurden, und zu diesem Zweck mit den derzeitigen 
Mitgliedstaaten Verhandlungen im Hinblick auf die 
erforderlichen Anpassungen aufzunehmen 1 ). 

Das einzige in Kraft befindliche Übereinkommen nach 
Artikel 220 ist das Brüsseler Übereinkommen vom 
27. September 1968 in der Fassung der Übereinkom- 
men von 1978 und 1982. 

12. Auf Antrag der beiden betroffenen Regierungen wurde 
eine Ad-hoc-Gruppe eingesetzt, die ihre erste Sitzung 
in Brüssel am 20. Februar 1 989 unter dem Vorsitz von 
Herrn A. Boixareu Carrera, erster Botschaftssekretär 
in der Ständigen Vertretung Spaniens bei den Euro- 
päischen Gemeinschaften, abhielt. 

Der Ausschuß der Ständigen Vertreter bestellte Herrn 
Martinho de Almeida Cruz (Richter erster Instanz, 


’) Siehe ABI. Nr. L 302 vom 15. 11. 1985. 
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Rechtsberater an der Ständigen Vertretung Portugals 
bei den Europäischen Gemeinschaften), Herrn Ma- 
nuel Desantes Real (Professor an der Juristischen 
Fakultät der Universität Alicante) und Herrn Paul 
Jenard (Honorardirektor im belgischen Ministerium für 
auswärtige Angelegenheiten) zu Berichterstattern. 

Die Ad-hoc-Gruppe hat in der Zeit vom 20. Februar bis 
10. April 1989 drei Sitzungen abgehalten 2 ). 

13. Dieser Bericht verzeichnet 

- die technischen Anpassungen des Brüsseler Über- 
einkommens (Kapitel IV); 

- die Anpassungen zur Berücksichtigung des Lugano- 
Übereinkommens (Kapitel V). 

Besondere Beachtung finden ferner die Schlußklau- 
seln des Beitrittsübereinkommens vor allem in bezug 
auf das Inkrafttreten und den territorialen Anwen- 
dungsbereich (Kapitel VI). 

Die Änderungen des Protokolls von 1971 über die 
Auslegung des Übereinkommens durch den Gerichts- 
hof werden in einem gesonderten Kapitel behandelt, 
wenngleich es sich dabei nur um technische Änderun- 
gen handelt (Kapitel VII). 


2 ) Die Teilnehmerliste ist in Anlage II enthalten. 
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Kapitel III 
Vorbemerkungen 


In diesem Bericht haben wir aus Gründen der Klarheit auf 
die entsprechenden Artikel des Brüsseler Übereinkom- 
mens Bezug genommen. Die Artikel 1 und 2 des Beitritts- 
übereinkommens haben jedoch keine Entsprechung im 
Brüsseler Übereinkommen. 


Artikel 1, der die Verpflichtung Spaniens und Portugals 
enthält, dem Brüsseler Übereinkommen in der Fassung 
der späteren Übereinkommen beizutreten, bedarf keiner 
besonderen Erläuterung. 


Artikel 2 sieht insbesondere vor, daß die förmlichen An- 
passungen dieser Übereinkommen in dem Anhang I des 
Übereinkommens von 1 989 enthalten sind, der Bestandteil 
des Übereinkommens ist. Durch diese Bestimmung sollen 
im Hinblick auf größere Rechtssicherheit die verschiede- 
nen Sprachfassungen an den Wortlaut des Lugano-Über- 
einkommens angeglichen werden, da sich bei der Aus- 
handlung des Lugano-Übereinkommens zeigte, daß die 
Texte der früheren Übereinkommen einige kleine Unrich- 
tigkeiten enthalten. Da Anhang I Bestandteil des Überein- 
kommens ist, sind die so geänderten Texte verbindlich. 


Kapitel IV 

Technische Anpassungen des Brüsseler Übereinkommens 
durch das Übereinkommen über den Beitritt Spaniens und Portugals 


14. Die Anpassungen betreffen lediglich 

- die exorbitanten Zuständigkeitsregeln [Artikel 3 
(Artikel 3)]; 

- die Liste der spanischen und portugiesischen Ge- 
richte, die für die Anwendung des Titels III über die 
Anerkennung und die Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen zuständig sind; 

- die vom Beitrittsübereinkommen betroffenen bilate- 
ralen Abkommen. 


1. Die exorbitanten Zuständigkeitsregeln 

[Artikel 3 (Artikel 3)] 

15. Portugal: Es handelt sich um Artikel 65 Absatz 1 
Buchstabe c), Artikel 65 Absatz 2 sowie um Arti- 
kel 65a Buchstabe c) der Zivilprozeßordnung und um 
Artikel 1 1 der Arbeitsprozeßordnung. 

Diese in Artikel 3 des Beitrittsübereinkommens ein- 
gefügte Bestimmung, die bereits in Artikel 3 des Lu- 
gano-Übereinkommens enthalten ist, wurde aufgrund 
der von der portugiesischen Delegation mitgeteiiten 
Angaben im Jenard-Möller-Bericht (Randnummer 31) 
wie folgt kommentiert: 

„Gemäß Kapitel II Artikel 65 der Zivilprozeßordnung 
kann ein ausländischer Staatsangehöriger vor einem 
portugiesischen Gericht verklagt werden, wenn 

- [Absatz 1 Buchstabe c)] der Kläger Portugiese ist 
und dieser im umgekehrten Falle vor den Gerichten 
des Staates verklagt werden könnte, dessen 
Staatsangehöriger der Beklagte ist; 

- (Absatz 2) gemäß den portugiesischen Rechtsvor- 
schriften das Gericht des Wohnsitzes des Beklag- 
ten zuständig wäre, wenn dieser ein Ausländer ist, 
der seit mehr als sechs Monaten in Portugal wohnt 
oder sich zufällig im portugiesischen Hoheitsgebiet 
aufhält, sofern im letztgenannten Fall die den Streit- 
gegenstand begründende Verpflichtung in Portugal 
eingegangen worden ist. 

In Artikel 65 a Buchstabe c) der Zivilprozeßordnung 
wird den portugiesischen Gerichten eine ausschließ- 


liche Zuständigkeit für Klagen in bezug auf Arbeits- 
verhältnisse übertragen, sofern eine der Parteien die 
portugiesische Staatsangehörigkeit hat. 

In Artikel 1 1 der Arbeitsprozeßordnung wird den portu- 
giesischen Arbeitsgerichten die Zuständigkeit für die 
Streitfälle, die portugiesische Arbeitnehmer betreffen, 
übertragen, wenn der Arbeitsvertrag in Portugal ge- 
schlossen worden ist.“ 

16. Spanien: 

Die Artikel 21 und 25 der spanischen Ley Orgänica del 
Poder Judicial vom 1 . Juli 1 985 über die internationale 
Zuständigkeit der spanischen Gerichte in Zivil- und 
Sozialsachen sind in unmittelbarer Anlehnung an das 
Brüsseler Übereinkommen abgefaßt, obgleich es sich 
um einen rein innerstaatlichen Rechtstext handelt. Es 
ist also festzuhalten, daß es in Spanien keine solchen 
exorbitanten Zuständigkeitsregeln gibt. 

Auf jeden Fall haben die in Artikel 3 des Übereinkom- 
mens einzufügenden Angaben keinen erschöpfenden 
Charakter, da die Aufzählung in diesem Artikel eben- 
falls nicht erschöpfend ist und nur Beispiele anführt; 
selbst wenn möglicherweise noch eine exorbitante 
Zuständigkeit existierte, könnte sie daher nicht geltend 
gemacht werden. 

2. Die für die Anwendung des Titels III 
des Übereinkommens zuständigen spanischen 
und portugiesischen Gerichte 

17. Es handelt sich im wesentlichen um technische Er- 
gänzungen. 

Die im Rahmen der Artikel 32 bis 41 (Artikel 10 bis 13) 
vorgenommenen förmlichen Anpassungen betreffen 
ausschließlich die zuständigen Gerichte und die 
Rechtsbehelfe, die gegen ihre Entscheidungen ein- 
gelegt werden können. 

Im Falle Portugals ist hervorzuheben, daß der Aus- 
druck „ein auf Rechtsfragen beschränkter Rechts- 
behelf“ in den Artikeln 37 und 41 die Beschränkung 
der Anfechtungsgründe auf Rechtsverletzungen im 
Unterschied zu einer falschen Tatsachenbewertung 
beinhaltet. 


35 



Drucksache 12/5841 Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


3. Verhältnis zu den bestehenden Übereinkünften 
und den Rechtsakten der Gemeinschaft 

a) Bilaterale Abkommen [Artikel 55 (Artikel 18)] 

1 8. Die Liste der bilateralen Abkommen über die Anerken- 
nung und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidun- 
gen (allgemeiner Art) betrifft die Abkommen, die Spa- 
nien mit der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich 
und Italien geschlossen hat. Portugal hat keine derarti- 
gen Abkommen mit den Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaften geschlossen. 

Zur Tragweite des Artikels 55 des Brüsseler Überein- 
kommens wird auf den Jenard-Bericht (Seite 59) ver- 
wiesen. 

Artikel 58 (Artikel 20): Französisch-schweizerisches 
Abkommen 

19. Bei der Aushandlung des Beitrittsübereinkommens 
wurde es für zweckmäßig gehalten, die Tragweite des 
Artikels 58 des am 15. Juni 1869 in Paris Unterzeich- 
neten französisch-schweizerischen Abkommens über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
von Urteilen in Zivilsachen zu präzisieren. 

Die diesem Abkommen geschenkte Beachtung ist 
nicht auf sein hohes Alter zurückzuführen, sondern 
allein darauf, daß das Abkommen unwirksam wird, 
wenn das Lugano-Übereinkommen zwischen Frank- 
reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft in 
Kraft tritt. In diesem Punkt war man bestrebt, jeglichen 
Widerspruch zwischen dem Brüsseler Übereinkom- 
men und dem Lugano-Übereinkommen zu vermei- 
den. 

b) Multilaterale Übereinkommen 
[Artikel 57 (Artikel 19)] 

20. Diese Thematik ist in Artikel 57 behandelt. Artikel 57 
Absatz 2 enthält ein wesentlich detaillierteres System 
zur Regelung von Kollisionen zwischen dem Brüsseler 
Übereinkommen und den Übereinkommen für beson- 
dere Rechtsgebiete. Dieser Text war im Rahmen des 
Beitrittsübereinkommens von 1978 angenommen wor- 
den (siehe Schlosser-Bericht, Randnummern 238 
bis 246). Aus Gründen der Verständlichkeit wurde es 
für besser gehalten, ihn unverändert in Artikel 57 
Absatz 2 einzufügen, ebenso wie im Lugano-Über- 
einkommen, von dem der Text allerdings im Hinblick 
darauf, eine größere Freizügigkeit der Urteile in der 
Gemeinschaft sicherzustellen, etwas abweicht (siehe 
Jenard-Möller-Bericht, Randnummern 81, 82 und 83). 

c) Rechtsakte der Gemeinschaft [Artikel 57 Absatz 3 
(Artikel 19)] 

21 . Diese bereits im Übereinkommen von 1 978 enthaltene 
Bestimmung wurde unverändert übernommen. 

Es sei darauf hingewiesen, daß bisher kein gemein- 
schaftlicher Rechtsakt (Verordnung, Richtlinie) eine 
Bestimmung über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen enthält. 

Es ist sicher, daß sich die durch die Rechtsakte der 
Gemeinschaft aufgeworfene Frage in den Beziehun- 


gen der Mitgliedstaaten der Gemeinschaften unter- 
einander, d. h. hier im Übereinkommen über den Bei- 
tritt Spaniens und Portugals, ganz anders stellt als in 
den Beziehungen zu Drittstaaten. Folgerichtig weicht 
daher in diesem Punkt das Beitrittsübereinkommen 
vom Lugano-Übereinkommen ab (siehe Protokoll 
Nr. 3 und diesbezügliche Erklärung sowie den Je- 
nard-Möller-Bericht, Randnummern 120 bis 128). 

4. Spezieil Spanien betreffende Erläuterungen: 

Gewährleistungs- oder Interventionskiagen 

22. In Spanien Ist die Intervention Dritter in das Verfahren 
in der spanischen Rechtsordnung nicht ausdrücklich 
geregelt, und das Fehlen entsprechender Verfahrens- 
vorschriften führt zu prozeduralen Unsicherheiten. Die 
Rechtslehre hat diese Lücke entschieden beklagt und 
den Wunsch geäußert, daß sie in naher Zukunft ge- 
schlossen werde. Dies bedeutet jedoch nicht, daß 
diese Institution nicht bereits in bestimmten Bereichen 
von der Rechtsprechung oder in zivilrechtlichen Vor- 
schriften für bestimmte Fälle zugelassen würde. Dies 
ist beispielsweise der Fall bei Artikel 124 Absatz 3 des 
Gesetzes Nr. 11 vom 20. März 1986 über die Patente 
oder bei Artikel 1482 1 ) des Zivilgesetzbuchs über die 
Eviktion. Die letztgenannte Vorschrift scheint sich ge- 
nerell für die Anwendung in den Fällen erzwungener 
oder provozierter Intervention zu eignen; es erschien 
daher im Rahmen der Verhandlungen zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft und 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels- 
assoziation angezeigt, sie in Artikel V des Protokolls 
Nr. 1 aufzunehmen. Auf diesen Artikel 1482 wird - und 
sei es auch nur indirekt - in den Artikeln 638 (Schen- 
kung), 1145 (Gesamtschuldnerische Verpflichtungen), 
1529 (Forderungsübertragung), 1540 (Tausch), 1553 
(Miete), 1681 (Verpflichtungen der Gesellschafter), 
1830 (Bürge), 1831 (Mitbürge) usw. des Zivilschutz- 
gesetzbuchs Bezug genommen. 

Als sich das Problem bei den Verhandlungen über den 
Beitritt Spaniens und Portugals zum Brüsseler Über- 
einkommen stellte, gelangte die spanische Delegation 
zu dem Schluß, daß die Entwicklung der einschlägi- 
gen Rechtsprechung in absehbarer Zeit über den Fall, 
auf den sich Artikel 1482 des Zivilgesetzbuchs be- 
schränkt, hinausgehen könnte. Es erschien daher 
besser, von einer Erwähnung Spaniens in Artikel V 
des Protokolls Nr. 1 ganz abzusehen, wobei dies 
jedoch keine unterschiedliche Auslegung des Lugano- 
Übereinkommens und des Brüsseler Übereinkom- 
mens implizieren darf. 


*) Artikel 1482 des spanischen Zivilgesetzbuches lautet: 

„Der von einer Eviktionsklage betroffene Käufer hat innerhalb der in der 
Zivilprozeßordnung für die Beantwortung der Klage vorgesehenen Frist 
zu beantragen, daß die Klage dem Verkäufer bzw. den Verkäufern 
möglichst umgehend zugestellt wird. 

Die Zustellung erfolgt nach den Vorschriften, die in besagtem Gesetz für 
die Ladung der Beklagten vorgesehen sind. 

Die Beantwortungsfrist für den Käufer wird bis zum Ablauf der Fristen 
ausgesetzt, die dem Verkäufer bzw. den Verkäufern zum Erscheinen 
und Beantworten der Klage gesetzt sind; diese Fristen entsprechen 
den von der obenerwähnten Zivilprozeßordnung generell für Beklagte 
festgelegten Fristen und beginnen ab der Zustellung nach Absatz 1 zu 
laufen. 

Erscheinen die im Rahmen des Eviktionsverfahrens geladenen Personen 
nicht innerhalb der vorgesehenen Frist und unter Beachtung der vor- 
geschriebenen Form, so verlängert sich die Frist zur Beantwortung der 
Klage für den Käufer.“ 


36 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5841 


Kapitel V 

Aus dem Lugano-Übereinkommen übernommene Änderungen 


1. Artikel 5 Nummer 1 (Artikel 4): Arbeitsverträge 

23. a) Die EFTA-Mitgliedstaaten beantragten bei der 
Aushandlung des Lugano-Übereinkommens in Ar- 
tikel 5 und Artikel 17 (zu dem letztgenannten Artikel 
siehe Randnummer 27) autonome Bestimmungen 
für Arbeitsverträge vorzusehen, um die Auslegung, 
die der Gerichtshof mehrfach hierzu gegeben hat, 
festzuschreiben (siehe insbesondere die Urteile 
des Gerichtshofes vom 26. Mai 1982, Ivenel/ 
Schwab, Rechtssache 133/81, Sammlung 1982, 
S. 1891, und vom 15. Januar 1987, Shenavai/ 
Kreischer, Rechtssache 266/85, Sammlung 1987, 
S. 239 bis 257). Gemäß dem neuen Artikel 5 Num- 
mer 1 des Lugano-Übereinkommens betreffend 
Arbeitsverträge ist unter dem Ort, an dem die Ver- 
pflichtung, die den Gegenstand des Verfahrens 
bildet, erfüllt worden ist oder zu erfüllen wäre, der 
Ort zu verstehen, an dem der Arbeitnehmer ge- 
wöhnlich seine Arbeit verrichtet; verrichtet er seine 
Arbeit gewöhnlich nicht in ein und demselben 
Staat, so ist es der Ort, an dem sich die Niederlas- 
sung befindet, die den Arbeitnehmer eingestellt hat 
(siehe Jenard-Möller-Bericht, Randnummern 36 
bis 44). 

b) Nach der Unterzeichnung des Lugano-Überein- 
kommens erhielt die Gruppe Kenntnis vom Urteil 
des Gerichtshofes vom 15. Februar 1989 (Six 
Constructions/Humbert, Rechtssache 32/88). In 
diesem Fall hatte die französische Cour de Cassa- 
tion unter anderem die Frage gestellt, „welche Ver- 
pflichtung für die Anwendung des Artikels 5 
Nummer 1 des Brüsseler Übereinkommens vom 
27. September 1968 maßgeblich ist, wenn das 
Gericht mit Anträgen befaßt wird, die sich auf Ver- 
pflichtungen aus einem Arbeitsvertrag zwischen 
einem in Frankreich wohnenden Arbeitnehmer und 
einer in Belgien ansässigen Gesellschaft stützen, 
die diesen Arbeitnehmer in mehrere Länder außer- 
halb des Gebietes der Gemeinschaft geschickt 
hat“. 

Zwar beschränkt sich der Gerichtshof im Tenor 
dieses Urteils auf die Feststellung, daß „Artikel 5 
Nummer 1 des Übereinkommens dahin auszu- 
legen ist, daß bei Arbeitsverträgen diejenige Ver- 
pflichtung als maßgeblich anzusehen ist, die für 
solche Verträge charakteristisch ist, insbesondere 
diejenige zur Ausführung der vereinbarten Tätig- 
keiten“, betont aber obiter dictum, daß ein ange- 
messener Schutz der in sozialer Hinsicht schwä- 
cheren Vertragspartei, nämlich des Arbeitnehmers, 
gewährleistet sein muß und gelangt zu der 
Schlußfolgerung, daß die „Besonderheiten von Ar- 
beitsverträgen nicht die Auslegung rechtfertigen, 
wonach aufgrund des Artikels 5 Nummer 1 des 
Übereinkommens der Ort der Niederlassung, die 
den Arbeitnehmer eingestellt hat, als maßgeblich 
anzusehen wäre, falls es schwierig oder sogar 


unmöglich wäre festzustellen, in welchem Staat die 
Arbeit verrichtet worden ist“. 

c) Mit der gewählten Lösung wird versucht, unter 
Beachtung der vom Gerichtshof vorgegebenen 
Leitlinien in bezug auf den Schutz der in einer 
Vertragsbeziehung schwächeren Partei die im Lu- 
gano-Übereinkommen vorgesehene Lösung zu 
verbessern, ohne jedoch zu weit von ihr abzuwei- 
chen [demselben Zweck des Arbeitnehmerschut- 
zes dient auch Artikel 17 Absatz 5 (siehe Rand- 
nummer 27)]. Es wurde daher vereinbart, daß die 
am Ende von Artikel 5 Nummer 1 des Lugano- 
Übereinkommens aufgestellte Vermutung in dem 
Fall, daß der Arbeitnehmer seine Arbeit gewöhn- 
lich nicht in ein und demselben Staat verrichtet, nur 
zugunsten des Arbeitnehmers zur Anwendung 
kommt. Um Mißverständnisse zu vermeiden, legt 
der Text fest, daß der Arbeitnehmer seine Klage 
vor dem Gericht des Ortes erheben kann, an den 
sich die Niederlassung 1 ), die ihn eingestellt hat, 
entweder zum Zeitpunkt der Einstellung oder zum 
Zeitpunkt der Kiageerhebung befand bzw. befin- 
det. Diese Präzisierung erwies sich im Anschluß an 
die Beratungen, die die Gruppe über die Tragweite 
des Urteils in der Rechtssache Six Constructions/ 
Humbert führte, als notwendig, dieses Urteil war 
zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Lugano- 
Übereinkommens noch nicht ergangen. 

d) Aus dem Ziel, den Arbeitnehmer zu schützen, er- 
gibt sich ferner, daß der Ausdruck „in ein und 
demselben Staat“ auch den Fall miteinschließt, 
daß die Arbeit - ganz oder teilweise - außerhalb 
des Gebiets der Gemeinschaft verrichtet wird. 

e) Aus dieser Bestimmung ergibt sich, daß bei einer 
Streitigkeit zwischen dem Arbeitgeber und dem 
Arbeitnehmer in dem Falle, daß der Arbeitnehmer 
seine Arbeit gewöhnlich nicht in ein und demselben 
Staat (der in der Gemeinschaft liegt oder nicht) 
verrichtet, 

1) der Arbeitgeber nur den in Artikel 2 vorgesehe- 
nen allgemeinen Gerichtsstand in Anspruch 
nehmen kann, 

2) der Arbeitnehmer den allgemeinen Gerichts- 
stand nach Artikel 2 bzw. den am Ende von 
Artikel 5 Nummer 1 vorgesehenen Gerichts- 
stand (das Gericht, in dessen Zuständigkeits- 
bereich sich die Niederlassung, die den Arbeit- 


’) Der Begriff „Niederlassung“, wie er z. B. im Lugano-Übereinkommen 
gebraucht wird, ist im weiteren Sinne aufzufassen und stellt insbesondere 
auf jede Wirtschaftseinheit ab, wie z. B. eine Zweigniederlassung oder 
eine Agentur, die keine eigene Rechtspersönlichkeit hat (siehe Jenard- 
Möller-Bericht, Randnummer 43). Zum Begriff „Niederlassung“ siehe 
auch die Urteile des Gerichtshofes vom 22. November 1978, Somafer/ 
Ferngas, (Rechtssache 33/78, Sammlung 1978, S. 2183 bis 2195) und 
vom 19. Dezember 1987, Schotte/Rothschild, (Rechtssache 218/86, 
ABI. Nr. C 2 vom 6. 1. 1988, S. 3). 
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nehmer eingestellt hat, befindet bzw. befand), 
in Anspruch nehmen kann. 


2. Artikel 6 Nummer 4 (Artikel 5). 

Verbindung einer dinglichen 
und einer schuldrechtlichen Klage 

24. Diese Bestimmung ist wortwörtlich aus dem Lugano- 
Übereinkommen übernommen. Hierzu wird im Je- 
nard-Möller-Bericht folgendes ausgeführt (Randnum- 
mern 46 und 47): 

„Ist eine unbewegliche Sache mit einer Hypothek be- 
lastet, so hat der Eigentümer dieser unbeweglichen 
Sache sehr oft auch eine persönliche Verpflichtung 
aufgrund der gesicherten Schuld. Daher ermöglichen 
die Rechtsvorschriften einiger Staaten die Verbindung 
einer Klage betreffend die persönliche Verpflichtung 
des Eigentümers mit einer Klage im Hinblick auf den 
Zwangsverkauf der unbeweglichen Sache. Dies setzt 
natürlich voraus, daß das Gericht des Ortes, an dem 
die unbewegliche Sache belegen ist, auch für eine 
Entscheidung über eine Klage betreffend die persön- 
liche Verpflichtung des Besitzers zuständig ist. 

Man hielt es für praktisch, wenn eine Klage betreffend 
die persönliche Verpflichtung des Eigentümers einer 
unbeweglichen Sache mit einer Klage im Hinblick auf 
den Zwangsverkauf dieser unbeweglichen Sache ver- 
bunden werden kann, und zwar in den Staaten, in 
denen eine solche Verbindung möglich ist. Es schien 
daher angebracht, eine Bestimmung in das Überein- 
kommen aufzunehmen, wonach eine in einem Ver- 
tragsstaat wohnhafte Person für den Fall, daß ein 
Vertrag oder Ansprüche aus einem Vertrag den Ge- 
genstand des Verfahrens bilden und die Klage mit 
einer Klage wegen dinglicher Rechte an unbeweg- 
lichen Sachen gegen denselben Beklagten verbunden 
werden kann, auch vor dem Gericht des Vertrags- 
staats, in dem die unbewegliche Sache belegen ist, 
verklagt werden kann. 

Um diesen Punkt zu veranschaulichen, sei ange- 
nommen, daß eine in Frankreich wohnhafte Person 
Eigentümer einer in Norwegen belegenen unbeweg- 
lichen Sache sei. Diese Person hat ein Darlehen auf- 
genommen, das durch eine die unbewegliche Sache 
in Norwegen belastende Hypothek gesichert ist. 
Möchte der Gläubiger aber bei nicht fristgemäßer Til- 
gung des Darlehens Klage im Hinblick auf den 
Zwangsverkauf der unbeweglichen Sache erheben, 
so ist aufgrund des Artikels 16 Nummer 1 ausschließ- 
lich das norwegische Gericht zuständig. Jedoch ist 
dieses Gericht aufgrund der hier erörterten Bestim- 
mung darüber hinaus für die Entscheidung über eine 
Klage gegen den Eigentümer der unbeweglichen Sa- 
che, die dessen persönliche Verpflichtung aufgrund 
dieser Schuld betrifft, zuständig, wenn der Gläubiger 
die letztgenannte Klage mit einer Klage im Hinblick auf 
den Zwangsverkauf der unbeweglichen Sache verbin- 
den möchte. 

Selbstverständlich reicht diese Zuständigkeitsregel als 
solche nicht aus. Sie muß notwendigerweise durch 
rechtliche Kriterien zur Festlegung der Bedingungen, 
unter denen eine solche Verbindung möglich ist, er- 
gänzt werden. So läßt das Lugano-Übereinkommen 
die Bestimmungen unberührt, die bereits bestehen 


oder künftig in die Rechtssysteme der Vertragsstaaten 
in bezug auf die Verbindung der vorgenannten Klagen 
aufgenommen werden können. Jedoch erübrigt sich 
der Hinweis, daß die beiden verbundenen Klagen, um 
die es hier geht, von ein und demselben Kläger erho- 
ben werden müssen. Der Begriff „ein und derselbe 
Kläger“ schließt selbstredend auch eine Person, auf 
die eine andere Person ihre Rechte übertragen hat, 
oder ihren Rechtsnachfolger mit ein. 

3. Artikel 16 Nummer 1 (Artikel 6): 

Miet- und Pachtverträge 

25. a) Unter Berücksichtigung des Lugano-Übereinkom- 
mens sowie der Absicht, die die Autoren des Brüs- 
seler Übereinkommens gemäß dem Jenard-Be- 
richt (Seite 35) und dem Schlosser-Bericht (Rand- 
nummer 164) verfolgten, beschloß die Arbeits- 
gruppe, in Artikel 16 Nummer 1 einen neuen Buch- 
staben b) mit einer besonderen Bestimmung für 
befristete Miet- und Pachtverträge einzufügen. 
Diese Präzisierung war notwendig, da sich der 
Gerichtshof bei einer Stellungnahme zu dieser Be- 
stimmung in der Fassung von 1968 gezwungen 
gesehen hatte, Artikel 16 Nummer 1 des Überein- 
kommens wortwörtlich auszulegen und zu ent- 
scheiden, daß er auf alle Klagen betreffend die 
Mietzahlung anzuwenden sei, also auch im Falle 
der befristeten Gebrauchsüberlassung von Ferien- 
wohnungen (Urteil vom 15. Januar 1985, Rösler/ 
Rottwinkel, Rechtssache 241/83, Sammlung 1985, 
S. 99 bis 129). 

b) Aufgrund der Auslegung des Artikels 16 Nummer 1 
durch den Gerichtshof bekundeten die EFTA-Mit- 
gliedstaaten und einige Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaften ihr Interesse daran, eine Bestim- 
mung über die befristete Miete oder Pacht von 
unbeweglichen Sachen in das Übereinkommen 
aufzunehmen. Dementsprechend einigte man sich 
darauf, Artikel 16 Nummer 1 durch einen neuen 
Buchstaben zu ergänzen (siehe Jenard-Möller- 
Bericht, Randnummer 49 ff.). 

c) Die für das Beitrittsübereinkommen gewählte Lö- 
sung weicht von der im Lugano-Übereinkommen 
vorgesehenen Lösung ab. Zunächst einmal ist sie 
restriktiver: gemäß Buchstabe b) kann der Kläger 
auch die Gerichte des Vertragsstaats befassen, in 
dessen Hoheitsgebiet der Beklagte seinen Wohn- 
sitz hat, sofern es sich um die Miete oder die Pacht 
unbeweglicher Sachen zum vorübergehenden pri- 
vaten Gebrauch für höchstens sechs aufeinander- 
folgende Monate handelt (dies stellt insbesondere 
auf Gebrauchsüberlassungsverträge zum Zwecke 
eines Ferienaufenthalts ab), allerdings nur dann, 
wenn es sich bei dem Mieter bzw. Pächter sowie 
dem Eigentümer um natürliche Personen handelt, 
die in demselben Vertragsstaat wohnhaft sind. 
Juristische Personen wurden ausgenommen, da 
diese im allgemeinen geschäftlichen Tätigkeiten 
nachgehen. 

Zum zweiten ist diese Bestimmung nicht mit einer 
Vorbehaltsmöglichkeit verbunden, da es kaum 
denkbar schien, im Rahmen eines auf Artikel 220 
des Vertrags von Rom gestützten Übereinkom- 
mens eine Vorbehaltsmöglichkeit einzuführen. Wie 
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erinnerlich ist in Artikel Ib des Protokolls Nr. 1 des 
Lugano-Übereinkommens die Möglichkeit vorge- 
sehen, einen Vorbehalt einzulegen, aufgrund des- 
sen jeder Vertragsstaat erklären kann, daß er eine 
Entscheidung betreffend die Miete oder Pacht von 
unbeweglichen Sachen nicht anerkennen oder 
vollstrecken wird, wenn die betreffende unbeweg- 
liche Sache in seinem Hoheitsgebiet belegen ist, 
selbst wenn es sich um die in Artikel 16 Nummer 1 
Buchstabe b) genannte Art von Miet- oder Pacht- 
verträgen handelt und die Zuständigkeit des Ge- 
richts des Ursprungsstaats sich auf den Wohnsitz 
des Beklagten stützt (siehe Jenard-Möller-Bericht, 
Randnummer 53). 

d) Wie bereits im Jenard-Möller-Bericht hervorgeho- 
ben wurde (Randnummer 54), „gilt Artikel 16 Num- 
mer 1 nur dann, wenn die unbewegliche Sache in 
dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats belegen 
ist. Der Text ist in dieser Hinsicht von hinreichender 
Eindeutigkeit. Ist die unbewegliche Sache im Ho- 
heitsgebiet eines Drittstaats belegen, so gelten die 
sonstigen Bestimmungen des Übereinkommens, 
beispielsweise Artikel 2, wenn der Beklagte seinen 
Wohnsitz im Hoheitgebiet eines Vertragsstaats 
hat, oder Artikel 4, wenn er im Hoheitsgebiet eines 
Drittstaats wohnhaft ist, usw.“. 


4. Artikel 17 (Artikel 7): 

Gerichtsstandsvereinbarungen 

a) Form der Gerichtsstandsvereinbarungen 

26. Artikel 17 Absatz 1 ist ebenfalls wortwörtlich dem 
Luganer Übereinkommen entnommen. 

Im Jenard-Möller-Bericht wird diese Frage eingehend 
erörtert (siehe Randnummern 55 bis 59); diese Aus- 
führungen lassen sich dahingehend zusammenfas- 
sen, daß Gerichtsstandsvereinbarungen gemäß den 
neuen vorgesehenen Lösungen in folgender Form 
geschlossen werden müssen: 

- entweder schriftlich oder mündlich mit schriftlicher 
Bestätigung (dies entspricht dem Übereinkommen 
von 1968), 

- oder in einer Form, die den Gepflogenheiten ent- 
spricht, die zwischen den Parteien entstanden sind 
(in diesem Sinne ist das Urteil des Gerichtshofes 
vom 14. Dezember 1976 aufzufassen, Rechtssache 
25/76: Segoura/Bonakdarinan, Slg. 1976, S. 1851 
bis 1863), 

- oder im internationalen Handelsverkehr in einer 
Form, die einem Handelsbrauch entspricht, den die 
Parteien kannten oder kennen mußten (dies ent- 
spricht den Änderungen, die durch das Überein- 
kommen von 1978 an dem Übereinkommen von 
1968 vorgenommen wurden); darüber hinaus ist es 
erforderlich, daß „dieser Handelsbrauch allgemein 
bekannt ist und regelmäßig von den Parteien von 
Verträgen dieser Art in dem betreffenden Ge- 
schäftszweig beachtet wird.“ 

Diese im Vergleich zum Übereinkommen von 1978 
zusätzlichen Bedingungen sind dem Artikel 9 Absatz 2 
des Wiener Übereinkommens von 1980 über inter- 
nationale Kaufverträge über bewegliche Sachen ent- 
nommen. 


b) Gerichtsstandsvereinbarungen in arbeitsrecht- 
lichen Angelegenheiten 
(Artikel 1 7 Absatz 5) (Artikel 7) 

27. a) Dieser Absatz betrifft Gerichtsstandsvereinbarun- 
gen bei individuellen Arbeitsverträgen. 

In keiner besonderen Bestimmung des Brüsseler 
Übereinkommens von 1968 in der durch die Über- 
einkommen von 1978 und 1982 geänderten Fas- 
sung wird dieser Gegenstand ausdrücklich be- 
handelt, zu dem jedoch ein Urteil des Gerichts- 
hofes ergangen ist 1 ). 

b) Bei den Verhandlungen über das Lugano-Überein- 
kommen schlugen die Vertreter der EFTA-Mitglied- 
staaten vor, einen neuen Absatz in Artikel 17 auf- 
zunehmen, wonach Gerichtsstandsvereinbarun- 
gen bei individuellen Arbeitsverträgen nur dann 
zulässig sind, wenn sie nach der Entstehung der 
Streitigkeit getroffen werden. Dieser Zusatz wurde 
akzeptiert, da ihm die Konzeption zugrunde liegt, 
den Arbeitnehmer zu schützen, der in wirtschaft- 
licher und sozialer Hinsicht als der schwächere Teil 
in der vertraglichen Beziehung angesehen wird 
(siehe Jenard-Möller-Bericht, Randnummer 60). 

c) Es ist durchaus verständlich, daß diese Änderung, 
die durch das Luganer Übereinkommen am Brüs- 
seler Übereinkommen vorgenommen wurde, bei 
den Verhandlungen über das Beitrittsübereinkom- 
men besonders aufmerksam geprüft wurde, und 
zwar auch angesichts des Urteils des Gerichts- 
hofes vom 15. Februar 1989, in dessen Entschei- 
dungsgründen der Gerichtshof dem Schutz der 
schwächeren Partei, d. h. des Arbeitnehmers, 
ebenfalls besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
hat (Rechtssache 32/88: Six Constructions/P. 
Humbert, ABI. Nr. C 62 vom 11.3. 1989, S. 7 - 
siehe auch Randnummer 23). 

d) Die im Beitrittsübereinkommen gewählte Lösung 
weicht durch ihre stärkere Betonung des Schutzes 
des Arbeitnehmers von der Lösung im Lugano- 
Übereinkommen ab. 

Mit anderen Worten, die im Lugano-Übereinkom- 
men sanktionierte Lösung wurde als zu radikal 
angesehen. Dies wäre insbesondere der Fall, 
wenn die Gerichtsstandsvereinbarung - obschon 
vor der Entstehung der Streitigkeiten getroffen - 
sich nach Auffassung des Arbeitnehmers selbst für 
ihn günstig auswirken könnte. Daher ist im neuen 
Absatz 5 von Artikel 17 des Übereinkommens 
vorgesehen, daß die Gerichtsstandsvereinbarung 
nur dann rechtliche Wirkung hat, wenn sie nach der 
Entstehung der Streitigkeit getroffen wird (dies ent- 
spricht dem Lugano-Übereinkommen) oder wenn 
„der Arbeitnehmer sie geltend macht, um ein ande- 
res Gericht als das am Wohnsitz des Beklagten 
oder das nach Artikel 5 Nummer 1 anzurufen“ 
(somit wird der Rigorismus dieser Vorschrift des 
Lugano-Übereinkommens abgeschwächt). 

e) Aus dieser Bestimmung ergibt sich folgendes: 

1) Bei einer Streitigkeit mit dem Arbeitgeber kann 
der Arbeitnehmer das vereinbarte Gericht be- 


’) Siehe das Urteil des Gerichtshofes vom 13. November 1979 in der 
Rechtssache 25/79: Sanicentral/Collin, Slg. 1979, S. 3423 bis 3431. 
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fassen, selbst wenn die Gerichtsstandsverein- 
barung vor der Entstehung der Streitigkeit ge- 
troffen wurde. 

2) Gemäß der neuen Bestimmung wird ihm diese 
Möglichkeit nur eingeräumt, um selbst das ver- 
einbarte Gericht anzurufen. Er kann sie nicht als 
Einrede in Anspruch nehmen, wenn er z. B. vor 
das Gericht seines Wohnsitzes geladen wird. 
Diese letztere Möglichkeit wird ihm aus Grün- 
den der Rechtssicherheit und zur Vermeidung 
von Verschleppungsmanövem verwehrt. 

3) Wird schließlich einem Gericht des Wohnsitz- 
staates des Beklagten durch die Gerichts- 
standsklausel die Zuständigkeit übertragen, so 
ist das speziell vereinbarte Gericht zuständig, 
wenn sich der Arbeitnehmer auf das Überein- 
kommen beruft. Dies deshalb, weil die Ent- 
scheidung des Arbeitnehmers maßgeblich sein 
sollte und weil andererseits die Rechtssysteme 
der verschiedenen Vertragsstaaten auf dem 
Gebiet des Arbeitnehmerschutzes nicht alle 
vereinheitlicht sind. 

f) Bei dieser neuen Konzeption liegt die Wahl zwi- 
schen den zuständigen Gerichten (Gerichte des 
Wohnsitzstaates des Beklagten; des Ortes, an 
dem der Arbeitsvertrag erfüllt wird; vereinbarter 
Gerichtsstand) mithin voll und ganz im Ermessen 
des Arbeitnehmers, sofern er der Kläger ist. 


5. Artikel 21 (Artikel 8): 

Rechtshängigkeit 

28. Artikel 21 des Brüsseler Übereinkommens wurde an 
Artikel 21 des Lugano-Übereinkommens angepaßt, 
gemäß dem sich das später angerufene Gericht bei 
Rechtshängigkeit nicht von Amts wegen für unzustän- 
dig erklärt, sondern das Verfahren von Amts wegen 
aussetzen muß, bis die Zuständigkeit des zuerst an- 
gerufenen Gerichts feststeht. Hierzu wird im Jenard- 
Möller-Bericht (Randnummer 64) folgendes ausge- 
führt: 

„Im 8. Abschnitt wurde nur dieser Artikel geändert. 

Artikel 21 des Brüsseler Übereinkommens sieht bei 
Rechtshängigkeit vor, daß sich das später angerufene 
Gericht von Amts wegen zugunsten des zuerst ange- 
rufenen Gerichts für unzuständig zu erklären hat und 
daß es das Verfahren aussetzen kann, wenn der 
Mangel der Zuständigkeit des anderen Gerichts gel- 
tend gemacht wird. 

Die Vertreter der Mitgliedstaaten der EFTA hielten 
diese Lösung für zu radikal. 

Sie meinten, daß häufig eine Klage eingereicht wer- 
den müsse, um eine Frist einzuhalten oder die Verjäh- 
rung zu unterbrechen, wobei es unterschiedliche Auf- 
fassungen in der Frage gebe, ob eine Frist dann 
eingehalten werde, wenn die Klage bei einem inter- 
national nicht zuständigen Gericht erhoben werde. 

Ihres Erachtens müßte ein Gericht, das zwar zustän- 
dig ist, jedoch später angerufen wird, sich von Amts 
wegen zugunsten des zuerst angerufenen Gerichts für 
unzuständig erklären. Wenn nun dieses entscheiden 
sollte, daß es nicht zuständig ist, so würden beide 


Klagen abgewiesen mit der Folge, daß die Frist über- 
schritten und die Klage somit verjährt sein könnte. 

Diese Argumente sind berücksichtigt worden. 

Artikel 21 wurde dahingehend geändert, daß das 
später angerufene Gericht das Verfahren von Amts 
wegen aussetzt bis die Zuständigkeit des zuerst ange- 
rufenen Gerichts feststeht. 

Das später angerufene Gericht erklärt sich nur dann 
zugunsten des zuerst angerufenen Gerichts für unzu- 
ständig, wenn dessen Zuständigkeit feststeht (siehe 
Schlosser-Bericht, Randnummer 176). 

Der Gerichtshof hat entschieden, daß die in Artikel 21 
zur Umschreibung der Rechtshängigkeit verwendeten 
Begriffe als .autonom* verstanden werden müssen 
(Entscheidungsgrund Nr. 11) und daß der Begriff der 
Rechtshängigkeit im Sinne von Artikel 21 ,den Fall 
umfaßt, daß eine Partei vor dem Gericht eines Ver- 
tragsstaates die Feststellung der Unwirksamkeit oder 
die Auflösung eines internationalen Kaufvertrags 
begehrt, während eine Klage der anderen Partei auf 
Erfüllung desselben Vertrags vor dem Gericht eines 
anderen Vertragsstaats anhängig ist* (Urteil vom 
8. Dezember 1987, Rechtssache 144/86: Gubisch/ 
Palumbo, ABI. Nr. C 8 vom 13. 1. 1988, S. 3). 


6. Artikel 31 und 50 (Artikel 9 und 14) 

29. Die im Brüsseler Übereinkommen enthaltene Formu- 
lierung „mit der Vollstrleckungsklausel versehen“ wur- 
de im Lugano-Übereinkommen durch die Formulie- 
rung „für vollstreckbar erklärt“ ersetzt. Das Brüsseler 
Übereinkommen wurde in dieser Hinsicht geändert, 
um die beiden Übereinkommen aneinander anzuglei- 
chen; zudem können die beiden Formulierungen als 
nahezu gleichwertig angesehen werden (siehe hierzu 
auch den Jenard-Möller-Bericht, Randnummern 68 
und 69). 


7. Artikel 52 Absatz 3 (Artikel 1 5) 

30. Artikel 52 Absatz 3 wurde gestrichen, ebenso wie dies 
nach dem Jenard-Möller-Bericht beim Lugano-Über- 
einkommen der Fall war. Diese Lösung wurde ge- 
wählt, um insbesondere den seit der Ausarbeitung des 
Übereinkommens von 1968 eingetretenen Entwicklun- 
gen hinsichtlich des Wohnsitzes von verheirateten 
Frauen Rechnung zu tragen (nähere Erläuterungen im 
Jenard-Möller-Bericht, Randnummer 53). 


8. Artikel 54 (Artikel 16): 

Übergangsbestimmungen 

31. 1) Es erfolgten lediglich technische Anpassungen der 
Absätze 1 und 2 dieses Artikels. Inhaltliche Ände- 
rungen wurden nicht vorgenommen (siehe Je- 
nard-Bericht, Seiten 57 und 58, Schlosser-Bericht, 
Randnummern 228 bis 235, und Jenard-Möller- 
Bericht, Randnummer 74). 

2) Bei der Aushandlung des Beitrittsübereinkommens 
von 1989 wurde es für zweckmäßig erachtet, Arti- 
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kel 54 Absatz 3 des Lugano-Übereinkommens zu 
übernehmen und die Tragweite der Worte „dieses 
Übereinkommen“ zu präzisieren. Die Griechische 
Republik hatte diesen Absatz, der dem Artikel 35 
des Beitrittsübereinkommens von 1978 entspricht 
(siehe Schlosser-Bericht, Randnummer 121 ff.), in 
Artikel 1 Absatz 2 des Beitrittsübereinkommens 
von 1982 für anwendbar erklärt. Der Klarheit halber 
wird im Beitrittsübereinkommen von 1989 präzi- 
siert, was unter dem Zeitpunkt des Inkrafttretens zu 
verstehen ist. Es wurde vereinbart, daß die Bestim- 
mung nur für schriftliche Vereinbarungen gilt, die 
vor dem 1. Januar 1987 im Falle des Vereinigten 
Königreichs und vor dem 1. Juni 1988 im Falle 
Irlands getroffen wurden. 


9. Artikel 54 a (Artikel 17) 

32. Dieser Artikel entspricht dem Artikel 36 des Beitritts- 
übereinkommens von 1978 und dem Artikel 54 a des 
Lugano-Übereinkommens (siehe Schlosser-Bericht, 
Randnummer 121 ff., und Jenard-Möller-Bericht, 
Randnummer 75). 

Es sei darauf hingewiesen, daß diese Bestimmung 
ungeachtet des Wortlauts des Artikels 54 a des Lu- 
gano-Übereinkommens nicht für Griechenland gilt, da 
Griechenland das Brüsseler Übereinkommen vom 
10. Mai 1952 über den Arrest in Seeschiffen inzwi- 
schen ratifiziert hat. Dieses Übereinkommen wird fer- 
ner demnächst von Dänemark ratifiziert, während in 
Irland das Genehmigungsverfahren im Gange ist. 


Kapitel VI 

Schlußbestimmungen 


1. Territorialer Anwendungsbereich 

33. Diese Frage wurde in Artikel 60 des Übereinkommens 
von 1968, der durch Artikel 27 des Beitrittsüberein- 
kommens von 1978 geändert wurde, ausdrücklich ge- 
regelt. Diese beiden Artikel werden durch Artikel 21 
des vorliegenden Beitrittsübereinkommens aufgeho- 
ben. 

Gemäß diesen Artikeln 60 und 27 finden die Überein- 
kommen von 1968 und 1978 Anwendung auf das 
europäische Hoheitsgebiet der Vertragsstaaten, wo- 
bei für Frankreich, Dänemark, die Niederlande und 
das Vereinigte Königreich besondere Bestimmungen 
galten. 

Nach diesen Bestimmungen und - soweit vorgesehen 
- den abgegebenen Erklärungen ergibt sich zum Zeit- 
punkt der Unterzeichnung des Übereinkommens über 
den Beitritt Spaniens und Portugals folgendes Bild: 

a) Frankreich: das Übereinkommen von 1968 in der 
Fassung des Übereinkommens von 1978 gilt für 
sämtliche Gebiete, die Bestandteil der Französi- 
schen Republik sind (siehe Artikel 71 ff. der Ver- 
fassung), also einschließlich der französischen 
Übersee-Departements (Guadeloupe, Martinique, 
Guayana, Reunion), der Übersee-Territorien 
(Polynesien, Neukaledonien, Süd- und Antarktis- 
gebiete) und der besonderen Gebietskörperschaf- 
ten (St. Pierre und Miquelon, Mayotte). 

b) Dänemark: Das Übereinkommen von 1978 gilt 

- weder für die Färöer, da hierzu keine Erklärung 
abgegeben worden ist, 

- noch für Grönland, da Dänemark bei der Hinter- 
legung seiner Ratifikationsurkunde erklärt hatte, 
daß sich das Übereinkommen nicht auf Grön- 
land erstrecke. 

c) Niederlande: Seit dem 1. Januar 1986 setzt sich 
das Königreich der Niederlande aus drei Ländern 
zusammen, und zwar den Niederlanden, den Nie- 
derländischen Antillen [den Inseln Bonaire, Cura- 
gao, St. Martin (niederländischer Teil der Insel), 
St. Eustatius und Saba] und Aruba. 


In diesem Zusammenhang sei bemerkt, daß ge- 
mäß dem Übereinkommen von 1968 die Regie- 
rung der Niederlande erklären konnte, daß das 
Übereinkommen für Surinam und die Niederländi- 
schen Antillen gelte und daß, wenn hinsichtlich der 
Niederländischen Antillen eine solche Erklärung 
nicht abgegeben werde, Verfahren, die im europäi- 
schen Hoheitsgebiet des Königreichs aufgrund 
einer Kassationsbeschwerde gegen Entscheidun- 
gen von Gerichten der Niederländischen Antillen 
anhängig seien, als vor diesen Gerichten anhängig 
gälten. 

In das Übereinkommen von 1978 wurde dieselbe 
Bestimmung - Surinam jedoch ausgenommen - 
übernommen (Artikel 27 des Beitrittsübereinkom- 
mens). Das Übereinkommen gilt also nicht für Su- 
rinam. Bei der Hinterlegung der Ratifikationsurkun- 
de der Niederlande zum Übereinkommen von 1978 
wurde ausdrücklich erklärt, daß diese Urkunde die 
Erklärung enthalte, daß die Ratifizierung lediglich 
für das europäische Hoheitsgebiet des Königreichs 
gelte. 

Was die anderen Gebiete anbelangt, die seit 1986 
Bestandteil des Königreichs der Niederlande sind, 
so wurde der Anwendungsbereich des Überein- 
kommens am 30. Juni 1986 auf Aruba ausge- 
dehnt. 

d) Vereinigtes Königreich: Im Übereinkommen von 
1978 (Artikel 27), gemäß dem das Übereinkom- 
men nur für das europäische Hoheitsgebiet der 
Vertragsstaaten gilt, wurde ausgeführt, daß es 
nicht für die europäischen Gebiete außerhalb des 
Vereinigten Königreichs gelte, deren internationale 
Beziehungen dieses wahmehme, sofern nicht das 
Vereinigte Königreich eine gegenteilige Erklärung 
in bezug auf ein solches Gebiet abgebe (zu diesen 
Gebieten siehe den Schlosser-Bericht, Randnum- 
mer 252). Bislang hat das Vereinigte Königreich 
keine diesbezügliche Erklärung abgegeben. 

34. Abschließend läßt sich sagen, daß zum Zeitpunkt, zu 

dem das Übereinkommen über den Beitritt Spaniens 
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und Portugals zur Unterzeichnung aufgelegt worden 
ist, das Übereinkommen von 1968 in der Fassung der 
Übereinkommen von 1978 und 1982 

a) für sämtliche Gebiete gilt, die Bestandteil der Fran- 
zösischen Republik sind; 

b) im Falle Dänemarks weder für Grönland noch für 
die Färöer gilt; 

c) im Falle der Niederlande lediglich für das euro- 
päische Hoheitsgebiet und Aruba gilt; 

d) im Falle des Vereinigten Königreichs nicht für die 
europäischen Gebiete außerhalb des Vereinigten 
Königreichs, deren internationale Beziehungen 
dieses wahrnimmt, gilt. 


2. Folgen der Aufhebung des Artikels 60 

35. Die Aufhebung des Artikels 60 entspricht der Lösung 
im Lugano-Übereinkommen, welches ebenfalls keine 
Klausel über den territorialen Anwendungsbereich 
enthält (Jenard-Möiler-Bericht, Randnummern 91 
bis 96). Das Übereinkommen könnte mithin Anwen- 
dung auf außereuropäische Gebiete finden. 

36. a) Betroffene Gebiete 

Frankreich: es wird auf die Ausführungen unter 
Randnummer 33 verwiesen. 

Spanien: Das Übereinkommen gilt für das gesamte 
Hoheitsgebiet des Königreichs Spanien. 

Portugal: Das Übereinkommen gilt für das gesamte 
Hoheitsgebiet der Portugiesischen Republik. Eine 
Ausdehnung des Übereinkommens auf Macau und 
Timor-Leste wäre möglich. 

Dänemark: Dänemark könnte den Anwendungs- 
bereich des Übereinkommens auf die Färöer und 
Grönland ausdehnen. 

Niederlande: Die Niederlande könnten den Anwen- 
dungsbereich auf die Niederländischen Antillen 
ausdehnen; die Ausdehnung auf Aruba ist bereits 
erfolgt. 

Vereinigtes Königreich: Das Verzeichnis der au- 
ßereuropäischen Gebiete, deren internationale Be- 
ziehungen das Vereinigte Königreich wahrnimmt, 
ist in der Anlage III enthalten. 

Es sei darauf hingewiesen, daß das Vereinigte 
Königreich anläßlich der Verhandlungen über das 
Lugano-Übereinkommen erklärt hat, daß Anguilla, 
Bermuda, die britischen Jungferninseln, Montser- 
rat, die Turks- und Caicos-Inseln sowie Hongkong 
zu den außereuropäischen Gebieten gehörten, für 
die das Vereinigte Königreich eine Ausdehnung 
des Anwendungsbereichs des Übereinkommens in 
Betracht ziehen könnte. 

37. b) Übergangssituation 

1) Möglicherweise könnte der eine oder der an- 
dere Staat (z. B. Dänemark oder das Vereinigte 
Königreich) auf der Grundlage von Artikel 60 
des Übereinkommens von 1978 Erklärungen 
über die Ausdehnung seines Anwendungsbe- 
reiches abgeben, bevor das Beitrittsüberein- 
kommen für ihn in Kraft tritt. 


Diese Erklärungen würden unseres Erachtens 
für die Vertragsparteien des Übereinkommens 
von 1978 und ebenso für Spanien und Portugal 
wirksam werden, sobald das Beitrittsüberein- 
kommen zwischen diesen Ländern und dem 
betroffenen Gebiet in Kraft tritt. 

2) Die schrittweise Inkraftsetzung des Überein- 
kommens über den Beitritt Spaniens und Portu- 
gals hat zur Folge, daß die Beziehungen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten der Gemeinschaften 
während einer Übergangszeit zum einen durch 
dieses Übereinkommen und zum anderen 
durch das Übereinkommen von 1968 in der 
durch die Übereinkommen von 1978 und 1982 
geänderten Fassung geregelt werden. Zur Ver- 
anschaulichung dieser Feststellung läßt sich 
folgendes Beispiel anführen: Wenn Spanien 
und die Niederlande die beiden ersten Staaten 
sind, die das Übereinkommen über den Beitritt 
Spaniens und Portugals ratifizieren, so regelt 
dieses ihre Beziehungen, während für die Be- 
ziehungen zwischen den Niederlanden und den 
anderen Staaten, die die Übereinkommen von 
1978 und 1982 ratifiziert haben, weiterhin die 
Bestimmungen dieser beiden Übereinkommen 
gelten. 

Diese Dualität wirkt sich auch auf den territoria- 
len Anwendungsbereich der Übereinkommen 
aus. Gesetzt den Fall, daß die Niederlande 
nach der Ratifizierung des Übereinkommens 
über den Beitritt Spaniens und Portugals dieses 
Übereinkommen auf die Niederländischen Antil- 
len ausdehnen möchten, so müßte Ihre Erklä- 
rung über die Ausdehnung sowohl auf der 
Grundlage des Artikels 60 des Übereinkom- 
mens von 1968 1 ) - damit diese Ausdehnung 
rechtliche Wirkung für die anderen diesem 
Übereinkommen angehörenden Staaten hat - 
als auch entsprechend den Regeln des Völker- 
rechts abgegeben werden, damit diese Aus- 
dehnung für Spanien und Portugal rechtswirk- 
sam wird. 

3) Was das Vereinigte Königreich anbelangt, so 
kann dieses nach Artikel 60 ') des Übereinkom- 
mens von 1978 die Anwendung des Überein- 
kommens „auf die europäischen Gebiete“ 
außerhalb des Vereinigten Königreichs, deren 
internationale Beziehungen von ihm wahrge- 
nommen werden, ausdehnen. 

Das Übereinkommen von 1978 räumt dem Ver- 
einigten Königreich mithin nicht die Möglichkeit 
ein, die Anwendung dieses Übereinkommens 
auf die außereuropäischen Gebiete, deren in- 
ternationale Beziehungen das Vereinigte Kö- 
nigreich wahrnimmt, auszudehnen. 

Die Ausdehnung des Übereinkommens auf die 
außereuropäischen Gebiete selbst, deren inter- 
nationale Beziehungen das Vereinigte König- 
reich wahrnimmt, regelt sich folglich nach dem 
Völkerrecht. 


’) Unter diesem Artikel 60 ist der Artikel 60 des Übereinkommens von 1968 
in der durch Artikel 27 des Übereinkommens von 1978 geänderten 
Fassung zu verstehen. 


42 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode Drucksache 12/5841 


38. Eine Zeitlang könnte sich diese Lage als etwas kom- 
pliziert erweisen; gerade dies macht deutlich, daß es 
von größtem Interesse ist, daß alle Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaften das Übereinkommen über den Bei- 
tritt Spaniens und Portugals so rasch wie möglich 
ratifizieren. 

3. Inkrafttreten 

39. 1) Das Beitrittsübereinkommen von 1989 tritt nach 

Artikel 32 in Kraft, wenn es von zwei Unterzeich- 
nerstaaten, von denen einer das Königreich Spa- 
nien oder die Portugiesische Republik ist, ratifiziert 
worden ist. 

2) Man wollte bewußt das Inkrafttreten des Überein- 
kommens beschleunigen. Dieser Wille wurde in 
der gemeinsamen Erklärung im Anhang zum Über- 


einkommen bestätigt, in der eine Verknüpfung zwi- 
schen dem Brüsseler Übereinkommen und der 
Vollendung des Binnenmarktes hergestellt wird; 
zudem werden hierin die Staaten aufgefordert, die 
geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um das 
Übereinkommen in kürzester Frist und nach Mög- 
lichkeit vor dem 31. Dezember 1992 zu ratifizie- 
ren. 

Aus Artikel 32 ergibt sich, daß das Übereinkom- 
men zwischen Spanien und Portugal in Kraft treten 
könnte, wenn sie die ersten Länder wären, die es 
ratifizieren. 

3) Es wurde vereinbart, daß der Gerichtshof selbst in 
diesem Fall zuständig für die Auslegung des Bei- 
trittsübereinkommens wäre. 


Kapitel VII 

Luxemburger Protokoll vom 3. Juni 1971 


40. Generell läßt sich sagen, daß das Protokoll von 1971 
den verschiedenen Beitrittsübereinkommen angepaßt 
wurde. Sein Grundaufbau, der sich auf Artikel 177 des 
Rom-Vertrages stützt, wurde nicht geändert. 

Zur Erläuterung kann daher auf die Ausführungen in 
den Berichten von Jenard (ABI. Nr. C 59 vom 5. 3. 
1979, S. 66), Schlosser (Randnummern 255 und 256) 
und Evrigenis-Kerameus (Nummern 91 bis 99) zu- 
rückgegriffen werden. 


Es wurden die sich aus dem Beitritt Spaniens und 
Portugals ergebenden notwendigen technischen An- 
passungen vorgenommen. 

Durch die Artikel 26 und 27 des Beitrittsübereinkom- 
mens von 1989 wurden die Artikel 6 und 10 Buch- 
stabe d) des Protokolls, die dessen territorialen An- 
wendungsbereich betreffen, aufgehoben. 


Kapitel VIII 
Schlußfolgerungen 


1 . Bei der Lektüre dieses Berichts kann man den Eindruck 
einer ziemlich komplexen Sachlage gewinnen, da der 
Praktiker mit mehreren internationalen Vertragswerken 
konfrontiert ist, die für denselben Bereich gelten. 

2. Ohne diese Komplexität zu unterschätzen, sollte man 
jedoch nicht außer acht lassen, daß wir es hier mit einer 
enormen Anstrengung zu tun haben, die von 18 euro- 
päischen Staaten erbracht wurde, um in diesem beson- 
deren Bereich der gerichtlichen Zuständigkeit sowie 
der Anerkennung und Vollstreckung von Urteilen in 
Zivil- und Handelssachen zu einem wirklichen, auf 
gemeinsamen Grundlagen beruhenden europäischen 
Rechtsraum zu gelangen. Wirklichkeit geworden ist 
dieses Werk durch eine Reihe aufeinanderfolgender 
Beiträge, die auf die Erweiterung der Gemeinschaften 
und das Interesse der EFTA-Staaten am Brüsseler 
Übereinkommen zurückgehen. 

3. Um diese komplexe Situation zu vereinfachen, käme 
zunächst eine rasche Ratifizierung des Übereinkom- 
mens über den Beitritt Spaniens und Portugals durch 
alle beteiligten Staaten in Betracht, im Einklang mit der 
gemeinsamen Erklärung und gestützt auf die darin 
hervorgehobenen Zusammenhänge zwischen diesem 
Übereinkommen und dem Binnenmarkt. Die Lage wäre 


nämlich eindeutiger, sobald das Brüsseler Übereinkom- 
men von allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaften 
sozusagen auf den neuesten Stand gebracht worden 
wäre. In jedem Fall sind - wie bei der Untersuchung der 
Schlußbestimmungen (Kapitel VI) dargelegt - Bestim- 
mungen vorgesehen, durch die das Inkrafttreten dieses 
Beitrittsübereinkommens beschleunigt werden soll. 

4. Auch eine rasche Ratifizierung des Lugano-Überein- 
kommens ist von Interesse. In praktischer Hinsicht wür- 
de dieses Übereinkommen die in einem Mitgliedstaat 
der Gemeinschaften wohnhaften Personen davor 
schützen, aufgrund exorbitanter Zuständigkeitsregeln 
vor die Gerichte der EFTA-Staaten geladen zu werden, 
und es würde auch die Freizügigkeit der Urteile ge- 
währleisten. In wirtschaftlicher Hinsicht sind die EFTA- 
Länder - sogar noch vor den Vereinigten Staaten und 
Japan zusammen - die wichtigsten Handelspartner der 
Europäischen Gemeinschaften, und umgekehrt sind 
die Gemeinschaften der bedeutendste Markt für die 
EFTA-Länder. Mit dem Lugano-Übereinkommen sollen 
die Streitigkeiten bewältigt werden, die sich bei diesen 
Handelsgeschäften ergeben könnten. 

5. Das Brüsseler Übereinkommen ist seit dem 1 . Oktober 
1989 zwischen zehn Mitgliedstaaten der Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 
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Nachstehend seien die einzelnen durchlaufenen Pha- 
sen zusammengefaßt: 

1. Das Brüsseler Übereinkommen von 1968 ist am 
1 . Februar 1973 zwischen Belgien, der Bundesrepu- 
blik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg 
und den Niederlanden in Kraft getreten. Das Proto- 
koll vom 3. Juni 1971 ist am 1. September 1975 
zwischen diesen sechs Ländern in Kraft getreten. 

2. Das Übereinkommen von 1 978 trat an die Stelle des 
Übereinkommens von 1968, und zwar am 1. No- 
vember 1986 in den Beziehungen zwischen diesen 
sechs Staaten und Dänemark, am 1. Januar 1986 
zwischen diesen und dem Vereinigten Königreich 
und am 1. Juni 1988 zwischen diesen und Irland. 


3. Das Übereinkommen von 1982 über den Beitritt 
Griechenlands ist am 1. April 1989 zwischen Grie- 
chenland und Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, Dänemark, Frankreich, Irland, Italien, 
Luxemburg und den Niederlanden in Kraft getreten. 
Für das Vereinigte Königreich gilt es seit dem 
1. Oktober 1989. 

4. Das Beitrittsübereinkommen von 1989 tritt in Kraft, 
sobald es von zwei Unterzeichnerstaaten, von de- 
nen einer das Königreich Spanien oder die Portugie- 
sische Republik ist, ratifiziert worden ist. 

5. Das Lugano-Übereinkommen vom 16. September 
1 988 tritt in Kraft, sobald es von zwei Staaten, von 
denen einer Mitglied der Gemeinschaften und der 
andere Mitglied der EFTA ist, ratifiziert worden ist. 
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Anlage I 


Übereinkommen 

Protokoll 

Berichte 

Veröffentlichung im ABI. Nr. 

Mitteilung 
im ABI. über das 
Inkrafttreten 

Erklärung zur 
territorialen 

Anwendung 

Übereinkommen von 1 968 
Brüssel: 27. 9. 1968 

L 299 vom 31. 12. 1972 

Zwischen den sechs 
ursprünglichen Mitglied- 
staatenf 1 ): 

1.2.1973 

(L 299, 31. 12. 1972) 

Bundesrepublik 

Deutschland: 

Anwendung auf Berlin 

Niederlande: Königreich 
in Europa + Aruba 

Protokoll von 1971 
Luxemburg: 3. 6. 1971 

L 204 vom 2. 8. 1975 

Zwischen den Sechs: 

1. 9. 1975 
(L 204, 2. 8. 1975) 

i 

Bundesrepublik 

Deutschland: 

Anwendung auf Berlin 

Übereinkommen von 1978 
Luxemburg: 9. 10. 1978 

L 304 vom 30. 10. 1978 
(Sondernummer für die 
gälische Fassung L 388) 

Zwischen den Sechs 
und Dänemark: 

1. 11. 1986 

(C 285, 12. 11. 1986) 

Zwischen den Sechs 
+ Dänemark und dem 
Vereinigten Königreich: 

1. 1. 1987 

(C 285, 12. 11. 1986) 

Zwischen den Sechs 
+ Dänemark 
+ Vereinigtes Königreich 
und Irland: 

1. 6. 1988 

(C 125, 12. 5. 1988) 

Dänemark: Keine Anwen- 
dung auf Grönland 

Bundesrepublik 

Deutschland: 

Anwendung auf Berlin 

Übereinkommen von 1982 
Luxemburg: 25. 10. 1982 

■ 

L 388 vom 31. 12. 1982 

Zwischen den Sechs 
+ Dänemark + Irland 
und Griechenland: 

1. 4. 1989 

(C 37, 14. 2. 1989) 

Zwischen den Sechs 
+ Dänemark + Irland 
+ Griechenland und 
Vereinigtes Königreich: 
1.10.1989 
(C 249, 30. 9. 1989) 

Dänemark: Keine Anwen- 
dung auf Grönland 

Bundesrepublik 

Deutschland: 

Anwendung auf Berlin 

Übereinkommen von 1989 
San Sebastian: 26. 5. 1 989 

L 285 vom 3. 10. 1989 
(Sondernummer für die 
gälische Fassung L 285) 



Kodifizierte Texte 

- der Übereinkommen 
von 1968 und 1978 
des Protokolls von 1971 

- der Übereinkommen 
von 1968, 1978 und 

1 982 und des Protokolls 
von 1971 

L 304 vom 30. 10. 1978 

C 97 vom 11.4. 1983 




') Die Sechs: Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Niederlande. 
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Übereinkommen 

Protokoll 

Berichte 

Veröffentlichung im ABI. Nr. 

Mitteilung 
im ABI. über das 
Inkrafttreten 

Erklärung zur 
territorialen 

Anwendung 

Lugano-Übereinkommen: 
Lugano: 16. 9. 1988 

L 319 vom 25. 11. 1988 



Jenard-Bericht 
Übereinkommen von 1968 
Protokoll von 1971 
Schlosser-Bericht 
Übereinkommen von 1978 

C 59 vom 5. 3. 1979 



Evrigenis-Kerameus-Bericht 
Übereinkommen von 1982 
+ griechische Fassung 
der Berichte von Jenard 
und Schlosser 

C 298 vom 24. 11. 1986 
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Herr C. Böhmer 
Herr D. Welp 

Herr B. Schmidt-Steinhauser 
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Frau M. Toussis-Scordamaglia 

Frau C. Samoni-Rantoy 
Frau H. Riga 

Spanien 
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Frankreich 

Herr Cormaille de Valbray 
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Irland 
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Herr A. Saggio 

Herr R. Foglia 
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Anlage II 
Teilnehmerliste 


Erster Botschaftssekretär 

Ständige Vertretung Spaniens bei den Europäischen Gemeinschaften 


Rat 

Ministerium für auswärtige Beziehungen 

Verwaltungssekretär 

Justizministerium 


Justizministerium 
Attache (Rechtsfragen) 

Ständige Vertretung bei den Europäischen Gemeinschaften 


Bundesministerium der Justiz 
Bundesministerium der Justiz 

Ständige Vertretung bei den Europäischen Gemeinschaften 


Erste Botschaftssekretärin (Rechtsfragen) 

Ständige Vertretung bei den Europäischen Gemeinschaften 

Ministerium für auswärtige Angelegenheiten 

Direktorin 

Justizministerium 


Stellvertretender Direktor 
Justizministerium 

Professor an der Juristischen Fakultät der Universität Alicante 
Justizministerium 


Justizministerium 

Justizbeamter 

Justizministerium 


Principal 

Department of Justice 


Consigliere di Cassazione 
Justizministerium 

Consigliere di Cassazione 
Justizministerium 

Industrieministerium 


Attache (Rechtsfragen) 
Justizministerium 
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Niederlande 

Herr P. Meijknecht Justizministerium 

Herr G. Borchardt Ständige Vertretung bei den Europäischen Gemeinschaften 


Portugal 

Herr M. de Almeida Cruz Richter erster Instanz 

Rechtsberater an der Ständigen Vertretung bei den Europäischen Gemeinschaften 

Herr L. Fernandez Direktor 

Ministerium für auswärtige Angelegenheiten 

Herr A. Ribeiro Direktor 

Justizministerium 


Vereinigtes Königreich 

Herr D. Gladwell Lord Chancellor’s Department 

Herr R. White Lord Chancellor’s Department 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

Herr P. Jenard Berater 

Honorardirektor im belgischen Ministerium für auswärtige Angelegenheiten 

Herr F. Danis Verwaltungsrat, GD lll 

Generalsekretariat des Rates der Europäischen Gemeinschaften 

Herr V. Scordamaglia Direktor 

GD C „Binnenmarkt“ 

Herr O. Petersen Hauptverwaltungsrat 

GD C „Binnenmarkt“ 

Frau G. Malesy Hauptsekretärin 

GD C „Binnenmarkt“ 


Anlage III 

Verzeichnis der außereuropäischen Gebiete, 
deren internationale Beziehungen das Vereinigte Königreich wahrnimmt 

- Karibik und Nordatlantik: Anguilla, Bermuda, Kaiman- 
inseln, Montserrat, Turks- und Caicosinseln, Britische 
Jungferninseln; 

- Südatlantik: Britisches Antarktis-Territorium, Falkland- 
inseln, Südgeorgien und Südliche Sandwichinseln, 

St. Helena und dazugehörige Gebiete (Ascension und 
Tristan da Cunha); 

- Indischer Ozean: Britisches Territorium im Indischen 
Ozean; 

- Südpazifik: Pitcairn, Henderson, Ducie und Oeno; 

- Hongkong. 
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